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Referentenentwurf 

der Bundesregierung 

Verordnung zur Neufassung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsver-
ordnung und der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung  

A. Problem und Ziel  

Die Ablösung der Erneuerbaren Energien Richtlinie 2009/28/EG durch die Erneuerbare-
Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 hat unter anderem zu neuen europarechtlichen Vorga-
ben bei der Förderung von Stromerzeugung und Biokraftstoffherstellung aus Biomasse ge-
führt. Diese Änderungen beziehen sich auf den Anwendungsbereich, die einzuhaltenden 
Nachhaltigkeitskriterien, die Maßgaben zur Treibhausgasminderung sowie die Einführung 
von Anlagenschwellenwerten. Die entsprechenden neuen Vorgaben der Erneuerbare-
Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 sollen das Risiko negativer Auswirkungen auf die bio-
logische Vielfalt und Treibhausgasemissionen bei der Nutzung der Biomasse als erneuer-
bare Energie minimieren.  

Das nationale Recht berücksichtigt bisher lediglich die Vorgaben der Erneuerbaren Ener-
gien Richtlinie 2009/28/EG und ist daher in Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richtli-
nie (EU) 2018/2001 anzupassen. Weitere notwendige Änderungen umfassen die Einfüh-
rung von Bußgeldvorschriften zur Schließung von Regelungslücken sowie die Möglichkeit 
zur Konkretisierungen von Vorgaben im Bundesanzeiger. Ferner werden Rechtsbereini-
gungen vorgenommen und den Erfahrungen aus der Vollzugspraxis Rechnung getragen.  

B. Lösung 

Die Erneuerbaren Energien Richtlinie 2009/28/EG wurde hinsichtlich der Nachhaltigkeits- 
und Treibhausgasminderungserfordernisse bei Biomasse durch die Biomassestrom-Nach-
haltigkeitsverordnung (BioSt-NachV) und die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung (Bi-
okraft-NachV) umgesetzt. Die neuen Anforderungen der Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
(EU) 2018/2001 sind daher in die genannten Verordnungen zu integrieren. Dies erfolgt 
durch Neuerlass derselben im Rahmen einer Mantelverordnung; wobei die europäischen 
Vorgaben 1:1 umgesetzt werden. Die BioSt-NachV und Biokraft-NachV werden inhaltlich 
und verfahrensmäßig weitestgehend identisch gestaltet. Damit werden die rechtlichen Vo-
raussetzungen für die gegenseitige Anerkennung von zertifizierter Biomasse in beiden Ver-
ordnungen erhalten und der Aufwand für die Wirtschaftsakteure und Verwaltung minimiert. 

Die EU Klimaziele und der damit verbundene Ausbau erneuerbarer Energien haben im letz-
ten Jahrzehnt europaweit zu einem signifikanten Anstieg des Biomasseverbrauchs geführt 
1. Mit der Neufassung der Nachhaltigkeitsverordnungen ist der Nutzen verbunden, die Um-
weltrisiken, die mit dem verpflichtenden Ausbau der erneuerbaren Energien nach den Vor-
gaben der Erneuerbaren Richtlinie (EU) 2018/2001 (Mindestanteil von Energie aus erneu-
erbaren Quellen am Bruttoenergieverbrauch der Europäischen Union bis 2030 von 32%) 
einhergehen, insbesondere im Hinblick auf die biologische Vielfalt und die Treibhaus-
gasemissionen, zu minimieren. Dazu werden verpflichtende Kriterien für den Anbau und 
die Nutzung von Biomasse vorgegeben. Im Vergleich zur Erneuerbare-Energien-Richtlinie 

                                                 
 
1 Commission Staff working document impact assessment (COM 2016 767 final) 
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2009/28/EG werden dabei nicht nur flüssige Biobrennstoffe und Biokraftstoffe, sondern alle 
Bioenergieträger berücksichtigt.  

Mit der Einführung von Ordnungswidrigkeitstatbeständen werden Ahndungsmöglichkeiten 
bei ordnungswidrigem Verhalten insbesondere in Bezug auf gefälschte Nachhaltigkeits-
nachweise geschaffen und so eine empfindliche Regelungslücke geschlossen. Mittels Be-
kanntmachungen im Bundesanzeiger sollen erforderliche Konkretisierungen der Anforde-
rungen an die Nachhaltigkeitskriterien und Treibhausgasminderung ermöglicht werden. Da-
mit können beispielsweise von der Europäischen Kommission durch Mitteilungen oder 
Durchführungsrechtsakte vorgenommen Präzisierungen national zeitnah umgesetzt wer-
den ohne eine Änderung der Verordnungen vorzunehmen. Dies dient der Rechtssicherheit 
und trägt zur Bürokratieerleichterung bei. Weiterhin erfolgen rechtsbereinigende Änderun-
gen und Anpassungen an die Vollzugspraxis, die der Verschlankung der Verordnungen 
dienen und für Anwendende eine Vollzugserleichterung bewirken. So wird beispielsweise 
gegenüber den geltenden Verordnungen auf Anhänge verzichtet und auf die einschlägigen 
Anhänge der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 verwiesen.  

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand sind für Bund, Länder und Kommunen nicht 
zu erwarten.  

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht aus den Verordnungsänderungen des vorliegenden 
Entwurfs kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Zur BioSt-NachV: 

In Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 sieht die Verordnung 
erweiterte Anforderungen an die Nachhaltigkeit von zur energetischen Nutzung vorgesehe-
nen Biomasse aus dem forstwirtschaftlichen bzw. landwirtschaftlichen Bereich unter Einbe-
ziehung von Rest- und Abfallstoffen vor. Dies hat eine Erhöhung des Erfüllungsaufwands 
für die Wirtschaft zur Folge. 

Der Erfüllungsaufwand erhöht sich insbesondere durch die im Vergleich zur Erneuerbaren 
Energien Richtlinie 2009/28/EG neuen Nachhaltigkeitsanforderungen für feste und gasför-
mige Biomasse für alle Anlagen ab einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 20 MW bzw. 
2 MW und durch neu definierte Grenzwerte für Treibhausgas –Emissionen (THG) für Anla-
gen, die ab dem 1. Januar 2021 in Betrieb gehen. Dadurch wird der Kreis der von den 
Anforderungen adressierten Systemteilnehmer (u.a. Produzenten, weiterverarbeitende Be-
triebe, Lieferanten und Anlagenbetreibe) erweitert, was im Vergleich zur geltenden Rechts-
lage einen erhöhten Aufwand nach sich zieht. Hier fallen Kosten für die jährliche Zertifizie-
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rung und das damit verbundene Audit, das –soweit erforderlich- auch die Prüfung einzuhal-
tender THG-Grenzwerte umfasst, sowie für stichprobenartige Kontrollen an. Darüber hin-
aus können zur Einrichtung von neuen Dokumentationen einmalige, betriebsinterne Kosten 
entstehen. Auch sind erhöhte wiederkehrende Personalkosten denkbar, um bspw. die ge-
forderten Massebilanzsysteme kontinuierlich zu aktualisieren und ggf. ein Management der 
Lieferketten zu betreiben. 

Der gesamte Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft ist von der Anzahl der betroffenen Wirt-
schaftsteilnehmer der verschiedenen Lieferketten abhängig. Auch die durch Zertifizierung, 
Audits und Nachweispflichten entstehenden Kosten können variieren. 

Beispielhafte Berechnungen für den Bereich der Biogasanlagen mit einer Feuerungswär-
meleistung größer als 2 MW zeigen, dass in Summe mit einem jährlichen Gesamtaufwand 
von ca. 4,1 bis 7,1 Mio. Euro für die betroffenen Betreibenden gerechnet werden kann. Für 
flüssige Biobrennstoffe wird im Vergleich zur geltenden Regelung keine Erhöhung des Er-
füllungsaufwands für die Wirtschaft erwartet. Darüber hinaus entstehen Zertifizierungskos-
ten für weitere Systemteilnehmer. Kosten für Nachweispflichten sind vernachlässigbar. 

Zur Biokraft NachV: 

Bezüglich der Biokraft-NachV entsteht kein zusätzlicher Aufwand. Die Anforderungen zur 
THG-Reduzierung für Neuanlagen fallen bei der Zertifizierung kaum ins Gewicht.  

 

Ein Gesamtaufwand für die Wirtschaft kann nicht beziffert werden, da die Anzahl der be-
troffenen Wirtschaftsteilnehmer nicht bekannt ist. Der zur BioSt-NachV dargestellte Auf-
wand ist daher als Mindestwert zu verstehen. Es entsteht kein einmaliger Aufwand.  

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Davon entfallen XX auf Bürokratiekosten aus Informationspflichten. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung ändert sich der jährliche Erfüllungsaufwand um rund XX Tsd. EUR. Der 
einmalige Erfüllungsaufwand beträgt rund XX Tsd. EUR. Davon entfallen XX Tsd. Euro an 
[einmaligem / jährlichen] Erfüllungsaufwand auf den Bund.  

F. Weitere Kosten 

Im Stromsektor sind aufgrund der erweiterten Anforderungen an die Zertifizierung von nach-
haltiger Biomasse und der daraus resultierenden Mehrkosten der Wirtschaft Auswirkungen 
auf das allgemeine Preisniveau und das Verbraucherpreisniveaus zu erwarten. Die Kosten 
zur Minderung der Treibhausgasemissionen bei Kraftstoffen ergibt sich durch die Vorgaben 
im BImSchG. 
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Referentenentwurf der Bundesregierung 

Verordnung zur Neufassung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsver-
ordnung und der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung2) 

Vom ... 

Auf Grund  

– des § 90 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2014 (BGBl. I S. 1066), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3138) geän-
dert worden ist, verordnet das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukle-
are Sicherheit im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
und dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft  

– des § 37 d Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das zuletzt 
durch Artikel 103 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden 
ist, verordnet die Bundesregierung nach Anhörung der beteiligten Kreise nach § 51 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes  

– des § 37d Absatz 3 Nummer 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das zuletzt durch Artikel 103 
der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, verordnet 
die Bundesregierung  

– des § 37 e Absatz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), das zuletzt durch Artikel 103 der 
Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, verordnet das 
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit und dem Bundesmi-
nisterium der Finanzen 

– des § 87 Absatz 2 Satz 5 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2014 
(BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 
(BGBl. I S. 3138) geändert worden ist, verordnet das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem Bundesministerium der Finan-
zen sowie des § 37e Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 1 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes, der durch Artikel 1 Nummer 7 des Gesetzes vom 15. Juli 2009 
(BGBl. I S. 1804) eingefügt worden ist, verordnet das Bundesministerium der Finanzen 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit und dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz, jeweils in Verbindung mit dem 2. Abschnitt des Verwaltungskostengesetzes 
vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 821) und 

– des § 37d Absatz 1 und des § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a, Nummer 
6 bis 14 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, von denen § 37d Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe a, Nummer 6, 7, 9 bis 12 und 14 durch Artikel 1 Nummer 7 
Buchstabe b des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1740) neu gefasst 

                                                 
 
2) Diese Verordnung dient der Umsetzung von Artikel 29 Absatz (1) Satz 4 bis Absatz (7) und Absatz 

(10) sowie von Artikel 30 und 31 der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen.   
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worden ist und § 37d Absatz 1 zuletzt durch Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa und bb und § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 zuletzt durch Artikel 3 
Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa des Gesetzes vom 26. Juli 2016 (BGBl. 
I S. 1839) und § 37d Absatz 2 Satz 1 Nummer 13 zuletzt durch Artikel 3 Nummer 2 
Buchstabe a Doppelbuchstabe bb des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) 
geändert worden ist, verordnet die Bundesregierung nach Anhörung der beteiligten 
Kreise: 

 

Artikel 1 

Verordnung über Anforderungen an eine nachhaltige Herstellung 
von Biomasse zur Stromerzeugung  

(Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung – BioSt-NachV) 

Inhaltsübersicht 

T e i l  1  
A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  

§ 1 Anwendungsbereich 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

T e i l  2  
N a c h h a l t i g k e i t s a n f o r d e r u n g e n  

§ 3 Anforderungen für die Vergütung 

§ 4 Anforderungen an landwirtschaftliche Biomasse 

§ 5 Anforderungen an forstwirtschaftliche Biomasse 

§ 6 Treibhausgasminderung 

T e i l  3  
N a c h w e i s  

A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  

§ 7 Nachweis über die Erfüllung der Anforderungen für die Vergütung 

§ 8 Weitere Nachweise 

§ 9 Übermittlung der Nachweise an die zuständige Behörde 

A b s c h n i t t  2  

N a c h h a l t i g k e i t s n a c h w e i s e  

§ 10 Anerkannte Nachweise 
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§ 11 Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen 

§ 12 Ausstellung auf Grund von Massenbilanzierungssystemen 

§ 13 Lieferung auf Grund von Massenbilanzsystemen 

§ 14 Inhalt und Form der Nachhaltigkeitsnachweise 

§ 15 Folgen fehlender oder nicht ausreichender Angaben 

§ 16 Anerkannte Nachhaltigkeitsnachweise auf Grund der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung 

§ 17 Weitere anerkannte Nachhaltigkeitsnachweise 

§ 18 Nachhaltigkeits-Teilnachweise 

§ 19 Unwirksamkeit von Nachhaltigkeitsnachweisen und Teilnachweisen 

A b s c h n i t t  3  

Z e r t i f i k a t e  f ü r  S c h n i t t s t e l l e n  

§ 20 Anerkannte Zertifikate 

§ 21 Ausstellung von Zertifikaten 

§ 22 Inhalt der Zertifikate 

§ 23 Folgen fehlender Angaben 

§ 24 Gültigkeit der Zertifikate 

§ 25 Anerkannte Zertifikate auf Grund der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung 

§ 26 Weitere anerkannte Zertifikate 

A b s c h n i t t  4  

Z e r t i f i z i e r u n g s s t e l l e n  

Unterabschnitt 1 

Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

§ 27 Anerkannte Zertifizierungsstellen 

§ 28 Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

§ 29 Verfahren zur Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

§ 30 Inhalt der Anerkennung 

§ 31 Erlöschen der Anerkennung 

§ 32 Widerruf der Anerkennung 

Unterabschnitt 2 

Aufgaben von Zertifizierungsstellen 

§ 33 Führen von Verzeichnissen 

§ 34 Kontrolle der Schnittstellen und Lieferanten 

§ 35 Kontrolle des Anbaus 
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§ 36 Kontrolle der Entstehungsbetriebe 

§ 37 Mitteilungen und Berichte über Kontrollen 

§ 38 Weitere Berichte und Mitteilungen 

§ 39 Aufbewahrung, Umgang mit Informationen 

Unterabschnitt 3 

Überwachung von Zertifizierungsstellen 

§ 40 Kontrollen und Maßnahmen 

Unterabschnitt 4 

Weitere anerkannte Zertifizierungsstellen 

§ 41 Anerkannte Zertifizierungsstellen auf Grund der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung 

§ 42 Weitere anerkannte Zertifizierungsstellen 

A b s c h n i t t  5  

W e i t e r e  B e s t i m m u n g e n  z u m  N a c h w e i s  

§ 43 Nachweis durch vorläufige Anerkennungen 

T e i l  4  
Z e n t r a l e s  I n f o r m a t i o n s r e g i s t e r  

§ 44 Informationsregister 

§ 45 Datenabgleich 

§ 46 Maßnahmen der zuständigen Behörde 

T e i l  5  
D a t e n e r h e b u n g  u n d  - v e r a r b e i t u n g ,  B e r i c h t s p f l i c h t e n ,  b e h ö r d -

l i c h e s  V e r f a h r e n  

§ 47 Auskunftsrecht der zuständigen Behörde 

§ 48 Berichtspflicht der zuständigen Behörde 

§ 49 Datenübermittlung 

§ 50 Zuständigkeit 

§ 51 Verfahren vor der zuständigen Behörde 

§ 52 Muster und Vordrucke 

§ 53 Außenverkehr 

T e i l  6  
B u ß g e l d v o r s c h r i f t e n  

§ 54 Ordnungswidrigkeiten 



 - 8 - Bearbeitungsstand: 30.03.2021  11:26 Uhr 

T e i l  7  
Ü b e r g a n g s -  u n d  S c h l u s s b e s t i m m u n g e n  

§ 55 Übergangsbestimmung 

§ 56 Inkrafttreten 

T e i l  1  

A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  

§ 1 

Anwendungsbereich 

Diese Verordnung gilt für die nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz zur Erzeugung 
von Strom eingesetzten 

1. flüssigen Biobrennstoffe, 

2. festen Biomasse-Brennstoffe die in Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung 
von 20 MW oder mehr verwendet werden, 

3. gasförmige Biomasse-Brennstoffe, die in Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswärme-
leistung von 2 MW oder mehr verwendet werden. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

Für diese Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:  

1. „Abfälle“ sind Stoffe oder Gegenstände gemäß § 3 Absatz 1 des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes. Für die Zwecke dieser Verordnung gelten Stoffe und Gegenstände nicht als 
Abfälle, die 

a) absichtlich erzeugt, verändert oder kontaminiert wurden, um in den Anwendungs-
bereich dieser Verordnung zu fallen; im Widerspruch zur Pflicht zur Abfallvermei-
dung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes oder § 6 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
erzeugt worden sind, 

b) nur deshalb Abfälle sind, weil 

aa) sie gemäß § 37b Absatz 1 bis 7 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes keine 
Biokraftstoffe sind, 

bb) sie gemäß § 37b Absatz 8 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes nicht auf 
die Verpflichtungen nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 37a 
Absatz 4 des Bundesimmissionsschutzgesetzes anrechenbar sind oder 

cc) sie nicht der Verordnung über die Beschaffenheit und die Auszeichnung der 
Qualitäten von Kraft- und Brennstoffen vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 
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1849), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 1. Dezember 2014 
(BGBl. I S. 1890) geändert worden ist, entsprechen. 

Satz 2 ist auch für Gemische anzuwenden, die entsprechende Abfälle enthalten. Die 
Sätze 1 bis 3 sind für flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe die aus im 
Ausland angefallenen Abfällen hergestellt wurde, entsprechend anzuwenden. 

2. „Anerkannte Zertifizierungssysteme“ sind Zertifizierungssysteme, soweit sie von der 
Europäischen Kommission auf Grund des Artikels 30 Absatz 4 oder 6 Richtlinie (EU) 
2018/2001 anerkannt sind und auf der Transparenzplattform der Europäischen Kom-
mission als solche veröffentlicht sind.  

3. „Bewaldete Flächen“ sind: 

a) Primärwälder; 

b) Wald mit großer biologischer Vielfalt und andere bewaldete Flächen, die arten-
reich und nicht degradiert sind, oder für die die zuständige Behörde eine große 
biologische Vielfalt festgestellt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die 
Gewinnung der Biomasse nicht den von der Behörde festgestellten Naturschutz-
zwecken zuwiderläuft; oder 

c) sonstige naturbelassene Flächen, 

aa) die mit einheimischen Baumarten bewachsen sind, 

bb) in denen es kein deutlich sichtbares Anzeichen für menschliche Aktivität gibt 
und 

cc) in denen die ökologischen Prozesse nicht wesentlich gestört sind. 

4. „Bioabfälle“ sind Abfälle gemäß § 3 Absatz 7 Kreislaufwirtschaftsgesetzes. 

5. „Biomasse“ ist Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung in der für die Anlage nach 
den Bestimmungen für Strom aus Biomasse des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes je-
weils anzuwendenden Fassung. 

6. “Biomasse-Brennstoffe“ sind gasförmige und feste Brennstoffe, die aus Biomasse nach 
Nummer 5 hergestellt werden.  

7. „Dauerkulturen“ sind mehrjährige Kulturpflanzen, deren Stiel normalerweise nicht jähr-
lich geerntet wird. Darunter fallen zum Beispiel Niederwald mit Kurzumtrieb, Bananen 
und Ölpalmen. Dauergrünland im Sinne des Artikels 4 Buchstabe h der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 
2013 mit Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im 
Rahmen von Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 
des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 608), die zuletzt durch die Delegierte Ver-
ordnung (EU) 2017/1155 (ABl. L 167 vom 30.6.2017, S. 1) geändert worden ist, ist 
keine Dauerkultur im Sinne dieser Verordnung. 

8. „Feste Biomasse-Brennstoffe“ sind Brennstoffe, die aus Biomasse nach Nummer 5 her-
gestellt werden und zum Zeitpunkt des Eintritts in den Brenn- oder Feuerraum fest sind. 

9. „Feuchtgebiete“ sind Flächen, die ständig oder für einen beträchtlichen Teil des Jahres 
von Wasser bedeckt oder durchtränkt sind. Als Feuchtgebiete gelten insbesondere alle 
Feuchtgebiete, die in die Liste international bedeutender Feuchtgebiete nach Artikel 2 
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Absatz 1 des Übereinkommens vom 2. Februar 1971 über Feuchtgebiete, insbeson-
dere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung (BGBl. 
1976 II S. 1266) aufgenommen worden sind. 

10. „Flüssige Biobrennstoffe“ sind Brennstoffe, die aus Biomasse nach Nummer 5 herge-
stellt werden und zum Zeitpunkt des Eintritts in den Brenn- oder Feuerraum flüssigsind. 

11. „Fortwirtschaftliche Biomasse“ ist Biomasse nach Nummer 5 aus der Forstwirtschaft. 

12. „Gasförmige Biomasse-Brennstoffe“ sind Brennstoffe, die aus Biomasse nach Nummer 
5 hergestellt werden und die zum Zeitpunkt des Eintritts in den Brenn- oder Feuerraum 
gasförmig sind. 

13. „Gewinnungsgebiet“ ist ein als Wirtschaftseinheit abgrenzbares oder ein geografisch 
definiertes Gebiet, in dem die forstwirtschaftlichen Biomasse-Rohstoffe gewonnen 
wird, zu dem zuverlässige und unabhängige Informationen verfügbar sind und in dem 
die Bedingungen homogen genug sind, um das Risiko in Bezug auf die Nachhaltigkeit 
und Rechtmäßigkeit der forstwirtschaftlichen Biomasse zu bewerten. 

14. „Grünland mit großer biologischer Vielfalt“ ist Grünland, das mehr als einen Hektar er-
fasst und das ohne Eingriffe von Menschenhand 

a) Grünland bleiben würde und dessen natürliche Artenzusammensetzung sowie 
ökologische Merkmale und Prozesse intakt sind (natürliches Grünland) oder 

b) kein Grünland bleiben würde und das artenreich und nicht degradiert ist (künst-
lich geschaffenes Grünland) und für das die zuständige Behörde eine große bio-
logische Vielfalt festgestellt hat, es sei denn die Ernte der Biomasse ist zur Er-
haltung des Grünlandstatus erforderlich Im Übrigen ist die Verordnung (EU) Nr. 
1307/2014 der Kommission vom 8. Dezember 2014 zur Festlegung der Kriterien 
und geografischen Verbreitungsgebiete zur Bestimmung von Grünland mit gro-
ßer biologischer Vielfalt für die Zwecke des Artikels 29 Absatz 3 Buchstabe d der 
Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates zur För-
derung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen in der jeweils gelten-
den Fassung anzuwenden. 

15. „Herstellung“ umfasst alle Arbeitsschritte von dem Anbau der erforderlichen Biomasse, 
insbesondere der Pflanzen, bis zur Aufbereitung der flüssigen Biobrennstoffe und Bio-
masse-Brennstoffe auf die Qualitätsstufe, die für den Einsatz in Anlagen zur Stromer-
zeugung erforderlich ist. 

16. „Kontinuierlich bewaldete Gebiete“ sind Flächen von mehr als einem Hektar mit über 
fünf Meter hohen Bäumen und 

a) mit einem Überschirmungsgrad von mehr als 30 Prozent oder mit Bäumen, die 
auf dem jeweiligen Standort diese Werte erreichen können, oder 

b) mit einem Überschirmungsgrad von 10 bis 30 Prozent oder mit Bäumen, die auf 
dem jeweiligen Standort diese Werte erreichen können, es sei denn, dass die 
Fläche vor und nach der Umwandlung einen solchen Kohlenstoffbestand hat, 
dass die flüssige Biomasse das Treibhausgas-Minderungspotenzial nach § 6 Ab-
satz 1 auch bei einer Berechnung nach § 6 Absatz 2 aufweist. 

17. „Kulturflächen“ sind 

a) Flächen mit einjährigen Pflanzen und Pflanzen mit einem Wachstumszyklus von 
unter einem Jahr, die für eine weitere Ernte erneut gesät oder gepflanzt werden 
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müssen. Dazu gehören auch Flächen mit mehrjährigen Pflanzen, die jährlich ge-
erntet und bei der Ernte zerstört werden, wie zum Beispiel Maniok, Yams und 
Zuckerrohr. Bananen gelten als Pflanzen, die sich im Übergang zur Kategorie der 
Dauerkulturen befinden, 

b) Flächen, die weniger als fünf Jahre brachliegen, bevor sie erneut mit einjährigen 
Pflanzen bebaut werden.  

Flächen mit Dauerkulturen, Waldflächen und Grünlandflächen sind keine Kulturflächen 
im Sinne dieser Verordnung. 

18. „Kulturpflanzen mit hohem Stärkegehalt“ sind Pflanzen, unter die überwiegend Ge-
treide ungeachtet dessen, ob nur die Körner verwendet werden oder die gesamte 
Pflanze verwendet wird, sowie Knollen- und Wurzelfrüchte fallen. 

19. „Landwirtschaftliche Biomasse“ ist Biomasse nach Nummer 5 aus der Landwirtschaft.  

20. „Letzte Schnittstelle“ ist die Schnittstelle, nach der keine weitere Konversion stattfindet. 

21. „Lieferanten“ sind Betriebe, die mit dem Transport und Vertrieb (Lieferung) von Bio-
masse, Biokraftstoffen, Biomasse-Brennstoffen oder flüssigen Biobrennstoffen befasst 
sind ohne selbst Schnittstelle zu sein. 

22. „Lignozellulosehaltiges Material“ ist Material, das aus Lignin, Zellulose und Hemizellu-
lose besteht wie Biomasse aus Wäldern, holzartige Energiepflanzen sowie Reststoffe 
und Abfälle aus der forstbasierten Wirtschaft. 

23. „Nahrungs- und Futtermittelpflanzen“ sind 

a) Kulturpflanzen mit hohem Stärkegehalt, Zuckerpflanzen oder Ölpflanzen, die als 
Hauptkulturen auf landwirtschaftlichen Flächen produziert werden, ausgenom-
men Reststoffe, Abfälle und lignozellulosehaltiges Material, und 

b) Zwischenfrüchte wie Zweitfrüchte und Deckpflanzen, es sei denn, die 
Verwendung solcher Zwischenfrüchte führt zu einer zusätzlichen Nachfrage nach 
Land. 

24. „Naturschutzzwecken dienende Flächen“ sind Flächen, die durch Gesetz oder von der 
zuständigen Behörde für Naturschutzzwecke ausgewiesen worden sind. Sofern die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften auf Grund des Artikels 30 Absatz 4 
Satz 3 der Richtlinie 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen 
Flächen für den Schutz seltener, bedrohter oder gefährdeter Ökosysteme oder Arten, 
die 

a) in internationalen Übereinkünften anerkannt werden oder 

b) in den Verzeichnissen zwischenstaatlicher Organisationen oder der Internationa-
len Union für die Erhaltung der Natur aufgeführt sind, 

für die Zwecke des Artikels 29 Absatz 3 Buchstabe c Nummer ii dieser Richtlinie aner-
kennt, gelten diese Flächen auch als Naturschutzzwecken dienende Flächen. Sätze 1 bis 
2 gelten nicht, sofern Anbau und Ernte der Biomasse den genannten Naturschutzzwecken 
nicht zuwiderlaufen. 

25. „Reststoffe“ sind Reststoffe aus der Verarbeitung nach Nummer 26 und Reststoffe aus 
der Landwirtschaft, Aquakultur, Forst- oder Fischwirtschaft nach Nummer 27.  
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26. „Reststoffe aus der Verarbeitung“ sind Stoffe, die von der nach § 50 Absatz 1 zustän-
digen Behörde im Bundesanzeiger bekannt gemacht werden und keine Endprodukte 
sind, deren Herstellung durch den Produktionsprozess unmittelbar angestrebt wird; sie 
stellen nicht das primäre Ziel des Produktionsprozesses dar, und der Prozess wurde 
nicht absichtlich geändert, um sie zu produzieren. 

27. „Reststoffe aus Landwirtschaft, Aquakultur, Forst- oder Fischwirtschaft“ sind Stoffe, die 
von der nach § 50 Absatz 1 zuständigen Behörde im Bundesanzeiger bekannt gemacht 
werden und unmittelbar in der Landwirtschaft, Aquakultur, Forst- oder Fischwirtschaft 
entstanden sind; sie umfassen keine Reststoffe aus damit verbundenen Wirtschafts-
zweigen und keine Reststoffe aus der Verarbeitung. 

28. „Schnittstellen“ sind 

a) Betriebe und Betriebsstätten (Betriebe), die die für die Herstellung von flüssiger 
Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe erforderliche Biomasse zum Zweck 
des Weiterhandelns erstmals aufnehmen  

aa) von den Betrieben, die diese Biomasse anbauen und ernten, oder 

bb) im Fall von Abfällen und Reststoffen von den Betrieben oder Privathaushalten, 
bei denen die Abfälle und Reststoffe anfallen. 

b) Ölmühlen, Biogasanlagen, Fettaufbereitungsanlagen sowie weitere Betriebe, die 
Biomasse be- und verarbeiten, ohne dass die erforderliche Qualitätsstufe als Bi-
obrennstoff zur Stromerzeugung erreicht wird. 

c) Betriebe, die flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe so aufbereiten, 
dass die für den Einsatz in Anlagen zur Stromerzeugung erforderliche Qualitäts-
stufe erreicht wird. 

29. „tatsächlicher Wert“ ist die Treibhausgaseinsparung bei einigen oder allen Schritten 
eines speziellen Produktionsverfahrens für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe oder 
Biomasse-Brennstoffe, berechnet anhand der Methode in Anhang V Teil C und Anhang 
VI Teil B der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001. 

30. „Walderneuerung“ ist die Wiederaufforstung eines Waldbestands mit Natur und 
Kunstverjüngung nach der Entnahme von Teilen oder des gesamten früheren Bestands 
durch beispielsweise Fällung oder aufgrund natürlicher Ursachen, einschließlich Feuer 
oder Sturm. 

31. „Zellulosehaltiges Non-Food-Material“ ist Material, das überwiegend aus Zellulose und 
Hemizellulose besteht und einen niedrigeren Lignin-Gehalt als lignozellulosehaltiges 
Material aufweist. Darunter fallen Reststoffe von Nahrungs- und Futtermittelpflanzen 
wie Stroh, Spelzen, Hülsen und Schalen, grasartige Energiepflanzen mit niedrigem 
Stärkegehalt wie Weidelgras, Rutenhirse, Miscanthus, und Pfahlrohr, Zwischenfrüchte 
vor und nach Hauptkulturen, Untersaaten, industrielle Reststoffe, einschließlich Nah-
rungs- und Futtermittelpflanzen nach Extraktion von Pflanzenölen, Zucker, Stärken und 
Protein, sowie Material aus Bioabfall; als Untersaaten und Deckpflanzen werden vo-
rübergehend angebaute Weiden mit Gras-Klee-Mischungen mit einem niedrigen Stär-
kegehalt bezeichnet, die zur Fütterung von Vieh sowie dazu dienen, die Bodenfrucht-
barkeit im Interesse höherer Ernteerträge bei den Ackerhauptkulturen zu verbessern. 

32. „Zertifikate“ sind Konformitätsbescheinigungen darüber, dass Schnittstellen oder Lie-
feranten einschließlich aller von ihnen mit der Herstellung, Lagerung oder dem Trans-
port und Vertrieb (Lieferung) der Biomasse, Biokraftstoffen, Biomasse-Brennstoffen o-
der flüssigen Biobrennstoffen unmittelbar oder mittelbar befassten Betriebe die Anfor-
derungen nach dieser Verordnung erfüllen. 
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33. „Zertifizierungsstellen“ sind unabhängige natürliche oder juristische Personen, die in 
einem anerkannten Zertifizierungssystem 

a) Zertifikate für Schnittstellen und Lieferanten ausstellen, wenn diese die Anforde-
rungen nach dieser Verordnung erfüllen, und 

b) die Erfüllung der Anforderungen nach dieser Verordnung durch Betriebe, Schnitt-
stellen und Lieferanten kontrollieren. 

 

T e i l  2  

N a c h h a l t i g k e i t s a n f o r d e r u n g e n  

§ 3 

Anforderungen für die Vergütung 

(1) Für Strom aus flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen besteht der 
Anspruch auf Zahlung nach den Bestimmungen für Strom aus Biomasse des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der für die Anlage jeweils anzuwendenden Fassung, wenn 

1. Biomasse  

a) aus der Landwirtschaft zur Herstellung von flüssigen Biobrennstoffen und Bio-
masse-Brennstoffen die Anforderungen nach § 4 oder 

b) aus der Forstwirtschaft zur Herstellung von flüssigen Biobrennstoffen und Bio-
masse-Brennstoffen die Anforderungen nach § 5 erfüllt und 

2. die eingesetzten flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe das Treibhaus-
gas Minderungspotenzial nach § 6 aufweisen und 

3. der Betreibende der Anlage, in der flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe 
zur Stromerzeugung eingesetzt werden, die Anlage entsprechend den Vorgaben der 
Verordnung über das zentrale elektronische Verzeichnis energiewirtschaftlicher Daten 
(Marktstammdatenregisterverordnung - MaStRV) registriert bzw. eine Registrierung 
beantragt hat.  

Der Anspruch auf Zahlung nach den Bestimmungen für Strom aus Biomasse des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes besteht, im Fall der Biomasse-Brennstoffe, auch ohne Vor-
liegen des Nachweises über die Erfüllung der Anforderungen von §§ 4 bis 6, soweit und 
solange der Nachweis über die Erfüllung dieser Anforderungen ausschließlich deshalb nicht 
erbracht werden kann, weil der Nachweisverpflichtete mangels anerkannten Systemen für 
die Zertifizierung daran gehindert war, entsprechende Nachweise vorzulegen, längstens bis 
30.°Juni 2022. 

(2) Zu den Anforderungen nach §§ 4 bis 6 kann die zuständige Behörde im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit kon-
kretisierende Vorgaben machen. Die zuständige Behörde macht diese im Bundesanzeiger 
bekannt. 
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(3) Absatz 1 gilt für in der Europäischen Union hergestellte flüssige Biobrennstoffe und 
Biomasse-Brennstoffe, und zu deren Herstellung eingesetzte Biomasse, als auch für flüs-
sige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe, die aus Staaten, die nicht Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union sind (Drittstaaten), importiert werden, soweit sich aus den folgen-
den Bestimmungen nichts Anderes ergibt. 

(4) Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und b gelten nicht für flüssige Biobrennstoffe und 
Biomasse-Brennstoffe, die aus Abfällen oder aus Reststoffen hergestellt worden sind, es 
sei denn, diese stammen aus der Land-, Forst- oder Fischwirtschaft oder aus Aquakulturen. 
Dies gilt auch, wenn die in Satz 1 genannten Abfällen und Reststoffe vor ihrer Weiterverar-
beitung zu flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen zu einem anderen Pro-
dukt verarbeitet worden sind. 

(5) Absatz 1 Nummer 2 gilt nicht für Strom, der aus auf festen Siedlungsabfällen ba-
sierenden flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen hergestellt wurde. 

§ 4 

Anforderungen an landwirtschaftliche Biomasse 

(1) Biomasse aus der Landwirtschaft, die zur Herstellung von flüssigen Biobrennstof-
fen und Biomasse-Brennstoffen verwendet wird, darf nicht von Flächen mit einem hohen 
Wert für die biologische Vielfalt stammen. 

(2) Als Flächen mit einem hohen Wert für die biologische Vielfalt gelten alle Flächen, 
die zum Referenzzeitpunkt oder später folgenden Status hatten, unabhängig davon, ob die 
Flächen diesen Status noch haben: 

1. bewaldete Flächen nach § 2 Nummer 3; 

2. Naturschutzzwecken dienende Flächen nach § 2 Nummer 24 oder 

3. Grünland mit großer biologischer Vielfalt nach § 2 Nummer 14. 

(3) Biomasse aus der Landwirtschaft, die zur Herstellung von flüssigen Biobrennstof-
fen und Biomasse-Brennstoffen, verwendet wird, darf nicht von Flächen mit einem hohen 
oberirdischen oder unterirdischen Kohlenstoffbestand stammen. Als Flächen mit einem ho-
hen oberirdischen oder unterirdischen Kohlenstoffbestand gelten alle Flächen, die zum Re-
ferenzzeitpunkt oder später folgenden Status hatten und diesen Status zum Zeitpunkt von 
Anbau und Ernte der Biomasse nicht mehr haben: 

1. Feuchtgebiete nach § 2 Nummer 9 oder 

2. kontinuierlich bewaldete Gebiete nach § 2 Nummer 16.  

(4) Biomasse aus der Landwirtschaft, die zur Herstellung von flüssigen Biobrennstof-
fen und Biomasse-Brennstoffen verwendet wird, darf nicht von Flächen stammen, die zum 
Referenzzeitpunkt oder später Torfmoor waren. Satz 1 gilt nicht, wenn Anbau und Ernte der 
Biomasse keine Entwässerung von Flächen erfordert haben. 

(5) Für Biomasse aus Abfällen und Reststoffe der Landwirtschaft, die zur Herstellung 
flüssiger Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe verwendet wird, muss die Einhaltung 
der Überwachungs- und Bewirtschaftungspläne belegt werden, um eine Beeinträchtigung 
der Bodenqualität und des Kohlenstoffbestandes zu vermeiden. Informationen darüber, wie 
die Beeinträchtigung überwacht und gesteuert wird, sind nach Maßgabe der §§ 14 bis 19 
zu melden. 
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(6) Für die Beurteilung der Anforderungen an den Schutz natürlicher Lebensräume 
nach Absatz 2 bis Absatz 4 ist Referenzzeitpunkt der 1. Januar 2008. Sofern keine hinrei-
chenden Daten vorliegen, mit denen die Erfüllung der Anforderungen für diesen Tag nach-
gewiesen werden kann, kann als Referenzzeitpunkt ein anderer Tag im Januar 2008 ge-
wählt werden. 

(7) Absatz 1 gilt nicht, sofern Anbau und Ernte der Biomasse auf Naturschutzzwecken 
dienenden Flächen diesen Naturschutzzwecken nachweislich nicht zuwiderlaufen. 

§ 5 

Anforderungen an forstwirtschaftliche Biomasse 

(1) Biomasse aus der Forstwirtschaft, die zur Herstellung flüssiger Biobrennstoffe und 
Biomasse-Brennstoffe verwendet wird, muss das in dem Land, in dem die forstwirtschaftli-
che Biomasse geerntet wurde, geltende Recht auf dem Gebiet der Ernte erfüllen. Mittels 
eines Überwachungs- und Durchsetzungssystems ist sicherzustellen, dass 

1. die Erntetätigkeiten legal sind; 

2. auf den Ernteflächen nachhaltige Walderneuerung stattfindet; 

3. Gebiete, die durch internationale oder nationale Rechtsvorschriften oder von der zu-
ständigen Behörde zu Naturschutzzwecken ausgewiesen sind bzw. wurden, auch in 
Feuchtgebieten und auf Torfmoorflächen geschützt sind; 

4. bei der Ernte auf die Erhaltung der Bodenqualität und der biologischen Vielfalt geachtet 
wird, um Beeinträchtigungen wie Bodenverdichtungen auszuschließen und wo möglich 
zu vermeiden; und  

5. durch die Erntetätigkeiten wird das langfristige Bestehen des Waldes nicht gefährdet 
und damit seine Produktionskapazitäten erhalten oder verbessert. 

(2) Kann der Nachweis gemäß Absatz 1 Satz 2 nicht geführt werden, so ist durch 
Bewirtschaftungssysteme auf Ebene des fortwirtschaftlichen Gewinnungsgebiets sicherzu-
stellen, dass die Anforderungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummern 1 bis 5 erfüllt sind. 

(3) Flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe aus forstwirtschaftlicher Bio-
masse müssen die folgenden Anforderungen für Landnutzung, Landnutzungsänderung und 
Forstwirtschaft nachweisen  

1. das Ursprungsland oder die Ursprungsorganisation der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion der forstwirtschaftlichen Biomasse ist Vertragspartei des Übereinkommens von 
Paris und 

2. das Ursprungsland oder die Ursprungsorganisation der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion der forstwirtschaftlichen Biomasse hat einen beabsichtigten nationalen Beitrag 
zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen übermit-
telt, der Emissionen und den Abbau von Treibhausgasen durch die Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft und Landnutzung abdeckt und gewährleistet, dass jede Änderung des 
Kohlenstoffbestands in Verbindung mit der Ernte von Biomasse auf die Verpflichtungen 
des Landes zur Reduzierung oder Begrenzung der Treibhausgasemissionen im Sinne 
des beabsichtigen nationalen Beitrags angerechnet wird; oder 
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3. das Ursprungsland oder die Ursprungsorganisation der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion der forstwirtschaftlichen Biomasse hat nationale oder subnationale Gesetze im Ein-
klang mit Artikel 5 des Übereinkommens von Paris, die im Erntegebiet gelten, um die 
Kohlenstoffbestände und -senken zu erhalten und zu verbessern, und sorgt für Nach-
weise, dass die für den Sektor Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirt-
schaft gemeldeten Emissionen nicht höher ausfallen als der Emissionsabbau. 

(4) Kann der Nachweis nach Absatz 3 nicht geführt werden, so ist durch Bewirtschaf-
tungssysteme auf Ebene des fortwirtschaftlichen Gewinnungsgebiets sicher zu stellen, 
dass die Niveaus der Kohlenstoffbestände und -senken in den Wäldern gleichbleiben oder 
langfristig verbessert werden. 

§ 6 

Treibhausgasminderung 

(1) Bei der Verwendung von flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen, 
muss die Minderung der Treibhausgasemissionen  

1. mindestens 50 Prozent erzielen, sofern die letzte Schnittstelle, die den flüssigen Bio-
brennstoff produziert hat, vor dem oder am 5. Oktober 2015 in Betrieb genommen wor-
den ist, oder 

2. mindestens 60 Prozent erzielen, sofern die letzte Schnittstelle, die den flüssigen Bio-
brennstoff produziert hat, seit dem 6. Oktober 2015 und bis zum 31. Dezember 2020 
in Betrieb genommen worden ist. 

3. mindestens 65 Prozent erzielen, sofern die letzte Schnittstelle, die den flüssigen Bio-
brennstoff produziert hat, den Betrieb ab dem 1. Januar 2021 aufnehmen   

4. mindestens 70 Prozent erzielen, sofern der Strom in einer Anlage erzeugt wurde, die 
ab dem 1. Januar 2021 und bis zum 31. Dezember 2025 in Betrieb genommen worden 
ist.  

5. mindestens 80 Prozent erzielen, sofern der Strom in einer Anlage erzeugt wurde, die 
nach dem 1. Januar 2026 in Betrieb genommen worden ist. 

Der Zeitpunkt der Inbetriebnahme der letzten Schnittstelle ist der Zeitpunkt der erstma-
ligen physischen Produktion von flüssigen, Biobrennstoffen oder Biomasse-Brennstoffen. 
Eine Anlage gilt dann als in Betrieb genommen, wenn die physische Produktion von Elekt-
rizität aus flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen aufgenommen wurde. 

(2) Die Berechnung der durch die Verwendung von flüssigen Biobrennstoffen oder Bi-
omasse-Brennstoffen erzielten Minderungen der Treibhausgasemissionen erfolgt nach ei-
ner der folgenden Methoden:  

1. ist für flüssige Biobrennstoffe in Anhang V Teil A oder Teil B und für Biomasse-Brenn-
stoffe in Anhang VI Teil A der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 ein 
Standardwert für die Treibhausgaseinsparung für den Produktionsweg festgelegt und 
ist der für diese flüssigen Biobrennstoffe gemäß Anhang V Teil C Nummer 7 und für 
diese Biomasse-Brennstoffe gemäß Anhang VI Teil B Nummer 7 der Erneuerbaren-
Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001berechnete el-Wert für diese flüssigen Biobrenn-
stoffe kleiner oder gleich null, durch Verwendung dieses Standardwerts; 
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2. durch Verwendung eines tatsächlichen Werts, der gemäß der in Anhang V Teil C für 
flüssige Biobrennstoffe und gemäß der in Anhang VI Teil B der Erneuerbaren-Ener-
gien-Richtlinie (EU) 2018/2001 für Biomasse-Brennstoffe festgelegten Methode be-
rechnet wird; 

3. durch Verwendung eines Werts, der berechnet wird als Summe der in den Formeln in 
Anhang V Teil C Nummer 1 der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 ge-
nannten Faktoren, wobei die in Anhang V Teil D oder Teil E der Erneuerbaren-Ener-
gien-Richtlinie (EU) 2018/2001 angegebenen disaggregierten Standardwerte für einige 
Faktoren verwendet werden können, und der nach der Methode in Anhang V Teil C der 
Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 berechneten tatsächlichen Werte 
für alle anderen Faktoren verwendet werden; oder  

4. durch Verwendung eines Werts, der berechnet wird als Summe der in den Formeln in 
Anhang VI Teil B Nummer 1 der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 ge-
nannten Faktoren, wobei die in Anhang VI Teil C der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie 
(EU) 2018/2001 angegebenen disaggregierten Standardwerte für einige Faktoren ver-
wendet werden können, und der nach der Methode in Anhang VI Teil B der Erneuer-
baren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 berechneten tatsächlichen Werte für alle an-
deren Faktoren verwendet werden. 

T e i l  3  

N a c h w e i s  

A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  

§ 7 

Nachweis über die Erfüllung der Anforderungen für die Vergütung 

(1) Anlagenbetreibende müssen gegenüber dem Netzbetreibenden nachweisen, dass 
die Anforderungen für die Vergütung nach § 3 Absatz 1 erfüllt sind. Die Nachweisführung 
erfolgt: 

1. für § 3 in Verbindung mit den §§ 4 bis 6 durch die Übermittlung eines elektronischen 
Nachweises nach § 10 und 

2. für § 3 Absatz 1 Nummer 3 durch die Vorlage einer Bestätigung der zuständigen Be-
hörde über die Registrierung der Anlage nach Maßgabe der Marktstammdatenregis-
terverordnung vom 10. April 2017, die durch Artikel 4 der Verordnung vom 20. Januar 
2020 (BGBl. I S.106) geändert wurde. 

(2) Beim Einsatz von flüssigem Biobrennstoff oder Biomasse-Brennstoff als Anfahr-, 
Zünd- und Stützfeuerung müssen Anlagenbetreibende gegenüber dem Netzbetreibenden 
Nachweise gemäß § 44c Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes für den Vergü-
tungszeitraum vorlegen. 
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§ 8 

Weitere Nachweise 

Weitere Nachweise darüber, dass die Anforderungen nach § 3 Absatz 1 erfüllt sind, 
können für die Zahlung nach den Bestimmungen für Strom aus Biomasse des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes in der für die Anlage jeweils anzuwendenden Fassung nicht verlangt 
werden.  

§ 9 

Übermittlung der Nachweise an die zuständige Behörde 

Anlagenbetreibende müssen Kopien der Nachweise nach § 7 Absatz 1 Satz 2 Nummer 
1, die sie dem Netzbetreibenden für die Nachweisführung vorlegen, unverzüglich auch an 
die zuständige Behörde elektronisch übermitteln. Den Kopien ist im Fall des § 44 c Absatz 
1 Nummer 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31.12.2011 geltenden Fassung 
eine Kopie des Einsatzstoff-Tagebuches beizufügen. 

A b s c h n i t t  2  

N a c h h a l t i g k e i t s n a c h w e i s e  

§ 10 

Anerkannte Nachweise 

Anerkannte Nachweise über die Erfüllung der Anforderungen nach den §§ 4 bis 6 sind: 

1. Nachhaltigkeitsnachweise, solange und soweit sie nach § 11 oder § 18 ausgestellt wor-
den sind,  

2. Nachhaltigkeitsnachweise nach § 16 und  

3. Nachhaltigkeitsnachweise nach § 17. 

Die Ausstellung der Nachhaltigkeitsnachweise erfolgt in der Datenbank der zuständi-
gen Behörde. 

§ 11 

Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen 

(1) Schnittstellen können für flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe, die 
sie hergestellt haben, einen Nachhaltigkeitsnachweis ausstellen, wenn  

1. sie ein Zertifikat haben, das nach dieser Verordnung anerkannt ist und das zu dem 
Zeitpunkt der Ausstellung des Nachhaltigkeitsnachweises gültig ist,  

2. ihnen ihre vorgelagerten Schnittstellen 
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a) jeweils eine Kopie ihrer Zertifikate vorlegen, die nach dieser Verordnung aner-
kannt sind und die zu dem Zeitpunkt des in der Schnittstelle vorgenommenen 
Herstellungs-, Verarbeitungs- oder sonstigen Arbeitsschrittes der Biomasse gül-
tig waren, 

b) bestätigen, dass die Anforderungen nach den §§ 4 bis 5 bei der Herstellung der 
Biomasse erfüllt worden sind, und 

c) die Treibhausgasemissionen angeben, die durch sie und alle von ihnen mit der 
Herstellung und Lieferung der Biomasse unmittelbar oder mittelbar befassten Be-
triebe, die nicht selbst eine Schnittstelle sind, bei der Herstellung und Lieferung 
der Biomasse verursacht worden sind, soweit diese Treibhausgasemissionen für 
die Berechnung der durch die Verwendung von flüssigen Biobrennstoffe und Bi-
omasse-Brennstoffe erzielten Treibhausgasminderung nach § 6 berücksichtigt 
werden müssen; die Treibhausgasemissionen sind jeweils in Gramm Kohlendi-
oxid-Äquivalent je Megajoule Biomasse, flüssiger Biobrennstoffe beziehungs-
weise Biomasse Brennstoffe (g CO2eq/MJ) oder in Gramm Kohlendioxid-Äquiva-
lent je Kilogramm Biomasse (g CO2eq/kg) auszuweisen 

3. die Herkunft der Biomasse von ihrem Anbau bis zu der Schnittstelle mindestens mit 
einem Massenbilanzsystem nachgewiesen ist, das die Anforderungen nach § 12 erfüllt, 
und  

4. die flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe die Mindestanforderungen an 
die Treibhausgasminderung nach § 6 erfüllen. 

(2) Zur Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen sind nur letzte Schnittstellen be-
rechtigt. 

(3) Die Richtigkeit der Angaben nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b und c sowie § 
14 werden von den anerkannten Zertifizierungsstellen kontrolliert. 

§ 12 

Ausstellung auf Grund von Massenbilanzierungssystemen  

(1) Um die Herkunft der Biomasse lückenlos für die Herstellung nachzuweisen, müs-
sen Massenbilanzsysteme verwendet werden, die mindestens die Anforderungen nach Ab-
satz 2 erfüllen. 

(2) Wirtschaftsteilnehmer sind verpflichtet ein Massenbilanzsystem zu verwenden, 
das  

1. es erlaubt, Lieferungen von Rohstoffen oder Brennstoffen mit unterschiedlichen Nach-
haltigkeitseigenschaften und Eigenschaften in Bezug auf Treibhausgaseinsparungen 
zu mischen, 

2. es erlaubt, Lieferungen von Rohstoffen mit unterschiedlichem Energiegehalt zur weite-
ren Verarbeitung zu mischen, sofern der Umfang der Lieferungen nach ihrem Energie-
gehalt angepasst wird, 

3. vorschreibt, dass dem Gemisch weiterhin Angaben über die Nachhaltigkeitseigen-
schaften sowie Eigenschaften in Bezug auf Treibhausgaseinsparungen und den jewei-
ligen Umfang der unter Nummer 1 genannten Lieferungen zugeordnet sind, und 
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4. vorsieht, dass die Summe sämtlicher Lieferungen, die dem Gemisch entnommen wer-
den, dieselben Nachhaltigkeitseigenschaften in denselben Mengen hat wie die Summe 
sämtlicher Lieferungen, die dem Gemisch zugefügt werden, und dass diese Bilanz in-
nerhalb eines angemessenen Zeitraums erreicht wird. 

5. vorsieht, dass bei der Verarbeitung einer Lieferung die Angaben hinsichtlich der Eigen-
schaften der Lieferung in Bezug auf die Nachhaltigkeit und Treibhausgaseinsparungen 
angepasst und im Einklang mit folgenden Vorschriften dem Output zugeordnet werden: 
 

a) Sollte die Verarbeitung der Rohstofflieferung nur einen Output hervorbringen, der 
zur Produktion von Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen, Biomasse-Brenn-
stoffen, flüssigen und gasförmigen erneuerbaren Kraftstoffen für den Verkehr 
nicht biogenen Ursprungs oder wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen Kraftstof-
fen dienen soll, werden der Umfang der Lieferung und die entsprechenden Werte 
der Eigenschaften in Bezug auf die Nachhaltigkeit und Treibhausgaseinsparun-
gen durch Anwendung eines Umrechnungsfaktors angepasst, der das Verhältnis 
zwischen der Masse des Outputs, die dieser Produktion dienen soll, und der Roh-
stoffmasse zu Beginn des Verfahrens ausdrückt;  

b) Sollte die Verarbeitung der Rohstofflieferung mehrere Outputs hervorbringen, die 
zur Produktion von Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen, Biomasse-Brenn-
stoffen, flüssigen und gasförmigen erneuerbaren Kraftstoffen für den Verkehr 
nicht biogenen Ursprungs oder wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen Kraftstof-
fen dienen sollen, ist für jeden Output ein gesonderter Umrechnungsfaktor anzu-
wenden und eine gesonderte Massenbilanz zugrunde zu legen. 

 

(3) Die zuständige Behörde kann weitergehende Anforderungen an Massenbilanzie-
rungssysteme im Bundesanzeiger bekannt machen. 

(4) Weitergehende Anforderungen in Zertifizierungssystemen, die die Vermischung 
der flüssigen Biomasse mit anderer Biomasse ganz oder teilweise ausschließen, bleiben 
unberührt. 

§ 13 

Lieferung auf Grund von Massenbilanzsystemen 

(1) Um die Herkunft der flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe von der 
Schnittstelle, die den Nachhaltigkeitsnachweis ausgestellt hat, nachzuweisen, müssen 

1. die flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe von dieser Schnittstelle bis zu 
dem Anlagenbetreibenden ausschließlich durch Lieferanten geliefert werden, die die 
Lieferung der flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe in einem Massenbi-
lanzsystem dokumentieren, das die Anforderungen nach § 12 Absatz 2 erfüllt, und   

2. die Kontrolle der Erfüllung der Anforderung nach Nummer 1 sichergestellt sein. 

(2) Die Anforderungen nach Absatz 1 gelten als erfüllt, wenn 

1. sich alle Lieferanten verpflichtet haben, die Anforderungen eines nach dieser Verord-
nung anerkannten Zertifizierungssystems zu erfüllen, sofern dieses auch Anforderun-
gen an die Lieferung flüssiger Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe enthält, und 
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2. alle Lieferanten in der elektronischen Datenbank der zuständigen Behörde zum Nach-
weis der Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 1 Folgendes dokumentieren: 

a) den Erhalt und die Weitergabe der flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-
Brennstoffe einschließlich der Angaben des Nachhaltigkeitsnachweises sowie 

b) den Ort und das Datum des Erhalts und der Weitergabe der Biomasse, oder 

3. die Erfüllung der Anforderungen an die Lieferungen von Biomasse in einem Massenbi-
lanzsystem nach Maßgabe der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung vom 
XX.XX.2021 (BGBl. I S.) in der jeweils geltenden Fassung, kontrolliert wird. 

Bei der Dokumentationspflicht nach Satz 1 Nummer 2 sind die berechtigten Interessen 
der Wirtschaftsteilnehmer, insbesondere ihre Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, zu 
wahren. 

(3) Die Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 1 ist von dem Lieferanten, der die 
flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe an die Anlagenbetreibenden liefert, in 
dem Nachhaltigkeitsnachweis zu bestätigen. 

§ 14 

Inhalt und Form der Nachhaltigkeitsnachweise 

(1) Nachhaltigkeitsnachweise müssen mindestens die folgenden Angaben enthalten: 

1. den Namen und die Anschrift der ausstellenden Schnittstelle,   

2. das Datum der Ausstellung,   

3. eine einmalige Nachweisnummer, die sich mindestens aus der Zertifikatsnummer der 
ausstellenden Schnittstelle und einer von dieser Schnittstelle einmalig zu vergebenden 
Nummer zusammensetzt,   

4. den Namen des Zertifizierungssystems, in dem der Nachhaltigkeitsnachweis ausge-
stellt worden ist,   

5. die Menge und die Art der flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe auf die 
sich der Nachhaltigkeitsnachweis bezieht,   

6. die Art der Biomasse, die zur Herstellung der flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-
Brennstoffe eingesetzt wurde,   

7. das Land, in dem die Biomasse, aus der der flüssige Biobrennstoff oder der Biomasse-
Brennstoff hergestellt wurde, angebaut wurde oder angefallen ist, und   

8. die Bestätigung, 

a) dass die flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe, auf die sich der 
Nachhaltigkeitsnachweis bezieht, die Anforderungen nach den §§ 4 bis 6 erfüllt,   

b) des Energiegehalts der flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe in 
Megajoule,   
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c) der Treibhausgasemissionen gemäß § 6, der flüssigen Biobrennstoffe und Bio-
masse-Brennstoffe in Gramm Kohlendioxid-Äquivalent pro Megajoule (g 
CO2eq/MJ),  

d) des Vergleichswerts für fossile Brennstoffe, der für die Berechnung der Treib-
hausgasminderung nach Anhang V Teil C Nr. 19 beziehungsweise Anhang VI 
Teil B Nr. 19 der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001verwendet 
worden ist. 

e) der Länder oder Regionen, in denen die flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-
Brennstoffe eingesetzt werden können; diese Angabe kann das gesamte Gebiet 
umfassen, in das die flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe gelie-
fert und in dem sie eingesetzt werden können, ohne dass die Treibhausgasemis-
sionen der Herstellung und Lieferung die nach § 6 Absatz 1 vorgeschriebenen 
Werte der Treibhausgasminderung unterschreiten würden, und   

f) der Summe aus den Treibhausgasemissionen nach Buchstabe c und der Mittel-
werte der vorläufigen geschätzten Emissionen infolge von indirekten Landnut-
zungsänderungen entsprechend Anhang VIII der Erneuerbaren-Energien-Richt-
linie (EU) 2018/2001 durch Rohstoffe für flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-
Brennstoffe in Gramm Kohlendioxid-Äquivalent pro Megajoule (g CO2eq/MJ). 

9. den Namen und die Anschrift des Lieferanten, an den die flüssigen Biobrennstoffe oder 
Biomasse-Brennstoffe weitergegeben werden, 

10. die Bestätigung des letzten Lieferanten nach § 13 Absatz 3.  

 

(2) Die Ausstellung der Nachhaltigkeitsnachweise erfolgt in der Datenbank der zustän-
digen Behörde. 

(3) Nachhaltigkeitsnachweise müssen dem Netzbetreibenden in deutscher Sprache 
vorgelegt werden.  

 

§ 15 

Folgen fehlender oder nicht ausreichender Angaben 

(1) Enthält ein Nachhaltigkeitsnachweis bei den Angaben zur Treibhausgasminderung 
nicht den Vergleichswert für die Verwendung, zu deren Zweck die flüssigen Biobrennstoffe 
und Biomasse-Brennstoffe eingesetzt werden, muss der Anlagenbetreibende gegenüber 
dem Netzbetreibenden nachweisen, dass die flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-
Brennstoffe die Mindestanforderungen an die Minderung der Treibhausgasemissionen 
nach § 6 Absatz 1 auch bei dieser Verwendung erfüllt. Die zuständige Behörde kann eine 
Methode zur Umrechnung der Treibhausgasminderung für unterschiedliche Verwendungen 
im Bundesanzeiger bekannt machen.  

(2) Wird die Anlage zur Stromerzeugung in einem Land oder in einer Region betrie-
ben, das oder die nicht auf dem Nachhaltigkeitsnachweis angegeben wurde, so muss der 
Anlagenbetreibenden gegenüber dem Netzbetreibenden nachweisen, dass die flüssigen 
Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffe die Mindestanforderungen an die Treibhaus-
gasminderung nach § 6 Absatz 1 auch bei einem Betrieb in diesem Land oder in dieser 
Region erfüllen. 

Kommentiert [AJ1]: Mit der (Umsetzung der) RED II 
steigt der Vergleichswert von 83,8 auf 94 g/MJ. Es stel-
len sich folgende Fragen: 
 
1. Darf man auch schon im 2. HJ 2021 als Hersteller 
den neuen Vergleichswert heranziehen? 
 
2. Darf man (vorübergehend) eine zusätzliche Zeile 
einbauen, um die prozentuale Einsparung sowohl ge-
gen 83,8 als auch gegen 94 zu rechnen? 
 
3. Dürfen 2022 noch Nachweise genutzt werden, die 
man 2021 in seinen Pool aufgenommen hat und noch 
den alten Vergleichswert nutzen? 

 
Forderung: Um Beantwortung der aufgeworfenen 
Fragen wird gebeten 
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§ 16 

Anerkannte Nachhaltigkeitsnachweise auf Grund der Biokraftstoff-Nachhaltigkeits-
verordnung 

(1) Nachhaltigkeitsnachweise gelten auch als anerkannt, solange und soweit sie auf 
Grund der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung vom XX.XX.2021 (BGBl. I S. ) in der je-
weils geltenden Fassung anerkannt sind. 

(2) Abweichend von Absatz 1 gelten Nachhaltigkeitsnachweise nicht als anerkannt,                               
sobald eine Vorlage nach den Bestimmungen der in Absatz 1 genannten Verordnung bei 
der Biokraftstoffquotenstelle erfolgt ist, es sei denn, dass für die Biomasse beziehungs-
weise für die Biokraftstoffe, auf die sich der Nachhaltigkeitsnachweis bezieht, eine gleich-
zeitige Förderung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und dem Bundesimmissions-
schutzgesetz möglich ist. 

(3) Die §§ 15 und 19 sind entsprechend anzuwenden. 

§ 17 

Weitere anerkannte Nachhaltigkeitsnachweise 

(1) Nachhaltigkeitsnachweise gelten auch als anerkannt, solange und soweit sie nach 
dem Recht der Europäischen Union oder eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum als Nachweis darüber anerkannt werden, dass die Anforderungen nach Artikel 
29 Absatz 2 bis 7 sowie 10 der Richtlinie (EU) 2018/2001 erfüllt wurden, und wenn sie in 
dem anderen Mitgliedstaat ausgestellt worden sind 

1. von der Behörde, die in diesem Mitgliedstaat für die Nachweisführung zuständig ist,   

2. von der Stelle, die von der nach Nummer 1 zuständigen Behörde für die Nachweisfüh-
rung anerkannt worden ist, oder   

3. von einer sonstigen Stelle, die bei der nationalen Akkreditierungsstelle des Mitglied-
staates auf Grund allgemeiner Kriterien für Stellen, die Produkte zertifizieren, für die 
Nachweisführung akkreditiert ist. 

(2) § 15 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 18 

Nachhaltigkeits-Teilnachweise 

(1) Die zuständige Behörde stellt für Teilmengen von flüssigen Biobrennstoffen und 
Biomasse-Brennstoffen, für die bereits ein Nachhaltigkeitsnachweis ausgestellt worden ist, 
auf Antrag der Inhaberin oder des Inhabers des Nachhaltigkeitsnachweises Nachhaltig-
keits-Teilnachweise aus. Der Antrag ist elektronisch zu stellen. Die Nachhaltigkeits-Teil-
nachweise werden unverzüglich und elektronisch nach Vorlage des Nachhaltigkeitsnach-
weises, der in Teilnachweise aufgeteilt werden soll, ausgestellt. §§ 12 Abs. 1 ist entspre-
chend anzuwenden.  

(2) Absatz 1 ist für Teilmengen von flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brenn-
stoffen, für die bereits ein Nachhaltigkeits-Teilnachweis ausgestellt worden ist, entspre-
chend anzuwenden.  
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(3) Für die nach den Absätzen 1 bis 2 ausgestellten Nachhaltigkeits-Teilnachweise 
sind die Bestimmungen dieses Abschnitts entsprechend anzuwenden, soweit sich aus den 
Absätzen 1 bis 2 nichts Anderes ergibt. 

§ 19 

Unwirksamkeit von Nachhaltigkeitsnachweisen und Teilnachweisen 

(1) Nachhaltigkeitsnachweise sind unwirksam, wenn 

1. sie eine oder mehrere Angaben nach § 14 Absatz 1 nicht enthalten, 

2. sie gefälscht sind oder eine unrichtige Angabe enthalten.  

Die Unwirksamkeit erstreckt sich auch auf aus den unrichtigen Nachhaltigkeitsnachweisen 
resultierende Teilnachweise.    

(2) Sofern der Nachhaltigkeitsnachweis oder Teilnachweis ausschließlich nach Ab-
satz 1 Nummer 2 unwirksam ist, entfällt der Anspruch auf die Zahlung nach den Bestim-
mungen für Strom aus Biomasse des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der für die Anlage 
jeweils anzuwendenden Fassung für den Strom aus der Menge der flüssigen Biobrennstoffe 
und Biomasse-Brennstoffe auf die sich der unwirksame Nachhaltigkeitsnachweis bezieht. 
Der Anspruch auf den Bonus für Strom aus nachwachsenden Rohstoffen nach § 27 Absatz 
4 Nummer 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2011 geltenden 
Fassung entfällt darüber hinaus endgültig, wenn die Anlagenbetreibenden 

(3)  die Gründe für die Unwirksamkeit des Nachhaltigkeitsnachweises zum Zeitpunkt 
des Einsatzes der Menge Biomasse, auf die sich der unwirksame Nachhaltigkeitsnachweis 
bezieht, bekannt waren oder sie oder er bei Anwendung der im Verkehr üblichen Sorgfalt 
die Unwirksamkeit hätte erkennen können. 

A b s c h n i t t  3  

Z e r t i f i k a t e  f ü r  S c h n i t t s t e l l e n  

§ 20 

Anerkannte Zertifikate 

 

Anerkannte Zertifikate im Sinne dieser Verordnung sind:  

1. Zertifikate, solange und soweit sie nach § 21 ausgestellt worden sind,   

2. Zertifikate nach § 25 und   

3. Zertifikate nach § 26. 
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§ 21 

Ausstellung von Zertifikaten 

(1) Schnittstellen kann auf Antrag ein Zertifikat ausgestellt werden, wenn 

1. sie sich verpflichtet haben, bei der Herstellung von Biomasse im Anwendungsbereich 
dieser Verordnung mindestens die Anforderungen eines Zertifizierungssystems zu er-
füllen, das nach dieser Verordnung anerkannt ist,  

2. sie sich im Fall von letzten Schnittstellen nach § 11 Absatz 2 verpflichtet haben,  

a) bei der Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen die Anforderungen nach den 
§§ 11 und 14 zu erfüllen,   

b) Kopien aller Nachhaltigkeitsnachweise, die sie auf Grund dieser Verordnung aus-
gestellt haben, der Zertifizierungsstelle zu übermitteln, die das Zertifikat ausge-
stellt hat, und  

c) diese Nachhaltigkeitsnachweise sowie alle für ihre Ausstellung erforderlichen Do-
kumente mindestens zehn Jahre aufzubewahren, 

3. sie sicherstellen, dass sich alle von ihnen mit der Herstellung oder Lieferung der Bio-
masse unmittelbar oder mittelbar befassten Betriebe, die nicht selbst eine Schnittstelle 
sind, verpflichtet haben, bei der Herstellung von Biomasse im Anwendungsbereich die-
ser Verordnung mindestens die Anforderungen eines nach dieser Verordnung aner-
kannten Zertifizierungssystems zu erfüllen, und diese Anforderungen auch tatsächlich 
erfüllen,   

4. sie sich verpflichtet haben, Folgendes zu dokumentieren: 

a) die Erfüllung der Anforderungen nach den §§ 4 bis 6 durch die Schnittstellen und 
alle von ihnen mit der Herstellung oder Lieferung der Biomasse unmittelbar oder 
mittelbar befassten Betriebe, die nicht selbst eine Schnittstelle sind, in dem Zer-
tifizierungssystem,   

b) die Menge und die Art der zur Herstellung eingesetzten Biomasse,   

c) im Fall der Schnittstellen nach § 2 Nummer 28 den Ort des Anbaus der Biomasse, 
als Polygonzug in geografischen Koordinaten mit einer Genauigkeit von 20 Me-
tern für jeden Einzelpunkt, und   

d) die Treibhausgasemissionen, die durch die Schnittstellen und alle von ihnen mit 
der Herstellung oder Lieferung der Biomasse unmittelbar oder mittelbar befass-
ten Betriebe, die nicht selbst eine Schnittstelle im Sinne dieser Verordnung sind, 
bei der Herstellung und Lieferung der Biomasse verursacht worden sind, soweit 
diese Treibhausgasemissionen für die Berechnung der durch die Verwendung 
von flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffe erzielten Treibhaus-
gasminderung nach § 6 berücksichtigt werden müssen; die Treibhausgasemissi-
onen sind jeweils in Gramm Kohlendioxid-Äquivalent je Megajoule Rohstoffe für 
flüssige Biobrennstoff und Biomasse-Brennstoffe (g CO2eq/MJ),  und 

5. die Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 1 Nummern 1 bis 4 von der Zertifizie-
rungsstelle kontrolliert worden ist. 

(2) Nach Ablauf der Gültigkeit eines Zertifikates kann Schnittstellen auf Antrag ein 
neues Zertifikat nur ausgestellt werden, wenn 
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1. sie die Anforderungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 während der Dauer der Gültigkeit 
des vorherigen Zertifikates erfüllt haben,  

2. die Dokumentation nach Absatz 1 Nummer 4 nachvollziehbar ist und  

3. die Kontrollen nach § 34 keine anderslautenden Erkenntnisse erbracht haben. 

Wenn eine Schnittstelle die Anforderungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 während der 
Dauer der Gültigkeit des vorherigen Zertifikates nicht erfüllt hat und der Umfang der Unre-
gelmäßigkeiten und Verstöße nicht erheblich ist, kann abweichend von Satz 1 Nummer 1 
ein neues Zertifikat auch ausgestellt werden, wenn die Schnittstelle die Anforderungen we-
der vorsätzlich noch grob fahrlässig nicht erfüllt hat und die Erfüllung der Anforderungen für 
die Dauer der Gültigkeit des neuen Zertifikates sichergestellt ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 berühren nicht das Recht der Schnittstelle, auch Roh-, Brenn- 
oder Kraftstoffe herzustellen, die nicht als flüssige Biomasse nach dieser Verordnung gel-
ten.  

(4) Zur Ausstellung von Zertifikaten nach den Absätzen 1 und 2 sind nur Zertifizie-
rungsstellen berechtigt, die nach dieser Verordnung anerkannt sind und die von dem Zerti-
fizierungssystem nach Absatz 1 Nummer 1 benannt worden sind; die Zertifikate müssen in 
diesem Zertifizierungssystem ausgestellt werden. 

§ 22 

Inhalt der Zertifikate 

Zertifikate müssen folgende Angaben enthalten: 

1. eine einmalige Zertifikatsnummer, die sich mindestens aus der Registriernummer des 
Zertifizierungssystems, der Registriernummer der Zertifizierungsstelle sowie einer von 
der Zertifizierungsstelle einmalig zu vergebenden Nummer zusammensetzt,  

2. das Datum der Ausstellung sowie Laufzeitbeginn und -ende,  

3. den Namen des Zertifizierungssystems, in dem das Zertifikat ausgestellt worden ist,  

4. im Falle einer letzten Schnittstelle das Datum der ersten Inbetriebnahme der Konversi-
onsanlage und die jährliche Herstellungskapazität  

5. die zertifizierten Geltungsbereiche 

6. Information zur Art der Treibhausgasberechnung. 

§ 23 

Folgen fehlender Angaben 

Zertifikate sind unwirksam, wenn sie eine oder mehrere Angaben nach § 22 nicht ent-
halten. 
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§ 24 

Gültigkeit der Zertifikate 

Zertifikate sind für einen Zeitraum von zwölf Monaten ab dem Laufzeitbeginn gemäß § 
22 Nummer 2 gültig. Die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung ausgestellten Zertifikate 
bleiben für einen Zeitraum von zwölf Monaten ab dem Datum des Laufzeitbeginns nach § 
22 Nummer 2 wirksam. 

§ 25 

Anerkannte Zertifikate auf Grund der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung 

(1) Zertifikate gelten auch als anerkannt, solange und soweit sie auf Grund der Biok-
raftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung in der jeweils geltenden Fassung anerkannt sind.  

(2) § 23 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 26 

Weitere anerkannte Zertifikate 

(1) Zertifikate gelten auch als anerkannt, solange und soweit sie nach dem Recht der 
Europäischen Union oder eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder ei-
nes anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum als 
Nachweis darüber anerkannt werden, dass eine oder mehrere Schnittstellen die Anforde-
rungen nach Artikel 29 Absatz  2 bis 7  und Absatz 10 der Richtlinie 2018/2001 erfüllen, 
und wenn sie in dem anderen Mitgliedstaat ausgestellt worden sind. 

1. von der Behörde, die in diesem Mitgliedstaat für die Nachweisführung zuständig ist,   

2. von der Stelle, die von der nach Nummer 1 zuständigen Behörde für die Nachweisfüh-
rung anerkannt worden ist, oder   

3. von einer sonstigen Stelle, die bei der nationalen Akkreditierungsstelle des Mitglied-
staates auf Grund allgemeiner Kriterien für Stellen, die Produkte zertifizieren, für die 
Nachweisführung akkreditiert ist. 

(2) § 17 ist entsprechend anzuwenden. 
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A b s c h n i t t  4  

Z e r t i f i z i e r u n g s s t e l l e n  

Unterabschnitt 1 

Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

§ 27 

Anerkannte Zertifizierungsstellen 

Anerkannte Zertifizierungsstellen im Sinne dieser Verordnung sind: 

1. Zertifizierungsstellen, solange und soweit sie nach § 28 Absatz 1 oder § 43 Absatz 1 
anerkannt sind,   

2. Zertifizierungsstellen nach § 41 und 

3. Zertifizierungsstellen nach § 42. 

§ 28 

Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

(1) Zertifizierungsstellen werden auf Antrag anerkannt, wenn sie 

1. folgende Angaben benennen: 

a) die Namen und Anschriften der verantwortlichen Personen sowie 

b) die Länder oder Staaten, in denen sie Aufgaben nach dieser Verordnung wahr-
nehmen, 

2. nachweisen, dass sie 

a) über die Fachkunde, Ausrüstung und Infrastruktur verfügen, die zur Wahrneh-
mung ihrer Tätigkeiten erforderlich sind,  

b) über eine ausreichende Zahl entsprechend qualifizierter und erfahrener Beschäf-
tigten verfügen und 

c) im Hinblick auf die Durchführung der ihnen übertragenen Aufgaben unabhängig 
von den Zertifizierungssystemen, Schnittstellen, Betrieben und Lieferanten sowie 
frei von jeglichem Interessenkonflikt sind, 

3. die Anforderungen der DIN EN/IEC 17065, Ausgabe Januar 2013 und der DIN EN ISO 
17021, Ausgabe November 2015 erfüllen und ihre Kontrollen den Anforderungen der 
DIN EN ISO 19011, Ausgabe Dezember 2018, genügen, ²   

4. sich schriftlich verpflichten, 
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a) die Anforderungen eines anerkannten Zertifizierungssystems im Sinne von § 2 
Nummer 2 zu erfüllen, 

b) die Kontrollen und Maßnahmen nach § 40 zu dulden und  

c) für alle Orte, an denen sie nach dieser Verordnung Tätigkeiten ausüben, auch 
wenn diese nicht im räumlichen Geltungsbereich dieser Verordnung liegen, der 
zuständigen Behörde eine dem § 40 entsprechende Kontroll- und Betretungs-
möglichkeit zu gewähren und   

5. eine zustellungsfähige Anschrift in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum haben. 

(2) Der Nachweis darüber, dass die in Absatz 1 genannten Anforderungen erfüllt wer-
den, ist durch Vorlage geeigneter Unterlagen über die betriebliche Ausstattung der jeweili-
gen Zertifizierungsstelle, ihren Aufbau und ihre Beschäftigten zu führen. Bei Zertifizierungs-
stellen, die von mindestens zwei Umweltgutachter*innen betrieben werden, gelten die An-
forderungen nach Absatz 1 Nummer 3 als erfüllt. Die zuständige Behörde kann über die 
vorgelegten Unterlagen hinaus weitere Unterlagen anfordern und im Rahmen des Anerken-
nungsverfahrens bei den Zertifizierungsstellen Prüfungen vor Ort vornehmen, soweit dies 
zur Entscheidung über den Antrag nach Absatz 1 erforderlich ist. Eine Prüfung vor Ort in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Drittstaat wird nur durch-
geführt, wenn der andere Staat dieser Prüfung zustimmt. 

(3) Die Anerkennung kann auch nachträglich mit Auflagen versehen werden, wenn 
dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Tätigkeiten einer Zertifizierungsstelle erfor-
derlich ist.  

(4) Die Anerkennung kann mit einer Anerkennung nach der Biokraftstoff-Nachhaltig-
keitsverordnung in der jeweils geltenden Fassung kombiniert werden.  

(5) Die Anerkennung kann beschränkt werden auf 

1. einzelne Arten von Biomasse, 

2. einzelne Länder oder Staaten, insbesondere, weil nur dort die nach Absatz 2 Satz 4 
erforderliche Zustimmung zur Überwachungstätigkeit der zuständigen Behörde nach § 
40 erteilt wurde, oder  

3. einzelne Geltungsbereiche. 

Sämtliche DIN-, ISO/IEC- und DIN EN ISO-Normen, auf die in dieser Verordnung ver-
wiesen wird, sind bei der Beuth-Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen und beim Deutschen 
Patent- und Markenamt in München archivmäßig gesichert niedergelegt. 

§ 29 

Verfahren zur Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

(1) Das Anerkennungsverfahren von Zertifizierungsstellen kann über eine einheitliche 
Stelle nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes abgewickelt werden.  

(2) Hat die zuständige Behörde nicht innerhalb einer Frist von sechs Monaten ent-
schieden, gilt die Anerkennung als erteilt. 
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(3) Die Anerkennung ist von der zuständigen Behörde im Bundesanzeiger bekannt zu 
machen. 

§ 30 

Inhalt der Anerkennung 

Die Anerkennung einer Zertifizierungsstelle muss die folgenden Angaben enthalten: 

1. eine einmalige Registriernummer, 

2. das Datum der Anerkennung und  

3. Beschränkungen nach § 28 Absatz 5. 

§ 31 

Erlöschen der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung einer Zertifizierungsstelle erlischt, wenn sie zurückgenommen, 
widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt 
ist. Sie erlischt auch, wenn die Zertifizierungsstelle ihre Tätigkeit nicht innerhalb eines Jah-
res nach Erteilung der ersten Anerkennung aufgenommen oder seit Aufnahme der Tätigkeit 
mehr als ein Jahr nicht mehr ausgeübt hat.  

(2) Das Erlöschen der Anerkennung und der Grund für das Erlöschen nach Absatz 1 
sind von der zuständigen Behörde im Bundesanzeiger bekannt zu machen. 

§ 32 

Widerruf der Anerkennung 

Die Anerkennung einer Zertifizierungsstelle soll widerrufen werden, wenn die Gewähr 
für eine ordnungsgemäße Durchführung der Aufgaben nach dieser Verordnung nicht mehr 
gegeben ist. Die Anerkennung soll insbesondere widerrufen werden, wenn 

1. eine Voraussetzung nach § 28 Absatz 1 nicht oder nicht mehr erfüllt ist oder  

2. die Zertifizierungsstelle ihre Pflichten nach den §§ 33 bis 39 nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erfüllt. 

Die Anerkennung kann auch widerrufen werden, wenn eine Kontrolle vor Ort nicht si-
chergestellt ist. Die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes über die Rücknahme 
und den Widerruf von Verwaltungsakten bleiben im Übrigen unberührt. 
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Unterabschnitt 2 

Aufgaben von Zertifizierungsstellen 

§ 33 

Führen von Verzeichnissen 

Die Zertifizierungsstellen nach § 2 Nummer 33 müssen ein Verzeichnis aller Schnitt-
stellen und Lieferanten, denen sie Zertifikate ausgestellt, verweigert oder entzogen haben, 
führen. Das Verzeichnis muss mindestens den Namen, die Anschrift und die Registriernum-
mer der Schnittstellen und Lieferanten enthalten. Die Zertifizierungsstellen müssen das Ver-
zeichnis laufend aktualisieren. 

§ 34 

Kontrolle der Schnittstellen und Lieferanten 

(1) Die Zertifizierungsstellen nach § 2 Nummer 33 kontrollieren spätestens sechs Mo-
nate nach Ausstellung des ersten Zertifikates und im Übrigen mindestens einmal im Jahr, 
ob die Schnittstellen und die Lieferanten die Voraussetzungen für die Ausstellung eines 
Zertifikates nach § 21 weiterhin erfüllen. Die zuständige Behörde kann bei begründetem 
Verdacht, insbesondere auf Grund der Berichte nach § 37 bestimmen, dass eine Schnitt-
stelle in kürzeren Zeitabschnitten kontrolliert werden muss; dies gilt auch in den Fällen des 
§ 21 Absatz 2 Satz 2.  

(2) Die Beschäftigten von Zertifizierungsstellen sind befugt, während der Geschäfts- 
oder Betriebszeit Grundstücke, Geschäfts-, Betriebs- und Lagerräume sowie Transportmit-
tel zu betreten, soweit dies für die Kontrolle nach Absatz 1 erforderlich ist. Diese Befugnis 
bezieht sich auf alle Orte im Geltungsbereich dieser Verordnung, an denen die Schnittstelle 
und Lieferanten im Zusammenhang mit der Herstellung oder Lieferung von Biomasse, flüs-
siger Biomasse oder Biomasse-Brennstoffen, für die ein Nachhaltigkeitsnachweis nach die-
ser Verordnung ausgestellt wird, Tätigkeiten ausüben.  

(3) Die Schnittstellen im Geltungsbereich dieser Verordnung sind verpflichtet, die Kon-
trollen nach Absatz 1 und 2 zu dulden. 

§ 35 

Kontrolle des Anbaus 

Die Zertifizierungsstellen, die Schnittstellen nach § 2 Nummer 28 Buchstabe a aa ein 
Zertifikat ausstellen, kontrollieren auf Grund geeigneter Kriterien, ob die von den Schnitt-
stellen benannten Betriebe, in denen die Biomasse zum Zweck der Herstellung flüssiger 
Biomasse angebaut oder geerntet wird, die Anforderungen nach den §§ 4 bis 6 erfüllen. Art 
und Häufigkeit der Kontrollen nach Satz 1 müssen sich insbesondere auf der Grundlage 
einer Bewertung des Risikos, ob in Bezug auf die Erfüllung dieser Anforderungen Unregel-
mäßigkeiten und Verstöße auftreten, bestimmen. Es ist mindestens die Quadratwurzel der 
Betriebe jährlich zu kontrollieren. § 34 Absatz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden. 
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§ 36 

Kontrolle der Entstehungsbetriebe 

Die Zertifizierungsstellen, die Schnittstellen nach § 2 Nummer 28 Buchstabe a bb ein 
Zertifikat ausstellen, kontrollieren auf Grund geeigneter Kriterien, ob die von den Schnitt-
stellen benannten Betriebe die Anforderungen nach den §§ 4 bis 6 erfüllen. Art und Häufig-
keit der Kontrollen nach Satz 1 müssen sich insbesondere auf der Grundlage einer Bewer-
tung des Risikos, ob in Bezug auf die Erfüllung dieser Anforderungen Unregelmäßigkeiten 
und Verstöße auftreten, bestimmen. Es ist mindestens die Quadratwurzel der Betriebe jähr-
lich zu kontrollieren. § 34 Absatz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 37 

Mitteilungen und Berichte über Kontrollen 

Zertifizierungsstellen müssen der zuständigen Behörde jede Vor-Ort-Kontrolle so 
rechtzeitig ankündigen, dass eine Begleitung durch die zuständige Behörde möglich ist. 
Nach Abschluss jeder Kontrolle müssen die Zertifizierungsstellen einen Bericht erstellen, 
der insbesondere das Ergebnis der Kontrolle enthält; der Bericht ist der zuständigen Be-
hörde elektronisch zu übermitteln. 

§ 38 

Weitere Berichte und Mitteilungen  

(1) Zertifizierungsstellen müssen der zuständigen Behörde nach ihrer Zertifizierungs-
entscheidung jedoch spätestens bis zum Laufzeitbeginn nach § 22 Nummer 2 elektronisch 
folgende Dokumente übermitteln: 

1. Berichte nach § 37 Satz 2 und  

2. Zertifikate nach § 21 Absatz 1 und 2. 

(2) Zertifizierungsstellen müssen der zuständigen Behörde für jedes Kalenderjahr bis 
zum 28. Februar des folgenden Kalenderjahres und im Übrigen auf Verlangen folgende 
Berichte und Informationen elektronisch übermitteln: 

1. einen Auszug aus dem Schnittstellenverzeichnis nach § 33 sowie eine Liste aller wei-
teren Betriebe und Lieferanten, die sie kontrollieren, aufgeschlüsselt nach Zertifizie-
rungssystemen,  

2. eine Liste aller Kontrollen, die sie in dem Kalenderjahr bei Schnittstellen, Betrieben und 
Lieferanten vorgenommen haben, aufgeschlüsselt nach Zertifizierungssystemen, und  

3. einen Bericht über ihre Erfahrungen mit den von ihnen angewendeten Zertifizierungs-
systemen; dieser Bericht muss alle Tatsachen umfassen, die für die Beurteilung we-
sentlich sein könnten, ob es Probleme bei der Einhaltung der Systemvorgaben gibt. 
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§ 39 

Aufbewahrung, Umgang mit Informationen 

(1) Zertifizierungsstellen müssen die Kontrollergebnisse und Kopien aller Zertifikate, 
die sie auf Grund dieser Verordnung ausstellen, mindestens zehn Jahre aufbewahren.  

(2) Soweit Zertifizierungsstellen Aufgaben nach dieser Verordnung wahrnehmen, gel-
ten sie als informationspflichtige Stellen nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 des Umweltinforma-
tionsgesetzes vom 22. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3704) im Geltungsbereich des Umwel-
tinformationsgesetzes. 

Unterabschnitt 3 

Überwachung von Zertifizierungsstellen 

§ 40 

Kontrollen und Maßnahmen 

(1) Die zuständige Behörde überwacht die nach dieser Verordnung anerkannten Zer-
tifizierungsstellen. § 28 Absatz 2 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden.  

(2) Die Beschäftigten sowie die Beauftragten der zuständigen Behörde sind befugt, 
während der Geschäfts- oder Betriebszeit Grundstücke, Geschäfts-, Betriebs- und Lager-
räume sowie Transportmittel zu betreten, soweit dies für die Überwachung nach Absatz 1 
erforderlich ist. § 34 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.  

(3) Die zuständige Behörde kann gegenüber Zertifizierungsstellen die Anordnungen 
treffen, die notwendig sind, um festgestellte Mängel zu beseitigen und künftige Mängel zu 
verhüten. Insbesondere kann sie anordnen, dass Beschäftigte einer Zertifizierungsstelle 
wegen fehlender Unabhängigkeit, Fachkunde oder Zuverlässigkeit nicht mehr kontrollieren 
dürfen, ob die Anforderungen nach dieser Verordnung erfüllt werden. Die zuständige Be-
hörde informiert das anerkannte Zertifizierungssystem im zulässigen Umfang entspre-
chend. 

Unterabschnitt 4 

Weitere anerkannte Zertifizierungsstellen 

§ 41 

Anerkannte Zertifizierungsstellen auf Grund der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsver-
ordnung 

(1) Zertifizierungsstellen gelten auch als anerkannt, solange und soweit sie auf Grund 
der Biokraftstoffnachhaltigkeitsverordnung in der jeweils geltenden Fassung anerkannt 
sind.  

(2) Die Unterabschnitte 2 und 3 dieses Abschnitts sind entsprechend anzuwenden, 
soweit sich aus der in Absatz 1 genannten Verordnung nichts Anderes ergibt. 
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§ 42 

Weitere anerkannte Zertifizierungsstellen 

(1) Zertifizierungsstellen gelten auch als anerkannt, solange und soweit sie 

1. von der Europäischen Kommission,  

2. von einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union  

als Zertifizierungsstellen anerkannt sind und sie Aufgaben nach dieser Verordnung auch in 
einem Zertifizierungssystem wahrnehmen, das nach dieser Verordnung anerkannt ist. 

(2) Die Unterabschnitte 2 und 3 dieses Abschnitts sind nur entsprechend anzuwen-
den, soweit dies mit den Bestimmungen der Europäischen Kommission vereinbar ist. 

A b s c h n i t t  5  

W e i t e r e  B e s t i m m u n g e n  z u m  N a c h w e i s  

§ 43 

Nachweis durch vorläufige Anerkennungen 

(1) Die zuständige Behörde kann Zertifizierungsstellen vorläufig anerkennen, wenn 
eine abschließende Prüfung der Voraussetzungen nach § 28 Absatz 1 nicht möglich ist, die 
Voraussetzungen jedoch mit hinreichender Wahrscheinlichkeit erfüllt sein werden. Bei der 
vorläufigen Anerkennung von Zertifizierungsstellen bleibt § 28 Absatz 1 Nummer 1, 4 und 
5 unberührt. 

(2) Die vorläufige Anerkennung ist auf zwölf Monate befristet.  

(3) Ein Rechtsanspruch auf vorläufige Anerkennung besteht nicht.  

(4) Zertifizierungsstellen können aus einer vorläufigen Anerkennung keine Rechtsan-
sprüche ableiten. 

T e i l  4  

Z e n t r a l e s  I n f o r m a t i o n s r e g i s t e r  

§ 44 

Informationsregister 

Die zuständige Behörde führt ein zentrales Register über alle Zertifizierungssysteme, 
Zertifizierungsstellen, Zertifikate, Nachweise, Bescheinigungen und Berichte im Zusam-
menhang mit der Nachweisführung nach dieser Verordnung (Informationsregister). Die zu-
ständige Behörde kann Bestimmungen zur Online Datenbankanwendung im Bundesanzei-
ger bekannt geben. 
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§ 45 

Datenabgleich 

(1) Die zuständige Behörde gleicht die Daten im Informationsregister nach § 44 ab 

1. mit den Daten des Marktstammdatenregisters nach § 111e des Energiewirtschaftsge-
setzes und 

2. mit den Daten, die der für Biokraftstoffe zuständigen Stelle nach § 37d Absatz 1 des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes vorliegen. 

(2) Bei Nachhaltigkeitsnachweisen nach § 17 kann die zuständige Behörde Daten mit 
der Behörde oder Stelle, die diese Nachweise ausgestellt hat, abgleichen. § 53 Satz 2 bleibt 
davon unberührt. 

§ 46 

Maßnahmen der zuständigen Behörde 

Die zuständige Behörde muss dem Netzbetreibenden, an dessen Netz die Anlage zur 
Stromerzeugung angeschlossen ist, Folgendes mitteilen, soweit es sich auf die in dieser 
Anlage eingesetzte flüssige Biomasse bezieht:  

1. Verstöße gegen die Mitteilungspflicht nach § 9; 

2. Widersprüche zwischen verschiedenen Daten, die im Rahmen des Datenabgleichs be-
kannt geworden sind, und  

3. sonstige Zweifel an 

a) der Wirksamkeit eines Nachhaltigkeitsnachweises, eines Zertifikates oder einer 
Bescheinigung oder 

b) der Richtigkeit der darin nachgewiesenen Tatsachen. 

T e i l  5  

D a t e n e r h e b u n g  u n d  - v e r a r b e i t u n g ,  B e r i c h t s p f l i c h -
t e n ,  b e h ö r d l i c h e s  V e r f a h r e n  

§ 47 

Auskunftsrecht der zuständigen Behörde 

Die zuständige Behörde kann vom Anlagenbetreibenden, Zertifizierungsstellen, 
Schnittstellen, Lieferanten, und von Zertifizierungssystemen weitere Informationen, insbe-
sondere über deren Teilnehmer, verlangen, soweit dies erforderlich ist, um  

1. die Aufgaben nach dieser Verordnung zu erfüllen,  

2. zu überwachen, ob die Anforderungen nach dieser Verordnung erfüllt werden, oder   
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3. die Berichtspflichten der Bundesrepublik Deutschland gegenüber den Organen der Eu-
ropäischen Union zu erfüllen. 

§ 48 

Berichtspflicht der zuständigen Behörde 

Die zuständige Behörde evaluiert diese Verordnung regelmäßig und legt der Bundes-
regierung erstmals zum 31. Dezember 2022 und sodann jedes Jahr einen Erfahrungsbe-
richt vor. 

§ 49 

Datenübermittlung 

(1) Soweit dies zur Durchführung der Verordnung erforderlich ist, darf die zuständige 
Behörde Informationen übermitteln an 

1. folgende Bundesbehörden: 

a) das Bundesministerium der Finanzen,   

b) das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 

c) das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft,   

d) das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit und   

e) die nachgeordneten Behörden dieser Bundesministerien, insbesondere an die 
Bundesnetzagentur, das Umweltbundesamt und die für Biokraftstoffe zuständige 
Stelle nach § 37d Absatz 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes, 

2. Behörden von anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie von Drittstaaten 
und ihre sonstigen Stellen nach § 17 Absatz 1 Nummer 1 bis 3,  

3. Organe der Europäischen Union,  

4. anerkannte Zertifizierungssysteme und  

5. anerkannte Zertifizierungsstellen. 

(2) Soweit es zum Abgleich der Daten des Informationsregisters nach § 44 mit den 
Daten im Marktstammdatenregister nach § 111e des Energiewirtschaftsgesetzes erforder-
lich ist, darf die zuständige Behörde Informationen an das jeweilige Register übermitteln. 

§ 50 

Zuständigkeit 

(1) Zuständige Behörde ist die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung. 

(2) Die Rechts- und Fachaufsicht über die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Er-
nährung obliegt dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft. Bei Fragen von 
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grundsätzlicher Bedeutung ist das Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit herzustellen. 

§ 51 

Verfahren vor der zuständigen Behörde 

Die Amtssprache ist deutsch. Alle Anträge, die bei der zuständigen Behörde gestellt 
werden, und alle Nachweise, Bescheinigungen, Berichte und sonstigen Unterlagen, die der 
zuständigen Behörde übermittelt werden, müssen in deutscher Sprache verfasst oder mit 
einer Übersetzung in die deutsche Sprache versehen sein. § 23 Absatz 2 Satz 2 bis 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes ist entsprechend anzuwenden. 

§ 52 

Muster und Vordrucke 

(1) Für die folgenden Dokumente sind Muster und Vordrucke sowie ein Datensatzfor-
mat einer elektronischen Datenübermittlung zu verwenden: 

1. für die Zertifikate nach § 21,  

2. für die Mitteilungen und Berichte nach den §§ 37 und 38  

3. für die Nachhaltigkeitsnachweise nach § 14 und die Nachhaltigkeits-Teilnachweise 
nach § 18. 

(2) Die zuständige Behörde stellt die Dokumente nach Absatz 1 Nummern 1 und 2 
den Zertifizierungsstellen gemäß § 2 Nummer 33 und, auf deren Anfrage, den anerkannten 
Zertifizierungssystemen gemäß § 2 Nummer 2 zur Verfügung. Die zuständige Behörde ver-
öffentlicht das Muster nach Absatz 1 Nr. 3 auf ihrer Internetseite3). Sie kann für Nachhaltig-
keitsnachweise und Nachhaltigkeits-Teilnachweise, die in englischer oder einer anderen 
Sprache ausgestellt worden sind, eine Übersetzung auf ihrer Internetseite veröffentlichen.  

§ 53 

Außenverkehr 

Der Verkehr mit den Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union und 
Drittstaaten sowie mit den Organen der Europäischen Union obliegt dem Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit. Es kann den Verkehr mit den zu-
ständigen Ministerien und Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union und 
Drittstaaten sowie den Organen der Europäischen Union im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Ernährung und Landwirtschaft auf die Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung übertragen. 

                                                 
 
3) www.ble.de 
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T e i l  6  

B u ß g e l d v o r s c h r i f t e n  

§ 54 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a des Erneuer-
baren Energien Gesetzes in der Fassung vom 01.08.2014 handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig Nachhaltigkeitsnachweise fälscht oder in Nachweisen entgegen der Bestimmung 
des § 12, § 15 Absatz 1 oder § 16 Absatz 1 unrichtige Angaben macht, die zur Unwirksam-
keit des Nachweises gemäß § 19 Abs. 1 führen.  

(2) Absatz 1 gilt auch für Teilnachweise. 

T e i l  7  

Ü b e r g a n g s -  u n d  S c h l u s s b e s t i m m u n g e n  

§ 55 

Übergangsbestimmung 

Diese Verordnung ist nicht auf die Erzeugung von Biomasse-Brennstoffen anzuwen-
den, die vor dem 1. Dezember 2021 zur Stromerzeugung eingesetzt werden.  

§ 56 

Inkrafttreten  

Diese Verordnung tritt am XX. XX. 2021 in Kraft. 

Artikel 2 

Verordnung über Anforderungen an eine nachhaltige Herstellung 
von Biokraftstoffen  

(Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung – Biokraft-NachV) 

Inhaltsübersicht 

T e i l  1  
A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  

§ 1 Anwendungsbereich 
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§ 2 Begriffsbestimmungen 

T e i l  2  
N a c h h a l t i g k e i t s a n f o r d e r u n g e n  

§ 3 Anerkennung von Biokraftstoffen 

§ 4 Anforderungen an landwirtschaftliche Biomasse 

§ 5 Anforderungen an forstwirtschaftliche Biomasse 

§ 6 Treibhausgasminderung 

T e i l  3  
N a c h w e i s  

A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  

§ 7 Nachweis über die Erfüllung der Anforderungen 

A b s c h n i t t  2  

N a c h h a l t i g k e i t s n a c h w e i s e  

§ 8 Anerkannte Nachweise 

§ 9 Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen 

§ 10 Ausstellung auf Grund von Massebilanzierungssystemen 

§ 11 Lieferung auf Grund von Massenbilanzsystemen 

§ 12 Inhalt und Form der Nachhaltigkeitsnachweise 

§ 13 Folgen fehlender oder nicht ausreichender Angaben 

§ 14 Anerkannte Nachhaltigkeitsnachweise auf Grund der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung 

§ 15 Weitere anerkannte Nachhaltigkeitsnachweise 

§ 16 Nachhaltigkeits-Teilnachweise 

§ 17 Unwirksamkeit von Nachhaltigkeitsnachweisen und Teilnachweisen 

A b s c h n i t t  3  

Z e r t i f i k a t e  f ü r  S c h n i t t s t e l l e n  

§ 18 Anerkannte Zertifikate 

§ 19 Ausstellung von Zertifikaten 

§ 20 Inhalt der Zertifikate 

§ 21 Folgen fehlender Angaben 

§ 22 Gültigkeit der Zertifikate 

§ 23 Anerkannte Zertifikate auf Grund der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung 

§ 24 Weitere anerkannte Zertifikate 
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A b s c h n i t t  4  

Z e r t i f i z i e r u n g s s t e l l e n  

Unterabschnitt 1 

Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

§ 25 Anerkannte Zertifizierungsstellen 

§ 26 Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

§ 27 Verfahren zur Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

§ 28 Inhalt der Anerkennung 

§ 29 Erlöschen der Anerkennung 

§ 30 Widerruf der Anerkennung 

Unterabschnitt 2 

Aufgaben von Zertifizierungsstellen 

§ 31 Führen von Verzeichnissen 

§ 32 Kontrolle der Schnittstellen und Lieferanten 

§ 33 Kontrolle des Anbaus 

§ 34 Kontrolle der Entstehungsbetriebe 

§ 35 Mitteilungen und Berichte über Kontrollen 

§ 36 Weitere Berichte und Mitteilungen 

§ 37 Aufbewahrung, Umgang mit Informationen 

Unterabschnitt 3 

Überwachung von Zertifizierungsstellen 

§ 38 Kontrollen und Maßnahmen 

Unterabschnitt 4 

Weitere anerkannte Zertifizierungsstellen 

§ 39 Anerkannte Zertifizierungsstellen auf Grund der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung 

§ 40 Weitere anerkannte Zertifizierungsstellen 

A b s c h n i t t  5  

W e i t e r e  B e s t i m m u n g e n  z u m  N a c h w e i s  

§ 41 Nachweis durch vorläufige Anerkennungen 

T e i l  4  
Z e n t r a l e s  I n f o r m a t i o n s r e g i s t e r  

§ 42 Informationsregister 

§ 43 Datenabgleich 
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T e i l  5  
D a t e n e r h e b u n g  u n d  - v e r a r b e i t u n g ,  B e r i c h t s p f l i c h t e n ,  b e h ö r d -

l i c h e s  V e r f a h r e n  

§ 44 Auskunftsrecht der zuständigen Behörde 

§ 45 Berichtspflicht der zuständigen Behörde 

§ 46 Datenübermittlung 

§ 47 Zuständigkeit 

§ 48 Verfahren vor der zuständigen Behörde 

§ 49 Muster und Vordrucke 

§ 50 Außenverkehr 

T e i l  6  
B u ß g e l d v o r s c h r i f t e n  

§ 51 Ordnungswidrigkeiten 

T e i l  7  
S c h l u s s b e s t i m m u n g e n  

§ 52 Inkrafttreten 

T e i l  1  

A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  

§ 1 

Anwendungsbereich 

Diese Verordnung ist für die Erfüllung der Verpflichtung nach § 37a Absatz 1 Sätze 1 
und 2 in Verbindung § 37a Absatz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes4) anzuwenden. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

Für diese Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:  

1. „Abfälle“ sind Stoffe oder Gegenstände gemäß § 3 Absatz 1 des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes. Für die Zwecke dieser Verordnung gelten Stoffe und Gegenstände nicht als 
Abfälle, die 

                                                 
 
4) Verweis bezieht sich auf aktuellen Entwurf des Gesetzes 
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a) absichtlich erzeugt, verändert oder kontaminiert wurden, um in den Anwendungs-
bereich dieser Verordnung zu fallen; im Widerspruch zur Pflicht zur Abfallvermei-
dung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes oder § 6 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
erzeugt worden sind, 

b) nur deshalb Abfälle sind, weil 

aa) sie gemäß § 37b Absatz 1 bis 7 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes keine 
Biokraftstoffe sind, 

bb) sie gemäß § 37b Absatz 8 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes nicht auf 
die Verpflichtungen nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 37a 
Absatz 4 des Bundes- Immissionsschutzgesetzes anrechenbar sind oder 

cc) sie nicht der Verordnung über die Beschaffenheit und die Auszeichnung der 
Qualitäten von Kraft- und Brennstoffen vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 
1849), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 13. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2739) geändert worden ist, entsprechen. 

Satz 2 ist auch für Gemische anzuwenden, die entsprechende Abfälle enthalten. Die 
Sätze 1 bis 3 sind für Biokraftstoffe, die aus im Ausland angefallenen Abfällen herge-
stellt wurde, entsprechend anzuwenden. 

2. „Anerkannte Zertifizierungssysteme“ sind Zertifizierungssysteme, soweit sie von der 
Europäischen Kommission auf Grund des Artikels 30 Absatz 4 oder 6 Richtlinie (EU) 
2018/2001 anerkannt sind und auf der Transparenzplattform der Europäischen Kom-
mission als solche veröffentlicht sind.  

3. „Bewaldete Flächen“ sind: 

a) Primärwälder; 

b) Wald mit großer biologischer Vielfalt und andere bewaldete Flächen, die arten-
reich und nicht degradiert sind, oder für die die zuständige Behörde eine große 
biologische Vielfalt festgestellt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die 
Gewinnung der Biomasse nicht den von der Behörde festgestellten Naturschutz-
zwecken zuwiderläuft; oder 

c) sonstige naturbelassene Flächen, 

aa) die mit einheimischen Baumarten bewachsen sind, 

bb) in denen es kein deutlich sichtbares Anzeichen für menschliche Aktivität gibt 
und 

cc) in denen die ökologischen Prozesse nicht wesentlich gestört sind. 

4. „Bioabfälle“ sind Abfälle gemäß § 3 Absatz 7 Kreislaufwirtschaftsgesetzes. 

5. „Biokraftstoffe“ sind Biokraftstoffe im Sinne des § 37b Absatz 1 des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes in Verbindung mit § 4 der Verordnung zur Festlegung weiterer 
Bestimmungen zur Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen. 

6. „Biokraftstoffquotenstelle“ ist die zuständige Stelle im Sinne des § 37d Absatz 1 Satz 1 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. 
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7. „Biomasse“ ist Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung in der jeweils geltenden 
Fassung. 

8. “Biomasse-Brennstoffe“ sind Biomasse-Brennstoffe im Sinne der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung in der jeweils geltenden Fassung.   

9. „Dauerkulturen“ sind mehrjährige Kulturpflanzen, deren Stiel normalerweise nicht jähr-
lich geerntet wird. Darunter fallen zum Beispiel Niederwald mit Kurzumtrieb, Bananen 
und Ölpalmen. Dauergrünland im Sinne des Artikels 4 Buchstabe h der Verordnung 
(EU) Nr. 1307/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 
2013 mit Vorschriften über Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im 
Rahmen von Stützungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 
des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 608), die zuletzt durch die Delegierte Ver-
ordnung (EU) 2017/1155 (ABl. L 167 vom 30.6.2017, S. 1) geändert worden ist, ist 
keine Dauerkultur im Sinne dieser Verordnung. 

10. „Feste Biomasse-Brennstoffe“ sind feste Biomasse-Brennstoffe im Sinne der Biomas-
sestrom-Nachhaltigkeitsverordnung in der jeweils geltenden Fassung.  

11. „Feuchtgebiete“ sind Flächen, die ständig oder für einen beträchtlichen Teil des Jahres 
von Wasser bedeckt oder durchtränkt sind. Als Feuchtgebiete gelten insbesondere alle 
Feuchtgebiete, die in die Liste international bedeutender Feuchtgebiete nach Artikel 2 
Absatz 1 des Übereinkommens vom 2. Februar 1971 über Feuchtgebiete, insbeson-
dere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung (BGBl. 
1976 II S. 1266) aufgenommen worden sind. 

12. „Flüssige Biobrennstoffe“ sind flüssige Biobrennstoffe im Sinne der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung in der jeweils geltenden Fassung. 

13. „Fortwirtschaftliche Biomasse“ ist Biomasse nach Nummer 7 aus der Forstwirtschaft. 

14. „Gasförmige Biomasse-Brennstoffe“ sind gasförmige Biomasse-Brennstoffe im Sinne 
der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung in der jeweils geltenden Fassung. 

15. „Gewinnungsgebiet“ ist ein als Wirtschaftseinheit abgrenzbares oder ein geografisch 
definiertes Gebiet, in dem die forstwirtschaftlichen Biomasse-Rohstoffe gewonnen 
wird, zu dem zuverlässige und unabhängige Informationen verfügbar sind und in dem 
die Bedingungen homogen genug sind, um das Risiko in Bezug auf die Nachhaltigkeit 
und Rechtmäßigkeit der forstwirtschaftlichen Biomasse zu bewerten. 

16. „Grünland mit großer biologischer Vielfalt“ ist Grünland, das mehr als einen Hektar er-
fasst und das ohne Eingriffe von Menschenhand 

a) Grünland bleiben würde und dessen natürliche Artenzusammensetzung sowie 
ökologische Merkmale und Prozesse intakt sind (natürliches Grünland) oder 

b) kein Grünland bleiben würde und das artenreich und nicht degradiert ist (künst-
lich geschaffenes Grünland) und für das die zuständige Behörde eine große bio-
logische Vielfalt festgestellt hat, es sei denn, die Ernte der Biomasse ist zur Er-
haltung des Grünlandstatus erforderlich. Im Übrigen ist die Verordnung (EU) Nr. 
1307/2014 der Kommission vom 8. Dezember 2014 zur Festlegung der Kriterien 
und geografischen Verbreitungsgebiete zur Bestimmung von Grünland mit gro-
ßer biologischer Vielfalt für die Zwecke des Artikels 29 Absatz 3 Buchstabe d der 
Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates zur För-
derung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen in der jeweils gelten-
den Fassung anzuwenden. 

Kommentiert [AJ2]: Nr. 8 enthält als eine von lediglich 
4 Begriffsbestimmungen einen dynamischen Verweis 
auf die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung. 
Dies wird nicht verständlich und ist abzulehnen. Auch 
die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung muss, wie in 
den übrigen Nummern, bei Nr. 8 ohne dynamischen 
Verweis auf die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverord-
nung, die im Übrigen noch auf das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz verweist, auskommen. 
 
Forderung: Begriff ohne dynamischen Verweis auf 
die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung de-
finieren 

Kommentiert [AJ3]: Nr. 10 enthält als eine von ledig-
lich 4 Begriffsbestimmungen einen dynamischen Ver-
weis auf die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverord-
nung. Dies wird nicht verständlich und ist abzulehnen. 
Auch die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung muss, 
wie in den übrigen Nummern, bei Nr. 10 ohne dynami-
schen Verweis auf die Biomassestrom-Nachhaltigkeits-
verordnung, die im Übrigen noch auf das Erneuerbare-
Energien-Gesetz verweist, auskommen. 
 
Forderung: Begriff ohne dynamischen Verweis auf 
die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung de-
finieren 

Kommentiert [AJ4]: Nr. 12 enthält als eine von ledig-
lich 4 Begriffsbestimmungen einen dynamischen Ver-
weis auf die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverord-
nung. Dies wird nicht verständlich und ist abzulehnen. 
Auch die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung muss, 
wie in den übrigen Nummern, bei Nr. 12 ohne dynami-
schen Verweis auf die Biomassestrom-Nachhaltigkeits-
verordnung, die im Übrigen noch auf das Erneuerbare-
Energien-Gesetz verweist, auskommen. 
 
Forderung: Begriff ohne dynamischen Verweis auf 
die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung de-
finieren 

Kommentiert [AJ5]: Nr. 14 enthält als eine von ledig-
lich 4 Begriffsbestimmungen einen dynamischen Ver-
weis auf die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverord-
nung. Dies wird nicht verständlich und ist abzulehnen. 
Auch die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung muss, 
wie in den übrigen Nummern, bei Nr. 14 ohne dynami-
schen Verweis auf die Biomassestrom-Nachhaltigkeits-
verordnung, die im Übrigen noch auf das Erneuerbare-
Energien-Gesetz verweist, auskommen. 
 
Forderung: Begriff ohne dynamischen Verweis auf 
die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung de-
finieren 
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17. „Herstellung“ umfasst alle Arbeitsschritte von dem Anbau der erforderlichen Biomasse, 
insbesondere der Pflanzen, bis zur Aufbereitung der flüssigen Biobrennstoffe und Bio-
masse-Brennstoffe auf die Qualitätsstufe, die für den Einsatz als Biokraftstoff erforder-
lich ist. 

18. „Kontinuierlich bewaldete Gebiete“ sind Flächen von mehr als einem Hektar mit über 
fünf Meter hohen Bäumen und 

a) mit einem Überschirmungsgrad von mehr als 30 Prozent oder mit Bäumen, die 
auf dem jeweiligen Standort diese Werte erreichen können, oder 

b) mit einem Überschirmungsgrad von 10 bis 30 Prozent oder mit Bäumen, die auf 
dem jeweiligen Standort diese Werte erreichen können, es sei denn, dass die 
Fläche vor und nach der Umwandlung einen solchen Kohlenstoffbestand hat, 
dass der Biokraftstoff das Treibhausgas-Minderungspotenzial nach § 6 Absatz 1 
auch bei einer Berechnung nach § 6 Absatz 2 aufweist. 

19. „Kulturflächen“ sind 

a) Flächen mit einjährigen Pflanzen und Pflanzen mit einem Wachstumszyklus von 
unter einem Jahr, die für eine weitere Ernte erneut gesät oder gepflanzt werden 
müssen. Dazu gehören auch Flächen mit mehrjährigen Pflanzen, die jährlich ge-
erntet und bei der Ernte zerstört werden, wie zum Beispiel Maniok, Yams und 
Zuckerrohr. Bananen gelten als Pflanzen, die sich im Übergang zur Kategorie der 
Dauerkulturen befinden, 

b) Flächen, die weniger als fünf Jahre brachliegen, bevor sie erneut mit einjährigen 
Pflanzen bebaut werden.  

Flächen mit Dauerkulturen, Waldflächen und Grünlandflächen sind keine Kulturflächen 
im Sinne dieser Verordnung. 

20. „Kulturpflanzen mit hohem Stärkegehalt“ sind Pflanzen, unter die überwiegend Ge-
treide ungeachtet dessen, ob nur die Körner verwendet werden oder die gesamte 
Pflanze verwendet wird, sowie Knollen- und Wurzelfrüchte fallen. 

21. „Landwirtschaftliche Biomasse“ ist Biomasse nach Nummer 7 aus der Landwirtschaft.  

22. „Letzte Schnittstelle“ ist die Schnittstelle, nach der keine weitere Konversion stattfindet. 

23. „Lieferanten“ sind Betriebe, die mit dem Transport und Vertrieb (Lieferung) von Bio-
masse, Biokraftstoffen, Biomasse-Brennstoffen oder flüssigen Biobrennstoffen befasst 
sind ohne selbst Schnittstelle zu sein. 

24. „Lignozellulosehaltiges Material“ ist Material, das aus Lignin, Zellulose und Hemizellu-
lose besteht wie Biomasse aus Wäldern, holzartige Energiepflanzen sowie Reststoffe 
und Abfälle aus der forstbasierten Wirtschaft. 

25. „Nachweispflichtige oder Nachweispflichtiger“ sind 

a) Verpflichtete nach § 37a Absatz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes oder 

b) Dritte nach § 37a Absatz 6 oder Absatz 7 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes. 

 

26. „Nahrungs- und Futtermittelpflanzen“ sind 

Kommentiert [AJ6]: Es fehlt die bisher getroffene Un-
terscheidung zwischen Lieferanten vor und nach der 
letzten Schnittstelle. Dies führt zu unerfüllbaren Anfor-
derungen an die Wirtschaftsbeteiligten, z. B. bei … 
 
Forderung: Lieferanten wie im geltenden Recht vor 
und nach der letzten Schnittstelle definieren 

Kommentiert [AJ7]: Es ist vom Verordnungsgeber si-
cherzustellen, dass diese Begriffsbestimmung immer im 
Gleichklang mit Änderungen der 38. BImSchV steht, um 
Divergenzen zwischen den beiden Verordnungen aus-
zuschließen. 
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a) Kulturpflanzen mit hohem Stärkegehalt, Zuckerpflanzen oder Ölpflanzen, die als 
Hauptkulturen auf landwirtschaftlichen Flächen produziert werden, ausgenom-
men Reststoffe, Abfälle und lignozellulosehaltiges Material, und 

b) Zwischenfrüchte wie Zweitfrüchte und Deckpflanzen, es sei denn, die 
Verwendung solcher Zwischenfrüchte führt zu einer zusätzlichen Nachfrage nach 
Land. 

27. „Naturschutzzwecken dienende Flächen“ sind Flächen, die durch Gesetz oder von der 
zuständigen Behörde für Naturschutzzwecke ausgewiesen worden sind. Sofern die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften auf Grund des Artikels 30 Absatz 4 
Satz 3 der Richtlinie 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen  
oder auf Grund des Artikels 7c Absatz 4 Unterabsatz 2 Satz 3 der Richtlinie 2009/30/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Änderung der 
Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Spezifikationen für Otto-, Diesel- und Gasölkraft-
stoffe und die Einführung eines Systems zur Überwachung und Verringerung der Treib-
hausgasemissionen sowie zur Änderung der Richtlinie 1999/32/EG des Rates im Hin-
blick auf die Spezifikationen für von Binnenschiffen gebrauchte Kraftstoffe und zur Auf-
hebung der Richtlinie 93/12/EWG (ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 88) Flächen für den 
Schutz seltener, bedrohter oder gefährdeter Ökosysteme oder Arten, 

 

a) in internationalen Übereinkünften anerkannt werden oder 

b) in den Verzeichnissen zwischenstaatlicher Organisationen oder der Internationa-
len Union für die Erhaltung der Natur aufgeführt sind, 

für die Zwecke des Artikels 29 Absatz 3 Buchstabe c Nummer ii der Richtlinie 
2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur För-
derung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen anerkennt, gelten diese Flä-
chen auch als Naturschutzzwecken dienende Flächen. Sätze 1 bis 2 gelten nicht, sofern 
Anbau und Ernte der Biomasse den genannten Naturschutzzwecken nicht zuwiderlaufen. 

28. „Reststoffe“ sind Reststoffe aus der Verarbeitung nach Nummer 29 und Reststoffe aus 
der Landwirtschaft, Aquakultur, Forst- oder Fischwirtschaft nach Nummer 30.  

29. „Reststoffe aus der Verarbeitung“ sind Stoffe, die von der nach § 47 Absatz 1 zustän-
digen Behörde im Bundesanzeiger bekannt gemacht werden und keine Endprodukte 
sind, deren Herstellung durch den Produktionsprozess unmittelbar angestrebt wird; sie 
stellen nicht das primäre Ziel des Produktionsprozesses dar, und der Prozess wurde 
nicht absichtlich geändert, um sie zu produzieren. 

30. „Reststoffe aus Landwirtschaft, Aquakultur, Forst- oder Fischwirtschaft“ sind Stoffe, die 
von der nach § 47 Absatz 1 zuständigen Behörde im Bundesanzeiger bekannt gemacht 
werden und unmittelbar in der Landwirtschaft, Aquakultur, Forst- oder Fischwirtschaft 
entstanden sind; sie umfassen keine Reststoffe aus damit verbundenen Wirtschafts-
zweigen und keine Reststoffe aus der Verarbeitung. 

31. „Schnittstellen“ sind 

a) Betriebe und Betriebsstätten (Betriebe), die die für die Herstellung der Biokraft-
stoffe erforderliche Biomasse zum Zweck des Weiterhandelns erstmals aufneh-
men  

aa) von den Betrieben, die diese Biomasse anbauen und ernten, oder 
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bb) im Fall von Abfällen und Reststoffen von den Betrieben oder Privathaushalten, 
bei denen die Abfälle und Reststoffe anfallen. 

b) Ölmühlen, Biogasanlagen, Fettaufbereitungsanlagen sowie weitere Betriebe, die 
Biomasse be- und verarbeiten, ohne dass die erforderliche Qualitätsstufe als Bi-
okraftstoff erreicht wird.  

c) Betriebe, die flüssige Biobrennstoffe oder Biomasse-Brennstoffe auf die erforder-
liche Qualitätsstufe für den Einsatz als Biokraftstoff aufbereiten oder die aus der 
eingesetzten Biomasse Biokraftstoffe herstellen. 

32. „Tatsächlicher Wert“ ist die Treibhausgaseinsparung bei einigen oder allen Schritten 
eines speziellen Produktionsverfahrens für Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe oder 
Biomasse-Brennstoffe, berechnet anhand der Methode in Anhang V Teil C und Anhang 
VI Teil B der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001. 

33. „Walderneuerung“ ist die Wiederaufforstung eines Waldbestands mit Natur und 
Kunstverjüngung nach der Entnahme von Teilen oder des gesamten früheren Bestands 
durch beispielsweise Fällung oder aufgrund natürlicher Ursachen, einschließlich Feuer 
oder Sturm. 

34. „Zellulosehaltiges Non-Food-Material“ ist Material, das überwiegend aus Zellulose und 
Hemizellulose besteht und einen niedrigeren Lignin-Gehalt als lignozellulosehaltiges 
Material aufweist. Darunter fallen Reststoffe von Nahrungs- und 
Futtermittelpflanzen wie Stroh, Spelzen, Hülsen und Schalen, grasartige Energiepflan-
zen mit niedrigem Stärkegehalt wie Weidelgras, Rutenhirse, Miscanthus, und Pfahl-
rohr, Zwischenfrüchte vor und nach Hauptkulturen, Untersaaten, 
industrielle Reststoffe, einschließlich Nahrungs- und Futtermittelpflanzen nach Extrak-
tion von Pflanzenölen, Zucker, Stärken und Protein, sowie Material aus Bioabfall; als 
Untersaaten und Deckpflanzen werden vorübergehend angebaute Weiden mit Gras-
Klee-Mischungen mit einem niedrigen Stärkegehalt bezeichnet, die zur Fütterung von 
Vieh sowie dazu dienen, die Bodenfruchtbarkeit im Interesse höherer Ernteerträge bei 
den Ackerhauptkulturen zu verbessern. 

35. „Zertifikate“ sind Konformitätsbescheinigungen darüber, dass Schnittstellen oder Lie-
feranten einschließlich aller von ihnen mit der Herstellung, Lagerung oder dem Trans-
port und Vertrieb (Lieferung) der Biomasse, Biokraftstoffen, Biomasse-Brennstoffen o-
der flüssigen Biobrennstoffen unmittelbar oder mittelbar befassten Betriebe die Anfor-
derungen nach dieser Verordnung erfüllen. 

36. „Zertifizierungsstellen“ sind unabhängige natürliche oder juristische Personen, die in 
einem anerkannten Zertifizierungssystem 

a) Zertifikate für Schnittstellen und Lieferanten ausstellen, wenn diese die Anforde-
rungen nach dieser Verordnung erfüllen, und 

b) die Erfüllung der Anforderungen nach dieser Verordnung durch Betriebe, Schnitt-
stellen und Lieferanten kontrollieren. 

 

Kommentiert [AJ8]: Es fehlt die bisher getroffene Un-
terscheidung zwischen Lieferanten vor und nach der 
letzten Schnittstelle. Dies führt zu unerfüllbaren Anfor-
derungen an die Wirtschaftsbeteiligten, z. B. bei … 
 
Forderung: Zwischen Lieferanten vor und nach der 
letzten Schnittstelle unterscheiden 
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T e i l  2  

N a c h h a l t i g k e i t s a n f o r d e r u n g e n  

§ 3 

Anerkennung von Biokraftstoffen 

(1) Biokraftstoffe werden auf die Erfüllung von Verpflichtungen nach § 37a Absatz 1 
Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 37a Absatz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes nur 
dann angerechnet, wenn zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens  

1. Biomasse  

a) aus der Landwirtschaft zur Herstellung von Biokraftstoffen die Anforderungen 
nach § 4 oder 

b) aus der Forstwirtschaft zur Herstellung von Biokraftstoffen die Anforderungen 
nach § 5 erfüllt und 

2. der eingesetzte Biokraftstoff das Treibhausgas Minderungspotenzial nach § 6 aufweist. 

(2) Zu den Anforderungen nach §§ 4 bis 6 kann die zuständige Behörde im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit kon-
kretisierende Vorgaben machen. Die zuständige Behörde macht diese im Bundesanzeiger 
bekannt. 

(3) Absatz 1 gilt für in der Europäischen Union hergestellte Biokraftstoffe, und zu de-
ren Herstellung eingesetzte Biomasse, als auch für Biomasse und Biokraftstoffe, die aus 
Staaten, die nicht Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind (Drittstaaten), importiert 
wird, soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nichts Anderes ergibt. 

(4) Absatz 1 Nummer 1 gilt nicht für Biokraftstoffe, die aus Abfällen oder aus Reststof-
fen hergestellt worden sind, es sei denn, diese stammen aus der Land-, Forst- oder Fisch-
wirtschaft oder aus Aquakulturen. Dies gilt auch, wenn die in Satz 1 genannten Abfällen 
und Reststoffe vor ihrer Weiterverarbeitung zu Biokraftstoff zu einem anderen Produkt ver-
arbeitet worden sind. 

§ 4 

Anforderungen an landwirtschaftliche Biomasse 

(1) Biomasse aus der Landwirtschaft, die zur Herstellung von Biokraftstoffen verwen-
det wird, darf nicht von Flächen mit einem hohen Wert für die biologische Vielfalt stammen. 

(2) Als Flächen mit einem hohen Wert für die biologische Vielfalt gelten alle Flächen, 
die zum Referenzzeitpunkt oder später folgenden Status hatten, unabhängig davon, ob die 
Flächen diesen Status noch haben: 

1. bewaldete Flächen nach § 2 Nummer 3; 

2. Naturschutzzwecken dienende Flächen nach § 2 Nummer 27 oder 

3. Grünland mit großer biologischer Vielfalt nach § 2 Nummer 16. 
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(3) Biomasse aus der Landwirtschaft, die zur Herstellung von Biokraftstoffen verwen-
det wird, darf nicht von Flächen mit einem hohen oberirdischen oder unterirdischen Koh-
lenstoffbestand stammen. Als Flächen mit einem hohen oberirdischen oder unterirdischen 
Kohlenstoffbestand gelten alle Flächen, die zum Referenzzeitpunkt oder später folgenden 
Status hatten und diesen Status zum Zeitpunkt von Anbau und Ernte der Biomasse nicht 
mehr haben: 

1. Feuchtgebiete nach § 2 Nummer 11 oder 

2. kontinuierlich bewaldete Gebiete nach § 2 Nummer 18.  

(4) Biomasse aus der Landwirtschaft, die zur Herstellung von Biokraftstoffen verwen-
det wird, darf nicht von Flächen stammen, die zum Referenzzeitpunkt oder später Torfmoor 
waren. Satz 1 gilt nicht, wenn Anbau und Ernte der Biomasse keine Entwässerung von 
Flächen erfordert haben. 

(5) Für Biomasse aus Abfällen und Reststoffen der Landwirtschaft, die zur Herstellung 
Biokraftstoffen verwendet wird, muss die Einhaltung der Überwachungs- und Bewirtschaf-
tungspläne belegt werden, um eine Beeinträchtigung der Bodenqualität und des Kohlen-
stoffbestandes zu vermeiden. Informationen darüber, wie die Beeinträchtigung überwacht 
und gesteuert wird, sind nach Maßgabe der §§ 12 bis 17 zu melden. 

(6) Für die Beurteilung der Anforderungen an den Schutz natürlicher Lebensräume 
nach Absatz 2 bis 4 Absatz 4 ist Referenzzeitpunkt der 1. Januar 2008. Sofern keine hin-
reichenden Daten vorliegen, mit denen die Erfüllung der Anforderungen für diesen Tag 
nachgewiesen werden kann, kann als Referenzzeitpunkt ein anderer Tag im Januar 2008 
gewählt werden. 

(7) Absatz 1 gilt nicht, sofern Anbau und Ernte der Biomasse auf Naturschutzzwecken 
dienenden Flächen diesen Naturschutzzwecken nachweislich nicht zuwiderlaufen. 

§ 5 

Anforderungen an forstwirtschaftliche Biomasse 

(1) Biomasse aus der Forstwirtschaft, die zur Herstellung von Biokraftstoffen verwen-
det wird, muss das in dem Land, in dem die forstwirtschaftliche Biomasse geerntet wurde, 
geltende Recht auf dem Gebiet der Ernte erfüllen. Mittels eines Überwachungs- und Durch-
setzungssystems ist sicherzustellen, dass 

1. die Erntetätigkeiten legal sind; 

2. auf den Ernteflächen nachhaltige Walderneuerung stattfindet; 

3. Gebiete, die durch internationale oder nationale Rechtsvorschriften oder von der zu-
ständigen Behörde zu Naturschutzzwecken ausgewiesen sind bzw. wurden, auch in 
Feuchtgebieten und auf Torfmoorflächen geschützt sind; 

4. bei der Ernte auf die Erhaltung der Bodenqualität und der biologischen Vielfalt geach-
tet, wird, um Beeinträchtigungen wie Bodenverdichtungen weitgehend auszuschließen 
und wo möglich zu vermeiden; und  

5. durch die Erntetätigkeiten wird das langfristige Bestehen des Waldes nicht gefährdet 
und damit seine Produktionskapazitäten erhalten oder verbessert. 
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(2) Kann der Nachweis gemäß Absatz 1 Satz 2 nicht geführt werden, so ist durch 
Bewirtschaftungssysteme auf Ebene des fortwirtschaftlichen Gewinnungsgebiets sicherzu-
stellen, dass die Anforderungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummern 1 bis 5 erfüllt sind. 

(3) Biokraftstoffe, die aus forstwirtschaftlicher Biomasse hergestellt werden, müssen 
die folgenden Anforderungen für Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft 
nachweisen  

1. das Ursprungsland oder die Ursprungsorganisation der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion der forstwirtschaftlichen Biomasse ist Vertragspartei des Übereinkommens von 
Paris und 

2. das Ursprungsland oder die Ursprungsorganisation der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion der forstwirtschaftlichen Biomasse hat einen beabsichtigten nationalen Beitrag 
zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen übermit-
telt, der Emissionen und den Abbau von Treibhausgasen durch die Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft und Landnutzung abdeckt und gewährleistet, dass jede Änderung des 
Kohlenstoffbestands in Verbindung mit der Ernte von Biomasse auf die Verpflichtungen 
des Landes zur Reduzierung oder Begrenzung der Treibhausgasemissionen im Sinne 
des beabsichtigen nationalen Beitrags angerechnet wird; oder 

3. das Ursprungsland oder die Ursprungsorganisation der regionalen Wirtschaftsintegra-
tion der forstwirtschaftlichen Biomasse hat nationale oder subnationale Gesetze im Ein-
klang mit Artikel 5 des Übereinkommens von Paris, die im Erntegebiet gelten, um die 
Kohlenstoffbestände und -senken zu erhalten und zu verbessern, und sorgt für Nach-
weise, dass die für den Sektor Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirt-
schaft gemeldeten Emissionen nicht höher ausfallen als der Emissionsabbau. 

(4) Kann der Nachweis nach Absatz 3 nicht geführt werden, so ist durch Bewirtschaf-
tungssysteme auf Ebene des fortwirtschaftlichen Gewinnungsgebiets sicher zu stellen, 
dass die Niveaus der Kohlenstoffbestände und -senken in den Wäldern gleichbleiben oder 
langfristig verbessert werden. 

§ 6 

Treibhausgasminderung 

(1) Die in Verkehr gebrachten Biokraftstoffe müssen eine Treibhausgasminderung von  

1. mindestens 50 Prozent erzielen, sofern die letzte Schnittstelle, die den Biokraftstoff 
produziert hat, vor dem oder am 5. Oktober 2015 in Betrieb genommen worden ist, 
oder 

2. mindestens 60 Prozent erzielen, sofern die letzte Schnittstelle, die den Biokraftstoff 
produziert hat, seit dem 6. Oktober 2015 und bis zum 31. Dezember 2020 in Betrieb 
genommen worden ist. 

3. mindestens 65 Prozent erzielen, sofern die letzte Schnittstelle, die den Biokraftstoffpro-
duziert hat, den Betrieb ab dem 1. Januar 2021 aufgenommen hat.   

 

Der Zeitpunkt der Inbetriebnahme der letzten Schnittstelle ist der Zeitpunkt der erstma-
ligen physischen Produktion von Biokraftstoffen. 

Kommentiert [AJ9]: Unklar ist, zu welchem Zeitpunkt - 
z. B. zum Zeitpunkt der Ernte? - die Anforderungen 
nachzuweisen sind: 
 
Erforderlich ist zudem eine Klarstellung, dass Nachhal-
tigkeitsnachweise nicht zu einem späteren Zeitpunkt, z. 
B. bei Austritt aus dem Übereinkommen von Paris, ihre 
Gültigkeit verlieren. 
 
Forderung: Klarstellungen vornehmen 
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(2) Die Berechnung der durch die Verwendung von Biokraftstoffen erzielten Minde-
rungen der Treibhausgasemissionen erfolgt nach einer der folgenden Methoden:  

1. ist für Biokraftstoffe in Anhang V Teil A oder Teil B der Erneuerbaren-Energien-Richtli-
nie (EU) 2018/2001 ein Standardwert für die Treibhausgaseinsparung für den Produk-
tionsweg festgelegt und ist der für diese Biokraftstoffe gemäß Anhang V Teil C Nummer 
7 der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001berechnete el-Wert für diese 
Biokraftstoffe kleiner oder gleich null, durch Verwendung dieses Standardwerts; 

2. durch Verwendung eines tatsächlichen Werts, der gemäß der in Anhang V Teil C der 
Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 für Biokraftstoffe festgelegten Me-
thode berechnet wird; 

3. durch Verwendung eines Werts, der berechnet wird als Summe der in den Formeln in 
Anhang V Teil C Nummer 1 der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 ge-
nannten Faktoren, wobei die in Anhang V Teil D oder Teil E der Erneuerbaren-Ener-
gien-Richtlinie (EU) 2018/2001 angegebenen disaggregierten Standardwerte für einige 
Faktoren verwendet werden können, und der nach der Methode in Anhang V Teil C der 
Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 berechneten tatsächlichen Werte 
für alle anderen Faktoren verwendet werden; oder  

4. durch Verwendung eines Werts, der berechnet wird als Summe der in den Formeln in 
Anhang VI Teil B Nummer 1 der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 ge-
nannten Faktoren, wobei die in Anhang VI Teil C der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie 
(EU) 2018/2001 angegebenen disaggregierten Standardwerte für einige Faktoren ver-
wendet werden können, und der nach der Methode in Anhang VI Teil B der Erneuer-
baren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 berechneten tatsächlichen Werte für alle an-
deren Faktoren verwendet werden. 

T e i l  3  

N a c h w e i s  

A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n  

§ 7 

Nachweis über die Erfüllung der Anforderungen 

Der Nachweis, dass die Anforderungen nach § 3 Absatz 1 erfüllt sind, erfolgt durch die 
Vorlage der in § 8 aufgeführten Dokumente. Der Nachweispflichtige hat die Dokumente der 
Biokraftstoffquotenstelle vorzulegen. 

 

Kommentiert [AJ10]: Werden bei der Berechnung der 
durch die Verwendung von Biokraftstoffen erzielten Min-
derungen der Treibhausgasemissionen Standardwerte 
verwendet, ergeben sich Auswirkungen durch die Erhö-
hung des Vergleichswertes auf 94 g/MJ. Dies ist beim 
Inkrafttreten der Verordnung zu berücksichtigen. 
 
Forderung: Übergangsfrist für das Inkrafttreten der 
Verordnung vorsehen 

Kommentiert [AJ11]: Nach dem Wortlaut der Vorschrift 
sind der Bio-kraftstoffquotenstelle offenbar weiterhin 
Kopien der Nachhaltigkeitsnachweise vorzulegen. Dies 
ist unzeitgemäß und angesichts der erheblichen Menge 
an Papiernachweisen keinesfalls nachhaltig. 
 
Forderung: auf die Vorlage von Dokumenten in Pa-
pierform verzichten. Eine elektronische Übermitt-
lung ist vorzusehen 
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A b s c h n i t t  2  

N a c h h a l t i g k e i t s n a c h w e i s e  

§ 8 

Anerkannte Nachweise 

Anerkannte Nachweise über die Erfüllung der Anforderungen nach den §§ 4 bis 6 sind: 

1. Nachhaltigkeitsnachweise, solange und soweit sie nach § 9 oder § 16 ausgestellt wor-
den sind,  

2. Nachhaltigkeitsnachweise nach § 14 und  

3. Nachhaltigkeitsnachweise nach § 15. 

Die Ausstellung der Nachhaltigkeitsnachweise erfolgt in der Datenbank der zuständi-
gen Behörde. 

§ 9 

Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen 

(1) Schnittstellen können für Biokraftstoffe, die sie hergestellt haben, einen Nachhal-
tigkeitsnachweis ausstellen, wenn  

1. sie ein Zertifikat haben, das nach dieser Verordnung anerkannt ist und das zu dem 
Zeitpunkt der Ausstellung des Nachhaltigkeitsnachweises gültig ist,  

2. ihnen ihre vorgelagerten Schnittstellen 

a) jeweils eine Kopie ihrer Zertifikate vorlegen, die nach dieser Verordnung aner-
kannt sind und die zu dem Zeitpunkt des in der Schnittstelle vorgenommenen 
Herstellungs-, Verarbeitungs- oder sonstigen Arbeitsschrittes der Biomasse gül-
tig waren, 

b) bestätigen, dass die Anforderungen nach den §§ 4 bis 5 bei der Herstellung der 
Biomasse erfüllt worden sind, und 

c) die Treibhausgasemissionen angeben, die durch sie und alle von ihnen mit der 
Herstellung und Lieferung der Biomasse unmittelbar oder mittelbar befassten Be-
triebe, die nicht selbst eine Schnittstelle sind, bei der Herstellung und Lieferung 
der Biomasse verursacht worden sind, soweit diese Treibhausgasemissionen für 
die Berechnung der durch die Verwendung von Biokraftstoffen erzielten Treib-
hausgasminderung nach § 6 berücksichtigt werden müssen; die Treibhaus-
gasemissionen sind jeweils in Gramm Kohlendioxid-Äquivalent je Megajoule Bi-
omasse oder Biokraftstoff (g CO2eq/MJ) oder in Gramm Kohlendioxid-Äquivalent 
je Kilogramm Biomasse (g CO2eq/kg)  anzugeben, 

3. die Herkunft der Biomasse von ihrem Anbau bis zu der Schnittstelle mindestens mit 
einem Massenbilanzsystem nachgewiesen ist, das die Anforderungen nach § 10 erfüllt, 
und  
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4. der Biokraftstoff die Mindestanforderungen an die Treibhausgasminderung nach § 6 
erfüllt. 

(2) Zur Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen sind nur letzte Schnittstellen be-
rechtigt. 

(3) Die Richtigkeit der Angaben nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b und c sowie § 
12 werden von den anerkannten Zertifizierungsstellen kontrolliert. 

§ 10 

Ausstellung auf Grund von Massebilanzierungssystemen  

(1) Um die Herkunft der Biomasse lückenlos für die Herstellung nachzuweisen, müs-
sen Massenbilanzsysteme verwendet werden, die mindestens die Anforderungen nach Ab-
satz 2 erfüllen. 

(2) Wirtschaftsteilnehmer sind verpflichtet ein Massenbilanzsystem zu verwenden, 
das  

1. es erlaubt, Lieferungen von Rohstoffen oder Brennstoffen mit unterschiedlichen Nach-
haltigkeitseigenschaften und Eigenschaften in Bezug auf Treibhausgaseinsparungen 
zu mischen, 

2. es erlaubt, Lieferungen von Rohstoffen mit unterschiedlichem Energiegehalt zur weite-
ren Verarbeitung zu mischen, sofern der Umfang der Lieferungen nach ihrem Energie-
gehalt angepasst wird, 

3. vorschreibt, dass dem Gemisch weiterhin Angaben über die Nachhaltigkeitseigen-
schaften sowie Eigenschaften in Bezug auf Treibhausgaseinsparungen und den jewei-
ligen Umfang der unter Nummer 1 genannten Lieferungen zugeordnet sind, und 

4. vorsieht, dass die Summe sämtlicher Lieferungen, die dem Gemisch entnommen wer-
den, dieselben Nachhaltigkeitseigenschaften in denselben Mengen hat wie die Summe 
sämtlicher Lieferungen, die dem Gemisch zugefügt werden, und dass diese Bilanz in-
nerhalb eines angemessenen Zeitraums erreicht wird. 

5. vorsieht, dass bei der Verarbeitung einer Lieferung die Angaben hinsichtlich der Eigen-
schaften der Lieferung in Bezug auf die Nachhaltigkeit und Treibhausgaseinsparungen 
angepasst und im Einklang mit folgenden Vorschriften dem Output zugeordnet werden: 

a)  Sollte die Verarbeitung der Rohstofflieferung nur einen Output hervorbringen, 
der zur Produktion von Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen, Biomasse-
Brennstoffen, flüssigen und gasförmigen erneuerbaren Kraftstoffen für den Ver-
kehr nicht biogenen Ursprungs oder wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen Kraft-
stoffen dienen soll, werden der Umfang der Lieferung und die entsprechenden 
Werte der Eigenschaften in Bezug auf die Nachhaltigkeit und Treibhausgasein-
sparungen durch Anwendung eines Umrechnungsfaktors angepasst, der das 
Verhältnis zwischen der Masse des Outputs, die dieser Produktion dienen soll, 
und der Rohstoffmasse zu Beginn des Verfahrens ausdrückt; 

b)  Sollte die Verarbeitung der Rohstofflieferung mehrere Outputs hervorbringen, 
die zur Produktion von Biokraftstoffen, flüssigen Biobrennstoffen, Biomasse-
Brennstoffen, flüssigen und gasförmigen erneuerbaren Kraftstoffen für den Ver-

Kommentiert [AJ12]: Die § 10 Absatz 2 Nr. 1 sollte fer-
ner zusätzlich die Aspekte aufnehmen, dass eine Ver-
mischung von Nachhaltiger und nicht nachhaltiger Ware 
sowie eine Vermischung von Bio-kraftstoffen, die aus 
tierischen Fetten und Ölen der Kategorie 1 und 2 herge-
stellt wurden, mit denen, die aus Kategorie 3 hergestellt 
wurden, zulässig ist. Ohne eine solche Klarstellung 
würde dies sonst ein Vermischungsverbot dieser Waren 
darstellen. 
 
Forderung: § 11 Absatz 1 Nr. 1 sollte aus Gründen 
der Klarstellung lediglich auf § 10 Absatz 2 Nr. 1 bis 
4 verweisen. § 10 Absatz 1 Nr. 2 sollte die Klarstel-
lung vornehmen, dass kein Vermischungsverbot 
von verordnungskonformer mit nicht verordnungs-
konformer Ware besteht. 
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kehr nicht biogenen Ursprungs oder wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen Kraft-
stoffen dienen sollen, ist für jeden Output ein gesonderter Umrechnungsfaktor 
anzuwenden und eine gesonderte Massenbilanz zugrunde zu legen. 

(3) Die zuständige Behörde kann weitergehende Anforderungen an Massenbilanzie-
rungssysteme im Bundesanzeiger bekannt machen. 

(4) Weitergehende Anforderungen in Zertifizierungssystemen, die die Vermischung 
der Biokraftstoffe mit anderer Biomasse ganz oder teilweise ausschließen, bleiben unbe-
rührt. 

§ 11 

Lieferung auf Grund von Massenbilanzsystemen 

(1) Um die Herkunft der Biokraftstoffe von der Schnittstelle, die den Nachhaltigkeits-
nachweis ausgestellt hat, nachzuweisen, müssen 

1. die Biokraftstoffe von dieser Schnittstelle bis zu den Nachweispflichtigen ausschließlich 
durch Lieferanten geliefert werden, die die Lieferung der Biokraftstoffe in einem Mas-
senbilanzsystem dokumentieren, das die Anforderungen nach § 10 Absatz 2 erfüllt, 
und   

2. die Kontrolle der Erfüllung der Anforderung nach Nummer 1 sichergestellt sein. 

(2) Die Anforderungen nach Absatz 1 gelten als erfüllt, wenn 

1. sich alle Lieferanten verpflichtet haben, die Anforderungen eines nach dieser Verord-
nung anerkannten Zertifizierungssystems zu erfüllen, sofern dieses auch Anforderun-
gen an die Lieferung von Biokraftstoffen enthält, und 

2. alle Lieferanten in der elektronischen Datenbank der zuständigen Behörde zum Nach-
weis der Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 1 Folgendes dokumentieren: 

a) den Erhalt und die Weitergabe der Biokraftstoffe einschließlich der Angaben des 
Nachhaltigkeitsnachweises sowie 

b) den Ort und das Datum des Erhalts und der Weitergabe der Biomasse. 

Bei der Dokumentationspflicht nach Satz 1 Nummer 2 sind die berechtigten Interessen 
der Wirtschaftsteilnehmer, insbesondere ihre Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, zu 
wahren. 

(3) Die Anforderungen nach Absatz 1 gelten ebenfalls für solche Lieferanten als erfüllt, 
die 

1. in der elektronischen Datenbank der zuständigen Behörde Folgendes dokumentieren: 

a) den Erhalt und die Weitergabe der Biokraftstoffe einschließlich der Angaben des 
Nachhaltigkeitsnachweises sowie 

b) den Ort und das Datum, an dem sie diese Biomasse erhalten oder weitergegeben 
haben, und 

2. die ihre Lieferungen in einem Massenbilanzsystem erfassen, das regelmäßigen Prü-
fungen durch die Hauptzollämter aus Gründen der Überwachung der Verpflichtung 
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nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 37a Absatz 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes unterliegt. 

(4) Die Hauptzollämter unterrichten die zuständige Behörde über im Rahmen ihrer 
Prüfungen gemäß Absatz 3 Nummer 2 festgestellte Unregelmäßigkeiten bezüglich der 
Überwachung der Verpflichtung nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 37a 
Absatz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. 

(5) Die Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 1 ist von dem Lieferanten, der den 
Biokraftstoff an den Nachweispflichtigen liefert, in dem Nachhaltigkeitsnachweis zu bestä-
tigen. 

§ 12 

Inhalt und Form der Nachhaltigkeitsnachweise 

(1) Nachhaltigkeitsnachweise müssen mindestens die folgenden Angaben enthalten: 

1. den Namen und die Anschrift der ausstellenden Schnittstelle,   

2. das Datum der Ausstellung,   

3. eine einmalige Nachweisnummer, die sich mindestens aus der Zertifikatsnummer der 
ausstellenden Schnittstelle und einer von dieser Schnittstelle einmalig zu vergebenden 
Nummer zusammensetzt,   

4. den Namen des Zertifizierungssystems, in dem der Nachhaltigkeitsnachweis ausge-
stellt worden ist,   

5. die Menge und die Art der Biokraftstoffe auf die sich der Nachhaltigkeitsnachweis be-
zieht,   

6. die Art der Biomasse, die zur Herstellung der Biokraftstoffe eingesetzt wurde,   

7. das Land, in dem die Biomasse, aus der der Biokraftstoff hergestellt wurde, angebaut 
wurde oder angefallen ist, und   

8. die Bestätigung, 

a) dass die Biokraftstoffe, auf die sich der Nachhaltigkeitsnachweis bezieht, die An-
forderungen nach den §§ 4 bis 6 erfüllt,   

b) des Energiegehalts der Biokraftstoffe in Megajoule,   

c) der Treibhausgasemissionen gemäß § 6, der Biokraftstoffe in Gramm Kohlendi-
oxid-Äquivalent pro Megajoule (g CO2eq/MJ), 

d) des Vergleichswerts für fossile Brennstoffe, der für die Berechnung der Treib-
hausgasminderung Anhang V Teil C Nr. 19 bzw. Anhang VI Teil B Nr. 19 der 
Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 verwendet worden ist. 

e) der Länder oder Regionen, in denen die Biokraftstoffe eingesetzt werden können; 
diese Angabe kann das gesamte Gebiet umfassen, in das die Biokraftstoffe ge-
liefert und in dem sie eingesetzt werden können, ohne dass die Treibhaus-
gasemissionen der Herstellung und Lieferung die nach § 6 Absatz 1 vorgeschrie-
benen Werte der Treibhausgasminderung unterschreiten würden, und   

Kommentiert [AJ13]: Mit der (Umsetzung der) RED II 
steigt der Vergleichswert von 83,8 auf 94 g/MJ. Es stel-
len sich folgende Fragen: 
 

1.Darf man auch schon im 2. HJ 2021 als Hersteller 
den neuen Vergleichswert heranziehen? 
 
2.Darf man (vorübergehend) eine zusätzliche Zeile 
einbauen, um die prozentuale Einsparung sowohl ge-
gen 83,8 als auch gegen 94 zu rechnen? 
 
3.Dürfen 2022 noch Nachweise genutzt werden, die 
man 2021 in seinen Pool aufgenommen hat und noch 
den alten Vergleichswert nutzen? 

 
Forderung: Um Beantwortung der aufgeworfenen 
Fragen wird gebeten 
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f) der Summe aus den Treibhausgasemissionen nach Buchstabe c und der Mittel-
werte der vorläufigen geschätzten Emissionen infolge von indirekten Landnut-
zungsänderungen entsprechend Anhang VIII der Erneuerbaren-Energien-Richt-
linie (EU) 2018/2001 durch Rohstoffe für Biokraftstoffe in Gramm Kohlendioxid-
Äquivalent pro Megajoule (g CO2eq/MJ). 

9. den Namen und die Anschrift des Lieferanten, an den die Biokraftstoffe weitergegeben 
werden, 

10. die Bestätigung des letzten Lieferanten nach § 11 Absatz 5,  

11. die Angabe „konventioneller Biokraftstoff“, soweit es sich um einen Biokraftstoff aus 
Nahrungs- und Futtermittelpflanzen im Sinne des § 2 Absatz 4 der Verordnung zur 
Festlegung weiterer Bestimmungen zur Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen5) han-
delt und 

12. die Angabe „fortschrittlicher Biokraftstoff“, soweit es sich um einen fortschrittlichen Bi-
okraftstoff im Sinne des § 14 Absatz 1 S. 1 der Verordnung zur Festlegung weiterer 
Bestimmungen zur Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen6) handelt. 

13. die Angabe „abfallbasierter Biokraftstoff“, soweit es sich um einen Biokraftstoff im Sinne 
des § 13a der Verordnung zur Festlegung weiterer Bestimmungen zur Treibhausgas-
minderung bei Kraftstoffen7) handelt. 

14. die Angabe „Biokraftstoff mit hohem iLUC-Risiko“, soweit es sich um einen Biokraftstoff 
im Sinne des § 13b der Verordnung zur Festlegung weiterer Bestimmungen zur Treib-
hausgasminderung bei Kraftstoffen handelt. 

(2) Die Ausstellung der Nachhaltigkeitsnachweise erfolgt in der Datenbank der zustän-
digen Behörde. 

(3) Nachhaltigkeitsnachweise müssen der Biokraftstoffquotenstelle oder dem Haupt-
zollamt in deutscher Sprache vorgelegt werden.  

 

§ 13 

Folgen fehlender oder nicht ausreichender Angaben 

(1) Enthält ein Nachhaltigkeitsnachweis bei den Angaben zur Treibhausgasminde-
rung nicht den Vergleichswert für die Verwendung, zu deren Zweck die Biokraftstoffe ein-
gesetzt werden, so muss die oder der Nachweispflichtige zur Erfüllung der Verpflichtun-
gen nach § 37a Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 37a Absatz 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes gegenüber der Biokraftstoffquotenstelle nachweisen, dass die 
Biokraftstoffe die Mindestanforderungen an die Treibhausgasminderung nach § 6 Absatz 
1 auch bei dieser Verwendung erfüllen.   

(2) Wird der Biokraftstoff nicht in dem Land oder in der Region, das oder die auf dem 
Nachhaltigkeitsnachweis angegeben wurde, in Verkehr gebracht, so muss die oder der 

                                                 
 
5) Verweis bezieht sich auf aktuellen Entwurf der Verordnung 
6) Verweis bezieht sich auf aktuellen Entwurf der Verordnung 
7) Verweis bezieht sich auf aktuellen Entwurf der Verordnung 

Kommentiert [AJ14]: Es erfolgt ein Verweis auf die 38. 
BImSchV, die sich aktuell ebenfalls in der Novellierung 
befindet. Es ist jedoch lediglich ein Entwurf aus Sep-
tember 2020 bekannt. 
 
Forderung: Aktuellen Entwurf der 38. BImSchV vor-
legen 

Kommentiert [AJ15]: Es erfolgt ein Verweis auf die 38. 
BImSchV, die sich aktuell ebenfalls in der Novellierung 
befindet. Es ist jedoch lediglich ein Entwurf aus Sep-
tember 2020 bekannt. 
 
Forderung: Aktuellen Entwurf der 38. BImSchV vor-
legen 

Kommentiert [AJ16]: Nach dem Wortlaut der Vorschrift 
offenbar weiterhin Kopien der Nachhaltigkeitsnachweise 
vorzulegen. Dies ist unzeitgemäß und angesichts der 
erheblichen Menge an Papiernachweisen keinesfalls 
nachhaltig. 
 
Forderung: auf die Vorlage von Dokumenten in Pa-
pierform verzichten. Eine elektronische Übermitt-
lung ist vorzusehen 
 

Kommentiert [AJ17]: Eine zwingende Vorlage in deut-
scher Sprache ist spätestens dann nicht mehr zeitge-
mäß, wenn die Nachweisführung in einer bereits vorge-
sehenen europäischen Datenbank erfolgt und damit in-
ternationalisiert ist. Es bürdet dem nationalen Nach-
weispflichtigen eine zusätzliche administrative mit kos-
ten verbundene Pflicht auf, wenn eine Vorlage in deut-
scher Sprache gefordert wird. 
 
Forderung: Vorlage auch in englischer Sprache zu-
lassen 
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Nachweispflichtige gegenüber der Biokraftstoffquotenstelle nachweisen, dass der Biok-
raftstoff die Mindestanforderungen an die Treibhausgasminderung nach § 6 Absatz 1 auch 
in diesem Land oder in dieser Region erfüllt. Die zuständige Behörde kann eine Methode 
zur Umrechnung der Treibhausgasminderung für unterschiedliche Verwendungen im Bun-
desanzeiger bekannt machen. 

§ 14 

Anerkannte Nachhaltigkeitsnachweise auf Grund der Biomassestrom-Nachhaltig-
keitsverordnung 

(1) Nachhaltigkeitsnachweise gelten auch als anerkannt, solange und soweit sie auf 
Grund der Verordnung über Anforderungen an eine nachhaltige Herstellung von Biomasse 
zur Stromerzeugung vom XX.XX.2021 (BGBl. I S. ) in der jeweils geltenden Fassung aner-
kannt sind. 

(2) Abweichend von Absatz 1 gelten Nachhaltigkeitsnachweise nicht als anerkannt, 
sobald eine Vorlage nach den Bestimmungen der in Absatz 1 genannten Verordnung bei 
dem Netzbetreibenden erfolgt ist, es sei denn, dass für die 
Biomasse beziehungsweise für die Biokraftstoffe, auf die sich der Nachhaltigkeitsnachweis 
bezieht, eine gleichzeitige Förderung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz und dem 
Energiesteuergesetz möglich ist. 

(3) Die §§ 13 und 17 sind entsprechend anzuwenden. 

§ 15 

Weitere anerkannte Nachhaltigkeitsnachweise 

(1) Nachhaltigkeitsnachweise gelten auch als anerkannt, solange und soweit sie nach 
dem Recht der Europäischen Union oder eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum als Nachweis darüber anerkannt werden, dass die Anforderungen nach Artikel 
29 Absatz 2 bis 7 und 10 der Richtlinie (EU) 2018/2001 oder nach Artikel 7b Absatz 2 bis 6 
der Richtlinie 2009/30/EG erfüllt wurden, und wenn sie in dem anderen Mitgliedstaat aus-
gestellt worden sind 

1. von der Behörde, die in diesem Mitgliedstaat für die Nachweisführung zuständig ist,   

2. von der Stelle, die von der nach Nummer 1 zuständigen Behörde für die Nachweisfüh-
rung anerkannt worden ist, oder   

3. von einer sonstigen Stelle, die bei der nationalen Akkreditierungsstelle des Mitglied-
staates auf Grund allgemeiner Kriterien für Stellen, die Produkte zertifizieren, für die 
Nachweisführung akkreditiert ist. 

(2) § 13 ist entsprechend anzuwenden. 
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§ 16 

Nachhaltigkeits-Teilnachweise 

(1) Die zuständige Behörde stellt für Teilmengen von Biokraftstoffen, für die bereits 
ein Nachhaltigkeitsnachweis ausgestellt worden ist, auf Antrag der Inhaberin oder des In-
habers des Nachhaltigkeitsnachweises Nachhaltigkeits-Teilnachweise aus. Der Antrag ist 
elektronisch zu stellen. Die Nachhaltigkeits-Teilnachweise werden unverzüglich und elekt-
ronisch nach Vorlage des Nachhaltigkeitsnachweises, der in Teilnachweise aufgeteilt wer-
den soll, ausgestellt. §§ 10 Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden.  

(2) Absatz 1 ist für Mengen von Biokraftstoffen, für die bereits ein Nachhaltigkeits-
Teilnachweis ausgestellt worden ist, entsprechend anzuwenden.  

(3) Für die nach den Absätzen 1 bis 2 ausgestellten Nachhaltigkeits-Teilnachweise 
sind die Bestimmungen dieses Abschnitts entsprechend anzuwenden, soweit sich aus den 
Absätzen 1 bis 2 nichts Anderes ergibt. 

§ 17 

Unwirksamkeit von Nachhaltigkeitsnachweisen und Teilnachweisen 

(1) Nachhaltigkeitsnachweise sind unwirksam, wenn 

1. sie eine oder mehrere Angaben nach § 12 Absatz 1 nicht enthalten, 

2. sie gefälscht sind oder eine unrichtige Angabe enthalten.   

Die Unwirksamkeit erstreckt sich auch auf aus den unrichtigen Nachhaltigkeitsnachweisen 
resultierende Teilnachweise. 

(2) Sofern der Nachhaltigkeitsnachweis oder Teilnachweis ausschließlich nach Ab-
satz 1 Nummer 2 unwirksam ist, entfällt der Anspruch nach § 3 auf Anerkennung des Biok-
raftstoffs beziehungsweise der Teilmenge, auf die sich der unwirksame Nachhaltigkeits-
nachweis bezieht, wenn  

1. dem Nachweispflichtigen oder der Nachweispflichtigen die Gründe für die Unwirksam-
keit des Nachhaltigkeitsnachweises zum Zeitpunkt des Einsatzes der Menge Bio-
masse, auf die sich der unwirksame Nachhaltigkeitsnachweis bezieht, bekannt waren 
oder sie oder er bei Anwendung der im Verkehr üblichen Sorgfalt die Unwirksamkeit 
hätte erkennen können oder 

2. das Zertifikat der ausstellenden Schnittstelle zum Zeitpunkt der Ausstellung des Nach-
haltigkeitsnachweises ungültig war.  
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A b s c h n i t t  3  

Z e r t i f i k a t e  f ü r  S c h n i t t s t e l l e n  

§ 18 

Anerkannte Zertifikate 

 

Anerkannte Zertifikate im Sinne dieser Verordnung sind:  

1. Zertifikate, solange und soweit sie nach § 19 ausgestellt worden sind,   

2. Zertifikate nach § 23 und   

3. Zertifikate nach § 24. 

§ 19 

Ausstellung von Zertifikaten 

(1) Schnittstellen kann auf Antrag ein Zertifikat ausgestellt werden, wenn 

1. sie sich verpflichtet haben, bei der Herstellung von Biomasse oder Biokraftstoff im An-
wendungsbereich dieser Verordnung mindestens die Anforderungen eines Zertifizie-
rungssystems zu erfüllen, das nach dieser Verordnung anerkannt ist,  

2. sie sich im Fall von letzten Schnittstellen nach § 9 Absatz 2 verpflichtet haben,  

a) bei der Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen die Anforderungen nach den 
§§ 9 und 12 zu erfüllen,   

b) Kopien aller Nachhaltigkeitsnachweise, die sie auf Grund dieser Verordnung aus-
gestellt haben, unverzüglich der Zertifizierungsstelle zu übermitteln, die das Zer-
tifikat ausgestellt hat, und  

c) diese Nachhaltigkeitsnachweise sowie alle für ihre Ausstellung erforderlichen Do-
kumente mindestens zehn Jahre aufzubewahren, 

3. sie sicherstellen, dass sich alle von ihnen mit der Herstellung oder Lieferung der Bio-
masse beziehungsweise des Biokraftstoffs unmittelbar oder mittelbar befassten Be-
triebe, die nicht selbst eine Schnittstelle sind, verpflichtet haben, bei der Herstellung 
von Biomasse oder Biokraftstoff im Anwendungsbereich dieser Verordnung mindes-
tens die Anforderungen eines nach dieser Verordnung anerkannten Zertifizierungssys-
tems zu erfüllen, und diese Anforderungen auch tatsächlich erfüllen,   

4. sie sich verpflichtet haben, Folgendes zu dokumentieren: 

a) die Erfüllung der Anforderungen nach den §§ 4 bis 6 durch die Schnittstellen und 
alle von ihnen mit der Herstellung oder Lieferung der Biomasse beziehungsweise 
des Biokraftstoffs unmittelbar oder mittelbar befassten Betriebe, die nicht selbst 
eine Schnittstelle sind, in dem Zertifizierungssystem,   

b) die Menge und die Art der zur Herstellung eingesetzten Biomasse,   
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c) im Fall der Schnittstellen nach § 2 Nummer 31 den Ort des Anbaus der Biomasse, 
als Polygonzug in geografischen Koordinaten mit einer Genauigkeit von 20 Me-
tern für jeden Einzelpunkt, und   

d) die Treibhausgasemissionen, die durch die Schnittstellen und alle von ihnen mit 
der Herstellung oder Lieferung der Biomasse unmittelbar oder mittelbar befass-
ten Betriebe, die nicht selbst eine Schnittstelle im Sinne dieser Verordnung sind, 
bei der Herstellung und Lieferung der Biomasse verursacht worden sind, soweit 
diese Treibhausgasemissionen für die Berechnung der durch die Verwendung 
von Biokraftstoffen erzielten Treibhausgasminderung nach § 6 berücksichtigt 
werden müssen; die Treibhausgasemissionen sind jeweils in Gramm Kohlendi-
oxid-Äquivalent je Megajoule Biomasse oder Bioraftstoff (g CO2eq/MJ) oder in 
Gramm Kohlendioxid-Äquivalent je Kilogramm Biomasse (g CO2eq/kg) auszuwei-
sen 

5. die Erfüllung der Anforderungen nach den Nummern 1 bis 4 von der Zertifizierungs-
stelle kontrolliert worden ist. 

(2) Nach Ablauf der Gültigkeit eines Zertifikates kann Schnittstellen auf Antrag ein 
neues Zertifikat nur ausgestellt werden, wenn 

1. sie die Anforderungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 während der Dauer der Gültigkeit 
des vorherigen Zertifikates erfüllt haben,  

2. die Dokumentation nach Absatz 1 Nummer 4 nachvollziehbar ist und  

3. die Kontrollen nach § 32 keine anderslautenden Erkenntnisse erbracht haben. 

Wenn eine Schnittstelle die Anforderungen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 während der 
Dauer der Gültigkeit des vorherigen Zertifikates nicht erfüllt hat und der Umfang der Unre-
gelmäßigkeiten und Verstöße nicht erheblich ist, kann abweichend von Satz 1 Nummer 1 
ein neues Zertifikat auch ausgestellt werden, wenn die Schnittstelle die Anforderungen we-
der vorsätzlich noch grob fahrlässig nicht erfüllt hat und die Erfüllung der Anforderungen für 
die Dauer der Gültigkeit des neuen Zertifikates sichergestellt ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 berühren nicht das Recht der Schnittstelle, auch Roh-, Brenn- 
oder Kraftstoffe herzustellen, die nicht als Biokraftstoffe nach dieser Verordnung gelten.  

(4) Zur Ausstellung von Zertifikaten nach den Absätzen 1 und 2 sind nur Zertifizie-
rungsstellen berechtigt, die nach dieser Verordnung anerkannt sind und die von dem Zerti-
fizierungssystem nach Absatz 1 Nummer 1 benannt worden sind; die Zertifikate müssen in 
diesem Zertifizierungssystem ausgestellt werden. 

§ 20 

Inhalt der Zertifikate 

Zertifikate müssen folgende Angaben enthalten: 

1. eine einmalige Zertifikatsnummer, die sich mindestens aus der Registriernummer des 
Zertifizierungssystems, der Registriernummer der Zertifizierungsstelle sowie einer von 
der Zertifizierungsstelle einmalig zu vergebenden Nummer zusammensetzt,  

2. das Datum der Ausstellung sowie Laufzeitbeginn und -ende,  

3. den Namen des Zertifizierungssystems, in dem das Zertifikat ausgestellt worden ist,  
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4. im Falle einer letzten Schnittstelle das Datum der ersten Inbetriebnahme der Konversi-
onsanlage und die jährliche Herstellungskapazität  

5. die zertifizierten Geltungsbereiche 

6. Information zur Art der Treibhausgasberechnung. 

§ 21 

Folgen fehlender Angaben 

Zertifikate sind unwirksam, wenn sie eine oder mehrere Angaben nach § 20 nicht ent-
halten. 

§ 22 

Gültigkeit der Zertifikate 

Zertifikate sind für einen Zeitraum von zwölf Monaten ab dem Laufzeitbeginn gemäß § 
20 Nummer 2 gültig. Die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung ausgestellten Zertifikate 
bleiben für einen Zeitraum von zwölf Monaten ab dem Datum des Laufzeitbeginns nach § 
20 Nummer 2 wirksam. 

§ 23 

Anerkannte Zertifikate auf Grund der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung 

(1) Zertifikate gelten auch als anerkannt, solange und soweit sie auf Grund der Bio-
massestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom XX.XX.21 (BGBl. S.) in der jeweils geltenden 
Fassung anerkannt sind.  

(2) § 21 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 24 

Weitere anerkannte Zertifikate 

(1) Zertifikate gelten auch als anerkannt, solange und soweit sie nach dem Recht der 
Europäischen Union oder eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder ei-
nes anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum als 
Nachweis darüber anerkannt werden, dass eine oder mehrere Schnittstellen die Anforde-
rungen nach Artikel 29 Absätze 3 bis 7 und 10 der Richtlinie 2018/2001 oder nach Artikel 
7b Absätze 2 bis 6 der Richtlinie 2009/30/EG erfüllen, und wenn sie in dem anderen Mit-
gliedstaat ausgestellt worden sind: 

1. von der Behörde, die in diesem Mitgliedstaat für die Nachweisführung zuständig ist,   

2. von der Stelle, die von der nach Nummer 1 zuständigen Behörde für die Nachweisfüh-
rung anerkannt worden ist, oder   
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3. von einer sonstigen Stelle, die bei der nationalen Akkreditierungsstelle des Mitglied-
staates auf Grund allgemeiner Kriterien für Stellen, die Produkte zertifizieren, für die 
Nachweisführung akkreditiert ist. 

(2) § 15 ist entsprechend anzuwenden. 

A b s c h n i t t  4  

Z e r t i f i z i e r u n g s s t e l l e n  

Unterabschnitt 1 

Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

§ 25 

Anerkannte Zertifizierungsstellen 

Anerkannte Zertifizierungsstellen im Sinne dieser Verordnung sind: 

1. Zertifizierungsstellen, solange und soweit sie nach § 26 Absatz 1 oder § 41 Absatz 1 
anerkannt sind,   

2. Zertifizierungsstellen nach § 39 und 

3. Zertifizierungsstellen nach § 40. 

§ 26 

Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

(1) Zertifizierungsstellen werden auf Antrag anerkannt, wenn sie 

1. folgende Angaben benennen: 

a) die Namen und Anschriften der verantwortlichen Personen sowie 

b) die Länder oder Staaten, in denen sie Aufgaben nach dieser Verordnung wahr-
nehmen, 

2. nachweisen, dass sie 

a) über die Fachkunde, Ausrüstung und Infrastruktur verfügen, die zur Wahrneh-
mung ihrer Tätigkeiten erforderlich sind,  

b) über eine ausreichende Zahl entsprechend qualifizierter und erfahrener Beschäf-
tigter verfügen und 

c) im Hinblick auf die Durchführung der ihnen übertragenen Aufgaben unabhängig 
von den Zertifizierungssystemen, Schnittstellen, Betrieben und Lieferanten sowie 
frei von jeglichem Interessenkonflikt sind, 
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3. die Anforderungen der DIN EN/IEC 17065, Ausgabe Januar 2013 und der DIN EN ISO 
17021, Ausgabe November 2015 erfüllen und ihre Kontrollen den Anforderungen der 
DIN EN ISO 19011, Ausgabe Dezember 2018, genügen, ²   

4. sich schriftlich verpflichten, 

a) die Anforderungen eines anerkannten Zertifizierungssystems im Sinne von § 2 
Nummer 2 zu erfüllen, 

b) die Kontrollen und Maßnahmen nach § 38 zu dulden und  

c) für alle Orte, an denen sie nach dieser Verordnung Tätigkeiten ausüben, auch 
wenn diese nicht im räumlichen Geltungsbereich dieser Verordnung liegen, der 
zuständigen Behörde eine dem § 38 entsprechende Kontroll- und Betretungs-
möglichkeit zu gewähren und   

5. eine zustellungsfähige Anschrift in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum haben. 

(2) Der Nachweis darüber, dass die in Absatz 1 genannten Anforderungen erfüllt wer-
den, ist durch Vorlage geeigneter Unterlagen über die betriebliche Ausstattung der jeweili-
gen Zertifizierungsstelle, ihren Aufbau und ihre Beschäftigten zu führen. Bei Zertifizierungs-
stellen, die von mindestens zwei Umweltgutachter*innen betrieben werden, gelten die An-
forderungen nach Absatz 1 Nummer 3 als erfüllt. Die zuständige Behörde kann über die 
vorgelegten Unterlagen hinaus weitere Unterlagen anfordern und im Rahmen des Anerken-
nungsverfahrens bei den Zertifizierungsstellen Prüfungen vor Ort vornehmen, soweit dies 
zur Entscheidung über den Antrag nach Absatz 1 erforderlich ist. Eine Prüfung vor Ort in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Drittstaat wird nur durch-
geführt, wenn der andere Staat dieser Prüfung zustimmt. 

(3) Die Anerkennung kann auch nachträglich mit Auflagen versehen werden, wenn 
dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Tätigkeiten einer Zertifizierungsstelle erfor-
derlich ist.  

(4) Die Anerkennung kann mit einer Anerkennung nach der Biomassestrom-Nachhal-
tigkeitsverordnung vom XX.XX.21 (BGBl. S.) in der jeweils geltenden Fassung kombiniert 
werden.  

(5) Die Anerkennung kann beschränkt werden auf 

1. einzelne Arten von Biomasse oder Biokraftstoff,   

2. einzelne Länder oder Staaten, insbesondere, weil nur dort die nach Absatz 2 Satz 4 
erforderliche Zustimmung zur Überwachungstätigkeit der zuständigen Behörde nach § 
38 erteilt wurde, oder  

3. einzelne Geltungsbereiche. 

Sämtliche DIN-, ISO/IEC- und DIN EN ISO-Normen, auf die in dieser Verordnung ver-
wiesen wird, sind bei der Beuth-Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen und beim Deutschen 
Patent- und Markenamt in München archivmäßig gesichert niedergelegt. 
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§ 27 

Verfahren zur Anerkennung von Zertifizierungsstellen 

(1) Das Anerkennungsverfahren von Zertifizierungsstellen kann über eine einheitliche 
Stelle nach den Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes abgewickelt werden.  

(2) Hat die zuständige Behörde nicht innerhalb einer Frist von sechs Monaten ent-
schieden, gilt die Anerkennung als erteilt. 

(3) Die Anerkennung ist von der zuständigen Behörde im Bundesanzeiger bekannt zu 
machen. 

§ 28 

Inhalt der Anerkennung 

Die Anerkennung einer Zertifizierungsstelle muss die folgenden Angaben enthalten: 

1. eine einmalige Registriernummer, 

2. das Datum der Anerkennung und   

3. Beschränkungen nach § 26 Absatz 5. 

§ 29 

Erlöschen der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung einer Zertifizierungsstelle erlischt, wenn sie zurückgenommen, 
widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt 
ist. Sie erlischt auch, wenn die Zertifizierungsstelle ihre Tätigkeit nicht innerhalb eines Jah-
res nach Erteilung der ersten Anerkennung aufgenommen oder seit Aufnahme der Tätigkeit 
mehr als ein Jahr nicht mehr ausgeübt hat.  

(2) Das Erlöschen der Anerkennung und der Grund für das Erlöschen nach Absatz 1 
sind von der zuständigen Behörde im Bundesanzeiger bekannt zu machen. 

§ 30 

Widerruf der Anerkennung 

Die Anerkennung einer Zertifizierungsstelle soll widerrufen werden, wenn die Gewähr 
für eine ordnungsgemäße Durchführung der Aufgaben nach dieser Verordnung nicht mehr 
gegeben ist. Die Anerkennung soll insbesondere widerrufen werden, wenn 

1. eine Voraussetzung nach § 26 Absatz 1 nicht oder nicht mehr erfüllt ist oder  

2. die Zertifizierungsstelle ihre Pflichten nach den §§ 31 bis 37 nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erfüllt. 

Die Anerkennung kann auch widerrufen werden, wenn eine Kontrolle vor Ort nicht si-
chergestellt ist. Die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes über die Rücknahme 
und den Widerruf von Verwaltungsakten bleiben im Übrigen unberührt. 
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Unterabschnitt 2 

Aufgaben von Zertifizierungsstellen 

§ 31 

Führen von Verzeichnissen 

Die Zertifizierungsstellen nach § 2 Nummer 36 müssen ein Verzeichnis aller Schnitt-
stellen und Lieferanten, denen sie Zertifikate ausgestellt, verweigert oder entzogen haben, 
führen. Das Verzeichnis muss mindestens den Namen, die Anschrift und die Registriernum-
mer der Schnittstellen und Lieferanten enthalten. Die Zertifizierungsstellen müssen das Ver-
zeichnis laufend aktualisieren. 

§ 32 

Kontrolle der Schnittstellen und Lieferanten 

(1) Die Zertifizierungsstellen nach § 2 Nummer 36 kontrollieren spätestens sechs Mo-
nate nach Ausstellung des ersten Zertifikates und im Übrigen mindestens einmal im Jahr, 
ob die Schnittstellen und die Lieferanten die Voraussetzungen für die Ausstellung eines 
Zertifikates nach § 19 weiterhin erfüllen. Die zuständige Behörde kann bei begründetem 
Verdacht, insbesondere auf Grund der Berichte nach § 35 bestimmen, dass eine Schnitt-
stelle in kürzeren Zeitabschnitten kontrolliert werden muss; dies gilt auch in den Fällen des 
§ 19 Absatz 2 Satz 2.  

(2) Die Beschäftigten von Zertifizierungsstellen sind befugt, während der Geschäfts- 
oder Betriebszeit Grundstücke, Geschäfts-, Betriebs- und Lagerräume sowie Transportmit-
tel zu betreten, soweit dies für die Kontrolle nach Absatz 1 erforderlich ist. Diese Befugnis 
bezieht sich auf alle Orte im Geltungsbereich dieser Verordnung, an denen die Schnittstelle 
und Lieferanten im Zusammenhang mit der Herstellung oder Lieferung von Biomasse oder 
Biokraftstoffen, für die ein Nachhaltigkeitsnachweis nach dieser Verordnung ausgestellt 
wird, Tätigkeiten ausübt.  

(3) Die Schnittstellen im Geltungsbereich dieser Verordnung sind verpflichtet, die Kon-
trollen nach Absatz 1 und 2 zu dulden. 

§ 33 

Kontrolle des Anbaus 

Die Zertifizierungsstellen, die Schnittstellen nach § 2 Nummer 31 Buchstabe a aa ein 
Zertifikat ausstellen, kontrollieren auf Grund geeigneter Kriterien, ob die von den Schnitt-
stellen benannten Betriebe, in denen die Biomasse zum Zweck der Herstellung von Biok-
raftstoffen angebaut oder geerntet wird, die Anforderungen nach den §§ 4 bis 6 erfüllen. Art 
und Häufigkeit der Kontrollen nach Satz 1 müssen sich insbesondere auf der Grundlage 
einer Bewertung des Risikos, ob in Bezug auf die Erfüllung dieser Anforderungen Unregel-
mäßigkeiten und Verstöße auftreten, bestimmen. Es ist mindestens die Quadratwurzel der 
Betriebe jährlich zu kontrollieren. § 32 Absatz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden. 
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§ 34 

Kontrolle der Entstehungsbetriebe 

Die Zertifizierungsstellen, die Schnittstellen nach § 2 Nummer 31 Buchstabe a bb ein 
Zertifikat ausstellen, kontrollieren auf Grund geeigneter Kriterien, ob die von den Schnitt-
stellen benannten Betriebe die Anforderungen nach den §§ 4 bis 6 erfüllen. Art und Häufig-
keit der Kontrollen nach Satz 1 müssen sich insbesondere auf der Grundlage einer Bewer-
tung des Risikos, ob in Bezug auf die Erfüllung dieser Anforderungen Unregelmäßigkeiten 
und Verstöße auftreten, bestimmen. Es ist mindestens die Quadratwurzel der Betriebe jähr-
lich zu kontrollieren. § 32 Absatz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 35 

Mitteilungen und Berichte über Kontrollen 

Zertifizierungsstellen müssen der zuständigen Behörde jede Vor-Ort-Kontrolle so 
rechtzeitig ankündigen, dass eine Begleitung durch die zuständige Behörde möglich ist. 
Nach Abschluss jeder Kontrolle müssen die Zertifizierungsstellen einen Bericht erstellen, 
der insbesondere das Ergebnis der Kontrolle enthält; der Bericht ist der zuständigen Be-
hörde elektronisch zu übermitteln. 

§ 36 

Weitere Berichte und Mitteilungen  

(1) Zertifizierungsstellen müssen der zuständigen Behörde nach ihrer Zertifizierungs-
entscheidung jedoch spätestens bis zum Laufzeitbeginn nach § 20 Nummer 2 elektronisch 
folgende Dokumente übermitteln: 

1. Berichte nach § 35 Satz 2 und  

2. Zertifikate nach § 19 Absatz 1 und 2. 

(2) Zertifizierungsstellen müssen der zuständigen Behörde für jedes Kalenderjahr bis 
zum 28. Februar des folgenden Kalenderjahres und im Übrigen auf Verlangen folgende 
Berichte und Informationen elektronisch übermitteln: 

1. einen Auszug aus dem Schnittstellenverzeichnis nach § 31 sowie eine Liste aller wei-
teren Betriebe und Lieferanten, die sie kontrollieren, aufgeschlüsselt nach Zertifizie-
rungssystemen,  

2. eine Liste aller Kontrollen, die sie in dem Kalenderjahr bei Schnittstellen, Betrieben und 
Lieferanten vorgenommen haben, aufgeschlüsselt nach Zertifizierungssystemen, und  

3. einen Bericht über ihre Erfahrungen mit den von ihnen angewendeten Zertifizierungs-
systemen; dieser Bericht muss alle Tatsachen umfassen, die für die Beurteilung we-
sentlich sein könnten, ob es Probleme bei der Einhaltung der Systemvorgaben gibt. 
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§ 37 

Aufbewahrung, Umgang mit Informationen 

(1) Zertifizierungsstellen müssen die Kontrollergebnisse und Kopien aller Zertifikate, 
die sie auf Grund dieser Verordnung ausstellen, mindestens zehn Jahre aufbewahren.  

(2) Soweit Zertifizierungsstellen Aufgaben nach dieser Verordnung wahrnehmen, gel-
ten sie als informationspflichtige Stellen nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 des Umweltinforma-
tionsgesetzes vom 22. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3704) im Geltungsbereich des Umwel-
tinformationsgesetzes. 

Unterabschnitt 3 

Überwachung von Zertifizierungsstellen 

§ 38 

Kontrollen und Maßnahmen 

(1) Die zuständige Behörde überwacht die nach dieser Verordnung anerkannten Zer-
tifizierungsstellen. § 26 Absatz 2 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden.  

(2) Die Beschäftigten sowie die Beauftragten der zuständigen Behörde sind befugt, 
während der Geschäfts- oder Betriebszeit Grundstücke, Geschäfts-, Betriebs- und Lager-
räume sowie Transportmittel zu betreten, soweit dies für die Überwachung nach Absatz 1 
erforderlich ist. § 32 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.  

(3) Die zuständige Behörde kann gegenüber Zertifizierungsstellen die Anordnungen 
treffen, die notwendig sind, um festgestellte Mängel zu beseitigen und künftige Mängel zu 
verhüten. Insbesondere kann sie anordnen, dass Beschäftigte einer Zertifizierungsstelle 
wegen fehlender Unabhängigkeit, Fachkunde oder Zuverlässigkeit nicht mehr kontrollieren 
darf, ob die Anforderungen nach dieser Verordnung erfüllt werden. Die zuständige Behörde 
informiert das anerkannte Zertifizierungssystem im zulässigen Umfang entsprechend. 

Unterabschnitt 4 

Weitere anerkannte Zertifizierungsstellen 

§ 39 

Anerkannte Zertifizierungsstellen auf Grund der Biomassestrom-Nachhaltigkeits-
verordnung 

(1) Zertifizierungsstellen gelten auch als anerkannt, solange und soweit sie auf Grund 
der Biostromnachhaltigkeitsverordnung vom XX.XX.21 (BGBl. S.) in der jeweils geltenden 
Fassung anerkannt sind.  

(2) Die Unterabschnitte 2 und 3 dieses Abschnitts sind entsprechend anzuwenden, 
soweit sich aus der in Absatz 1 genannten Verordnung nichts Anderes ergibt. 
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§ 40 

Weitere anerkannte Zertifizierungsstellen 

(1) Zertifizierungsstellen gelten auch als anerkannt, solange und soweit sie 

1. von der Europäischen Kommission oder 

2. von einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union  

als Zertifizierungsstellen anerkannt sind und sie Aufgaben nach dieser Verordnung auch in 
einem Zertifizierungssystem wahrnehmen, das nach dieser Verordnung anerkannt ist. 

(2) Die Unterabschnitte 2 und 3 dieses Abschnitts sind nur entsprechend anzuwen-
den, soweit dies mit den Bestimmungen der Europäischen Kommission vereinbar ist. 

A b s c h n i t t  5  

W e i t e r e  B e s t i m m u n g e n  z u m  N a c h w e i s  

§ 41 

Nachweis durch vorläufige Anerkennungen 

(1) Die zuständige Behörde kann Zertifizierungsstellen vorläufig anerkennen, wenn 
eine abschließende Prüfung der Voraussetzungen nach § 26 Absatz 1 nicht möglich ist, die 
Voraussetzungen jedoch mit hinreichender Wahrscheinlichkeit erfüllt sein werden. Bei der 
vorläufigen Anerkennung von Zertifizierungsstellen bleibt § 26 Absatz 1 Nummer 1, 4 und 
5 unberührt. 

(2) Die vorläufige Anerkennung ist auf zwölf Monate befristet.  

(3) Ein Rechtsanspruch auf vorläufige Anerkennung besteht nicht.  

(4) Zertifizierungsstellen können aus einer vorläufigen Anerkennung keine Rechtsan-
sprüche ableiten. 

T e i l  4  

Z e n t r a l e s  I n f o r m a t i o n s r e g i s t e r  

§ 42 

Informationsregister 

(1) zuständige Behörde führt ein zentrales Register über alle Zertifizierungssysteme, 
Zertifizierungsstellen, Zertifikate, Nachweise, Bescheinigungen und Berichte im Zusam-
menhang mit der Nachweisführung nach dieser Verordnung (Informationsregister). Die zu-
ständige Behörde kann Bestimmungen zur Online Datenbankanwendung im Bundesanzei-
ger bekannt geben.  
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(2) Die zuständige Behörde hat der Biokraftstoffquotenstelle die erforderlichen Aus-
künfte zur Überwachung der Verpflichtungen der Nachweispflichtigen nach § 37a Absatz 1 
Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 37a Absatz 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes auf 
Verlangen zu erteilen. 

 

§ 43 

Datenabgleich 

(1) Die zuständige Behörde gleicht die Daten im Informationsregister nach § 42 ab 

1. mit den Daten, die der Biokraftstoffquotenstelle und den Hauptzollämtern vorliegen und 

2. mit dem Informationsregister nach § 44 der Verordnung über Anforderungen an eine 
nachhaltige Herstellung von Biomasse zur Stromerzeugung vom XX.XX.21 (BGBl. S.) 
in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Bei Nachhaltigkeitsnachweisen nach § 15 kann die zuständige Behörde Daten mit 
der Behörde oder Stelle, die diese Nachweise ausgestellt hat, abgleichen. § 50 Satz 2 bleibt 
davon unberührt. 

T e i l  5  

D a t e n e r h e b u n g  u n d  - v e r a r b e i t u n g ,  B e r i c h t s p f l i c h -
t e n ,  b e h ö r d l i c h e s  V e r f a h r e n  

§ 44 

Auskunftsrecht der zuständigen Behörde 

Die zuständige Behörde kann von Nachweispflichtigen, Zertifizierungsstellen, Schnitt-
stellen, Lieferanten, Hauptzollämtern, der Biokraftstoffquotenstelle und von Zertifizierungs-
systemen weitere Informationen, insbesondere über deren Teilnehmer, verlangen, soweit 
dies erforderlich ist, um  

1. die Aufgaben nach dieser Verordnung zu erfüllen,  

2. zu überwachen, ob die Anforderungen nach dieser Verordnung erfüllt werden,  

3. die Berichtspflichten der Bundesregierung gegenüber dem Deutschen Bundestag und 
dem Bundesrat, insbesondere nach § 37f des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu 
erfüllen, oder   

4. die Berichtspflichten der Bundesrepublik Deutschland gegenüber den Organen der Eu-
ropäischen Union zu erfüllen. 
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§ 45 

Berichtspflicht der zuständigen Behörde 

Die zuständige Behörde evaluiert diese Verordnung regelmäßig und legt der Bundes-
regierung erstmals zum 31. Dezember 2022 und sodann jedes Jahr einen Erfahrungsbe-
richt vor. 

§ 46 

Datenübermittlung 

Soweit dies zur Durchführung der Verordnung oder zur Erfüllung von Berichtspflichten 
der Bundesregierung erforderlich ist, darf die zuständige Behörde Informationen übermit-
teln an 

 

1. folgende Bundesbehörden: 

a) das Bundesministerium der Finanzen, 

b) das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft,   

c) das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit und   

d) die nachgeordneten Behörden dieser Bundesministerien, insbesondere an die 
Biokraftstoffquotenstelle und die Hauptzollämter, 

2. Behörden von anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie von Drittstaaten 
und ihre sonstigen Stellen nach § 15 Nummer 1 bis 3,  

3. Organe der Europäischen Union,  

4. anerkannte Zertifizierungssysteme und  

5. anerkannte Zertifizierungsstellen. 

 

§ 47 

Zuständigkeit 

(1) Zuständige Behörde ist die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung. 

(2) Die Rechts- und Fachaufsicht über die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Er-
nährung obliegt dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft. Rechts-und 
Fachfragen von grundsätzlicher Bedeutung werden vom Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft nachdem das Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit hergestellt wurde, mit dem Bundesministerium der Fi-
nanzen abgestimmt.  
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§ 48 

Verfahren vor der zuständigen Behörde 

Die Amtssprache ist deutsch. Alle Anträge, die bei der zuständigen Behörde gestellt 
werden, und alle Nachweise, Bescheinigungen, Berichte und sonstigen Unterlagen, die der 
zuständigen Behörde übermittelt werden, müssen in deutscher Sprache verfasst oder mit 
einer Übersetzung in die deutsche Sprache versehen sein. § 23 Absatz 2 Satz 2 bis 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes ist entsprechend anzuwenden. 

§ 49 

Muster und Vordrucke 

(1) Für die folgenden Dokumente sind Muster und Vordrucke sowie ein Datensatzfor-
mat einer elektronischen Datenübermittlung zu verwenden: 

1. für die Zertifikate nach § 19,  

2. für die Mitteilungen und Berichte nach den §§ 35 und 36  

3. für die Nachhaltigkeitsnachweise nach § 12 und die Nachhaltigkeits-Teilnachweise 
nach § 16. 

(2) Die zuständige Behörde stellt die Dokumente nach Absatz 1 Nummern 1 und 2 
den Zertifizierungsstellen gemäß § 2 Nummer 36 und, auf deren Anfrage, den anerkannten 
Zertifizierungssystemen gemäß § 2 Nummer 2 zur Verfügung. Die zuständige Behörde ver-
öffentlicht das Muster nach Absatz 1 Nr. 3 auf ihrer Internetseite8). Sie kann für Nachhaltig-
keitsnachweise und Nachhaltigkeits-Teilnachweise, die in englischer oder einer anderen 
Sprache ausgestellt worden sind, eine Übersetzung auf ihrer Internetseite veröffentlichen.  

§ 50 

Außenverkehr 

Der Verkehr mit den Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union und 
Drittstaaten sowie mit den Organen der Europäischen Union obliegt dem Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit. Es kann den Verkehr mit den zu-
ständigen Ministerien und Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union und 
Drittstaaten sowie den Organen der Europäischen Union im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Ernährung und Landwirtschaft auf die Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung übertragen. 

                                                 
 
8) www.ble.de 
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T e i l  6  

B u ß g e l d v o r s c h r i f t e n  

§ 51 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 62 Absatz 1 Nummer  7 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes9)  handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig Nachhaltigkeitsnachweise fälscht 
oder in Nachweisen entgegen der Bestimmung des § 10, § 13 Absatz 1 oder § 14 Absatz 
1 unrichtige Angaben macht, die zur Unwirksamkeit des Nachweises gemäß § 17 Abs. 1 
führen.  

(2) Absatz 1 gilt auch für Teilnachweise. 

T e i l  7  

S c h l u s s b e s t i m m u n g e n  

§ 52 

Inkrafttreten  

Diese Verordnung tritt am XX.XX. 2021 in Kraft. 

 

Artikel 3 

Änderung der Verordnung über Gebühren für Amtshandlungen 
der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung nach der Bi-
omassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung und der Biokraftstoff-

Nachhaltigkeitsverordnung (Biomassestrom- sowie Biokraftstoff-
Nachhaltigkeitsgebührenverordnung - BioNachGebV) 

Die Biomassestrom- sowie Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsgebührenverordnung vom 07. 
Februar 2012 (BGBl. I S. 265), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

                                                 
 
9) Verweis bezieht sich auf aktuellen Entwurf des Gesetzes 

Kommentiert [AJ18]: Es ist unbedingt eine Übergangs-
frist z. B. zur Anpassung an die Neufassung bzw. Ände-
rungen gegenüber der geltenden Fassung erforderlich. 
Dies gilt u.a. für  
 
Eine notwendige Zertifizierung nach EU-Recht (EU-
Anerkennung) 
Neue Mindestangaben auf Zertifikaten 
Erhöhung des Vergleichswertes für fossile Kraft-
stoffe auf 94 g CO2 äqu/MJ 
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aa) In Nummer 1 werden die Wörter „§§ 33, 36 Satz 2, §§ 43, 55 Absatz 1 und § 
60 der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 23. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2174), die zuletzt durch Artikel 2 Absatz 70 des Gesetzes vom 22. Dezem-
ber 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert worden ist,“ durch die Wörter „§§ 28, 40 
Absatz 1 und 43 der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 
XX.XX.21 (BGBl. I S. XX)“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden die Worte „§ 33, 36 Satz 2, §§ 43, 55 Absatz 1 und § 59 
der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung vom 30.September 2009 (BGBl. I 
S. 3182), die zuletzt durch Artikel 2 Absatz 71 des Gesetzes vom 22. Dezem-
ber 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert worden ist,“ durch die Wörter „§§ 26, 38 
Absatz 1 und 41 der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung vom XX.XX.21 
(BGBl. I S.XX)“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird aufgehoben.  

bb) In der bisherigen Nummer 2 werden die Wörter „im Sinne des § 42“ durch die 
Wörter „im Sinne des § 27“ und die Wörter „und des § 42“ durch die Wörter 
„und des § 25“ ersetzt.  

cc) Die Nummerierung wird aufgehoben. 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.  

2. Die Anlage wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird aufgehoben. 

b) In der bisherigen Nummer 2.1. wird die Zahl „60“ durch die Zahl „43“ und die Zahl 
„51“ durch die Zahl „41“ ersetzt. 

c) In der bisherigen Nummer 2.2. wird die Zahl „43“ durch die Zahl „28“ und die Zahl 
„43“ durch die Zahl „26“ ersetzt. 

d) In der bisherigen Nummer 2.3. wird die Zahl „55“ durch die Zahl „40“ und die Zahl 
„55“ durch die Zahl „38“ ersetzt. 

e) Die erste Nummerierungsstufe wird aufgehoben. 

f) Nummer 2.1 wird zu 1. 

g) Nummer 2.2 wird zu 2. 

h) Nummer 2.3 wird zu 3. 
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Artikel 4 

Änderung der Achtunddreißigste Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung zur Festle-
gung weiterer Bestimmungen zur Treibhausgasminderung bei 

Kraftstoffen - 38. BImSchV) 

Die Verordnung zur Festlegung weiterer Bestimmungen zur Treibhausgasminderung 
bei Kraftstoffen vom 8.Dezember 2017 (BGBl. I S. 3892), die zuletzt durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 21. Mai 2019 (BGBl. I S. 742) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Absatz 3 werden die Wörter „September 2009 (BGBl. I S. 3182), die zuletzt durch 
Artikel 2 der Verordnung vom 4. April 2016 (BGBl. I S. 590) geändert worden ist,“ durch 
die Wörter „XX.XX.2021 (BGBl. I S. XXXX)“ ersetzt. 

2. § 15 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nummer 1 wird die Zahl „14“ durch die Zahl „8“ ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Zahl „14“ durch die Zahl „8“ ersetzt. 

Artikel 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten die 
Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 23. Juli 2009 (BGBl. I S. 2174), die zuletzt 
durch Artikel 262 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, 
und die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung vom 30. September 2009 (BGBl. I S. 3182), 
die zuletzt durch Artikel 263 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert 
worden ist, außer Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Die Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen legt im Verhältnis zur Erneuerbaren Energien Richtlinie 2009/28/EG unter anderem 
neue Nachhaltigkeitskriterien und Mindestanforderungen für Treibhausgaseinsparungen 
bei der Förderung der Stromproduktion und bei der Herstellung von Biokraftstoffen aus Bi-
omasse fest.  

Im Vergleich zur Erneuerbaren Energien Richtlinie 2009/28/EG werden dabei nicht nur Bi-
okraftstoffe und flüssige Biobrennstoffe, sondern auch gasförmige und feste Bioenergieträ-
ger berücksichtigt. Zudem unterscheidet die Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 
2018/2001 bei der Herkunft der Biomasse zwischen land-, forst- und fischereiwirtschaftli-
cher Biomasse mit Flächenbezug sowie Rest- und Abfallstoffen ohne Flächenbezug. Auch 
werden in der RED II Schwellenwerte für die Gesamtfeuerungswärmeleistung von Anlagen, 
für die die Nachhaltigkeitskriterien und Vorgaben zur Treibhausgaseinsparung verbindlich 
sind, etabliert.  

Die ökologischen Mindestkriterien sowie die Vorgaben zur Treibhausgasminderung für in 
Deutschland zur Stromerzeugung und Produktion von Biokraftstoffen eingesetzte Bio-
masse sind in der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung (BioSt-NachV) und Biokraft-
stoff-Nachhaltigkeitsverordnung (Biokraft-NachV) verankert. Die Nachhaltigkeitsverordnun-
gen sind an die unionsrechtlichen Vorschriften der Richtlinie (EU) 2018/2001 (RED II) an-
zugleichen. Weitere notwendige Änderungen umfassen die Einführung von Bußgeldvor-
schriften zur Schließung von Regelungslücken sowie die Schaffung der Möglichkeit zur 
Konkretisierung von Vorgaben der Nachhaltigkeitsverordnungen im Bundesanzeiger. Auch 
werden die BioSt-NachV und Biokraft-NachV der bestehenden Praxis in mehreren Punkten 
angeglichen und die Regelungen der beiden Verordnungen aneinander angepasst. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Die Neufassungen der BioSt-NachV und der BioKraft-NachV (Artikel 1 und 2) stützen sich 
grundsätzlich auf die bisher geltenden Fassungen dieser Verordnungen, enthalten aber 
darüber hinaus zahlreiche Änderungen und Anpassungen, die zur Umsetzung der Erneu-
erbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 oder zur Schließung von Regelungslücken er-
forderlich waren bzw. Anregungen aus der Praxis aufgreifen. Die wesentlichen in diesen 
Neufassungen der BioSt-NachV und der Biokraft-NachV enthaltenden Regelungen sind: 

 Der Anwendungsbereich der Nachhaltigkeitsverordnungen wird entsprechend der 
Vorgaben der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001) erweitert. Bisher 
galten die Nachhaltigkeitskriterien sowie die Vorgaben für die Treibhausgaseinspa-
rungen ausschließlich für flüssige Biobrennstoffe und Biokraftstoffe. Die Regelun-
gen finden nunmehr auch Anwendung auf gasförmige und feste Bioenergieträger. 
Weiterhin werden in 1:1 Umsetzung des europäischen Rechts für die Einhaltung der 
Nachhaltigkeitskriterien und der Vorgaben zur Treibhausgasminderung in der BioSt-
NachV Anlagenschwellenwerte für die nach dem EEG Gesetz zur Erzeugung von 
Strom eingesetzten festen und gasförmigen Biomasse-Brennstoffe festgelegt. 
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 In Umsetzung der Vorgaben der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 
wonach die Nachhaltigkeitsvorgaben an die Herkunft der Biomasse geknüpft wer-
den, wird die Struktur der BioSt-NachV und Biokraft-NachV angepasst und zwischen 
Anforderungen an landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Biomasse unterschie-
den.  

 In den Neufassungen der Nachhaltigkeitsverordnungen werden umfängliche Neue-
rungen bei den Begriffsbestimmungen vorgenommen. Die bisherigen Legaldefiniti-
onen werden im Wesentlichen übernommen und um neu eingeführte Begriffsbe-
stimmungen der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 ergänzt. Bisher 
in den betroffenen Abschnitten der Verordnung definierte Begriffe werden zur bes-
seren Strukturierung und Lesbarkeit in die Begriffsbestimmungen überführt. 

 Mit der Neufassung der BioSt-NachV und der Biokraft-NachV werden ausschließlich 
von der Europäischen Union gebilligte Zertifizierungssysteme anerkannt. Damit ent-
fällt der teilweise durch deutsche Zertifizierungssysteme anfallende Mehraufwand 
für Wirtschaftsbeteiligte und zuständige Behörden.   

 Über den reinen Umsetzungsbedarf, der sich direkt durch die Vorgaben der Erneu-
erbaren-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 ergibt hinaus werden verschiedene 
Regelungen zu den Nachweisen, dem Zentralen Informationsregister, der Datener-
hebung und Verarbeitung sowie den Übergangs- und Schlussbestimmungen vorge-
sehen, die der Klarstellung und Vereinfachung dienen.  

 Mit der Einführung von Bußgeldvorschriften wird eine empfindliche Regelungslücke 
hinsichtlich der Ahndungsmöglichkeit ordnungswidrigen Verhaltens wie insbeson-
dere der Ausstellung gefälschter Nachhaltigkeitsnachweise geschlossen. 

 In der Neufassung der Verordnungen wird auf Anhänge zur Berechnung der Treib-
hausgasminderung verzichtet und auf die einschlägigen Anhänge der Richtlinie 
(EU) 2018/2001 verwiesen. 

Bei den Artikeln 3 und 4 der Mantelverordnung handelt es sich um Folgeänderungen zu 
den Artikeln 1 und 2 in der Biomassestrom- sowie Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsgebühren-
verordnung (BioNachGebV) als auch in der Verordnung zur Festlegung weiterer Bestim-
mungen zur Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen (38. BImSchV). 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Regelungskompetenz 

Die Regelungskompetenz des Bundes für die Neufassung der BioSt-NachV (Artikel 1) stützt 
sich auf § 90 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG).   

Die Neufassung der Biokraft-NachV (Artikel 2) beruht auf § 37d Absatz 2 Nummern 3 und 
4, Absatz 3 Nummer 3 und subsidiär auf § 37 e des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG).  

Die Folgeänderungen in der BioNachGebV erfolgen auf Grundlage von § 87 Absatz 2 Satz 
5 EEG und § 37 e Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 1 BImSchG jeweils in Verbin-
dung mit dem 2. Abschnitt des Verwaltungskostengesetzes.  

Die Folgeänderungen in der 38. BImSchV stützen sich auf § 37 d Absatz 1 und § 37 d 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a, Nummer 6 bis 14 BImSchG. 
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Die Neufassungen der BioSt-NachV und Biokraft-NachV dienen der Umsetzung von Artikel 
29 Absatz (1) Satz 4 bis Absatz (7) und Absatz (10) sowie von Artikel 30 und 31 der Richt-
linie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 
zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen im Wege einer 1:1 Um-
setzung. Die Regelungen stehen im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union und 
völkerrechtlichen Verträgen. 

VI. Regelungsfolgen 

Der Entwurf sieht Anpassungen der bereits gesetzlich geregelten Anforderungen an Nach-
haltigkeitskriterien und Treibhausgasminderungen bei der Förderung der Stromerzeugung 
und Herstellung von Biokraftstoffen aus Biomasse vor. Die Regelungen für die neuen Ver-
pflichtungen wurden in Anlehnung an die bestehenden Nachhaltigkeitskriterien und Ver-
pflichtungen zur Treibhausgaseinsparung ausgestaltet, sodass der Aufwand für die Wirt-
schaftsakteure minimiert wird.  

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die Neufassungen der BioSt-NachV und der Biokraft-NachV dienen auch der übersichtli-
cheren und klareren Strukturierung der Verordnungen. Dies führt zur Erhöhung der Rechts-
sicherheit und trägt damit auch zur Vereinfachung von Verwaltungsverfahren bei.  

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Förderung der Nutzung von Ener-
gie aus erneuerbaren Quellen zielt bis 2030 auf die Steigerung des Anteils Erneuerbarer 
Energien innerhalb der EU auf 32%. Für die Nutzung von Biomasse zur Erzeugung von 
Strom aus erneuerbaren Energien und Herstellung von Biokraftstoffen werden verbindliche 
Kriterien beschrieben, die das Risiko negativer Auswirkungen auf die biologische Vielfalt 
und Treibhausgasemissionen minimieren und so die Umweltverträglichkeit gewährleisten 
sollen. Danach gelten Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe nur 
dann als nachhaltig, wenn sie – unter Einbeziehung der gesamten Herstellungs- und Lie-
ferkette – eine bestimmte Treibhausgasmenge gegenüber fossilen Energieträgern einspa-
ren. Weiterhin ist nach der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 die Einhaltung 
definierter Nachhaltigkeitsanforderungen im Rahmen eines Zertifizierungsverfahrens nach-
zuweisen. Die Nachhaltigkeitskriterien haben zum Ziel, Risiken für Flächen mit einer großen 
biologischen Vielfalt und für Flächen mit hohem Kohlenstoffgehalt zu minimieren und damit 
den zusätzlichen Nutzungsdruck durch Bioenergie zu minimieren.  

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand sind für Bund, Länder und Kommunen nicht 
zu erwarten. 

4. Erfüllungsaufwand 

 

a) Erfüllungsaufwand zur Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung 
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aa) Erfüllungsaufwand der Wirtschaft 

 

Laufende Nummer Vorgabe10 Adressat Einzelaufwand 

Jährlich/ einmalig 

Fallzahl11)  EU-Um-
setzung 

1. Festlegung von Nach-
haltigkeitskriterien für 
feste Biomasse (Anla-
gen > 20 MW) 

 Pflicht zur Zertifizie-
rung bzw. zum Nach-
weis der Einhaltung der 
Vorgaben 

Unternehmen (forst-
wirtschaftliche Be-
triebe sowie die ge-
samte Lieferkette bis 
zur finalen energeti-
schen Verwendung) 

Jährliche Kosten für 
Zertifizierung inkl. Au-
dits / Nachweispflich-
ten bei Zertifizierungs-
systemen und Audits 
durch Zertifizierungs-
stellen in Höhe von ca. 
2,3 bis 2,8 Mio. Euro12) 
für Anlagenbetrei-
bende; 

Nicht quantifizierbarer 
Aufwand: (1) wieder-
kehrende Kosten für 
Stichproben (Umfang 
gem. Stichprobenrege-

46214) Holzheizkraft-
werke (plus sonstige 
Wirtschaftsteilnehmer 
der Lieferkette) 

RL (EU) 
2018/200
1 

Artikel 29 
Absatz 6 
und 7 

                                                
 
10 Eine Vorgabe ist unmittelbar, wenn sie bei einem Normadressaten (Staatsangehörige, Wirtschaft, Verwaltung) zu einer Änderung der Kosten, des Zeitaufwandes oder zu 

beidem führt. 
11) Anzahl der Anlagenbetreibenden am Ender der chain of custody (stromerzeugende Anlagen) kann quantifiziert werden; die Anzahl von Produzenten, Lieferanten 

und anderen (weiterverarbeitenden) Wirtschaftsteilnehmern nicht 
12) Bandbreite ergibt sich durch unterschiedlichen Kosten verschiedener Zertifizierungssysteme (sowohl hinsichtlich der Höhe als auch der Kostenstruktur und Bemes-

sungsgrundlagen) 
14) Quelle: Berechnungen des DBFZ 
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lung); (2) damit verbun-
dener, wiederkehren-
der zeitlicher Aufwand, 
der ggf. auch zusätzli-
che Personalkosten 
verursacht; (3) plus 
wiederkehrender Mehr-
aufwand der vorgela-
gerten Kette, der an 
Anlagenbetreibende 
zumindest in Teilen 
weitergegeben wird13)  

2. Festlegung von Nach-
haltigkeitskriterien für 
gasförmige Biomasse 
(Anlagen > 2 MW) 

 Pflicht zur Zertifizie-
rung bzw. zum Nach-
weis der Einhaltung der 
Vorgaben 

Unternehmen (land-
wirtschaftliche Be-
triebe sowie die ge-
samte Lieferkette bis 
zur finalen energeti-
schen Verwendung) 

Jährliche Kosten für 
Zertifizierung inkl. Au-
dits / Nachweispflich-
ten in Höhe von ca. 4,1 
bis 7,1 Mio. Euro (je 
nach Zertifizierungs-
system) 15)für Anlagen-
betreibende; 

Nicht quantifizierbarer 
Aufwand: (1) wieder-
kehrende Kosten für 
Stichproben (Umfang 

1.720 – 2.04517) Anlagen 
(Biogasanlagen mit Vor-
Ort-Verstromung und Bi-
omethan-BHKW)18)  

(plus sonstige Wirt-
schaftsteilnehmer der 
Lieferkette) 

RL (EU) 
2018/200
1 

Artikel 29 
Absatz 2-
5 

                                                
 
13) Quantifizierung für Bioheizkraftwerke gemäß durchschnittlicher Kosten bei zwei großen Zertifizierungssystemen (ISCC und SURE) 
15) Bandbreite ergibt sich durch unterschiedlichen Kosten verschiedener Zertifizierungssysteme (sowohl hinsichtlich der Höhe als auch der Kostenstruktur und Bemes-

sungsgrundlagen) 
Der Berechnung liegt der Mittelwert der vom DBFZ ermittelten Anzahl der Biogasanlagen zugrunde. 

17) Quelle: Berechnungen des DBFZ: Bandbreite von Anlagen ist auf Annahmen zu Wirkungsgraden zurückzuführen. Aufgrund der im Anlagenbetrieb und am Anlagen-
bestand sehr unterschiedlich erzielten Heizwerte des erzeugten Biogases und ebenso unterschiedlichen Wirkungsgraden der in Betrieb befindlichen BHKW wird die 
anzusetzende Feuerungswärmeleistung (2 MW) über einen angenommenen elektrischen Wirkungsgrad bestimmt. Hierbei sind am Anlagenbestand mehrheitlich 
Spannweiten von 34 bis 47 % des elektrischen Wirkungsgrades zu finden. 

18) Ca. 1500-1800 Biogasanlagen und ca. 220-245 Biomethananlagen 
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gem. Stichprobenrege-
lung); (2) damit verbun-
dener, wiederkehren-
der zeitlicher Aufwand, 
der ggf. auch zusätzli-
che Personalkosten 
verursacht; (3) plus 
wiederkehrender Mehr-
aufwand der vorgela-
gerten Kette, der an 
Anlagenbetreibende 
zumindest in Teilen 
weitergegeben wird16)  

3. Dokumentation nach-
haltiger Vorketten 

Netzbetreibende Wiederkehrender Auf-
wand (ggf. zusätzliche 
Personalkosten) 

Alle betroffenen Verteil-
netzbetreibenden 

 

4. Führung von Massebi-
lanzsystemen 

Alle Wirtschaftsteil-
nehmer; ausgenom-
men forst- und land-
wirtschaftliche Produ-
zenten 

Wiederkehrender Auf-
wand (ggf. zusätzliche 
Personalkosten) 

Alle Teilnehmer der 
Chain of Custody 

 

                                                
 
16) Quantifizierung für Bioheizkraftwerke gemäß durchschnittlicher Kosten bei zwei großen Zertifizierungssystemen (ISCC und SURE) 



 - 81 - Bearbeitungsstand: 30.03.2021  11:26 Uhr 

 

bb) Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Auf Basis von Fallzahlschätzungen der betroffenen Anlagen stellt sich der geschätzte Ver-
waltungsaufwand wie folgt dar. 

Durch die verschiedenen Inhalte der Verordnung werden erweiterte Anforderungen an 
den Nachweis von zur Verstromung eingesetzter nachhaltiger Biomasse für den forstwirt-
schaftlichen bzw. landwirtschaftlichen Bereich definiert. Dies hat eine Erhöhung des Auf-
wands für die Verwaltung von Nachhaltigkeitsnachweisen für gasförmige sowie feste Bio-
masse in der staatlichen Datenbank Nabisy zur Folge. 

Der Erfüllungsaufwand entsteht durch die im Vergleich zur RED I neuen Nachhaltigkeits-
anforderungen für feste und gasförmige Biomasse für alle Anlagen ab einer Gesamtfeue-
rungswärmeleistung von 20 MW bzw. 2 MW und neu definierte Grenzwerte für THG-
Emissionen für Anlagen, die ab dem 1. Januar 2021 in Betrieb gehen. Im Bereich der Ver-
stromung ist die Formel zur Berechnung der Emissionen um die Einbeziehung des Wir-
kungsgrads der verstromenden Anlage erweitert worden. Alle Systemteilnehmer sind ge-
mäß den Anforderungen zertifizierungspflichtig. Dies umfasst Produzenten, weiterverar-
beitende Betriebe und Lieferanten.  
 

Der Erfüllungsaufwand für die Verwaltung entsteht durch die weitreichenden Anpassun-
gen der staatlichen Datenbank für weitere Nutzergruppen sowie insbesondere die Erwei-
terung der Emissionsberechnungsformel um den Wirkungsgrad (einmalig), durch die Ein-
richtung weiterer Datenbankkonten und Kontozugänge (einmalig) und die laufende Nut-
zerverwaltung, die laufende Verwaltung zusätzlicher Zertifikate, sowie durch die laufende 
Überwachung von Zertifizierungsstellen, die weitere Wirtschaftsbeteiligte zertifizieren wer-
den. 

Der Erfüllungsaufwand für die Verwaltung ist dabei insbesondere abhängig von der An-
zahl von Wirtschaftsteilnehmern, die als letzte Schnittstelle oder als Lieferant zertifizie-
rungspflichtig sind bzw. die darüber hinaus ein Schnittstellenkonto oder ein Lieferanten-
konto in der Datenbank für die Erstellung oder Weitergabe von Nachhaltigkeitsnachwei-
sen benötigen. Je höher der Anteil der Wirtschaftsbeteiligten ist, die als Anlagenbetrei-
bende bereits zertifizierte Ware geliefert bekommen und diese lediglich verstromen, desto 
niedriger fällt der zusätzliche Verwaltungsaufwand aus. Denn diese erhalten als nicht zer-
tifizierungspflichtige Wirtschaftsteilnehmer wie im Falle der flüssigen Biomasse ein Anla-
genkonto in der Datenbank, mit dem sie die Nachhaltigkeitsnachweise nur an ihren Netz-
betreibenden weiterleiten, mithin weder einen Nachweis selbst erstellen noch einen sol-
chen handeln können.  

Berechnungen zeigen, dass sich die jährlichen Kosten für die Verwaltung auf rund 
528.143 € beim Std.satz gem. AGebV bzw. 334.854 € beim Std.satz gem. StBA von 
2017), nämlich 983 Personentage gD belaufen. Diese werden erfahrungsgemäß erforder-
lich für die Betreuung neuer Nutzer der staatlichen Datenbank, die Verwaltung der zusätz-
lichen Zertifikate, die Verwaltung der Nachhaltigkeitsnachweise einschließlich der Stornie-
rungsanträge im Falle unwirksamer Nachweise, der neu eingeführten Durchführung von 
Ordnungswidrigkeitenverfahren im Falle fehlerhafter Angaben in Nachhaltigkeitsnachwei-
sen sowie für die Überwachung der anerkannten Zertifizierungsstellen. 

Einmaliger Aufwand für die Verwaltung entsteht durch die Einrichtung neuer Konten in der 
Datenbank für zertifizierungspflichtige Schnittstellen und nicht zertifizierungspflichtige An-
lagenbetreibende nebst Vergabe der jeweiligen Erstzugänge für die Nutzer und für die er-
forderlichen IT-Anpassungen in der Datenbank, welche weitreichend und tiefgreifend sind. 
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Dieser Aufwand beläuft sich auf gerundet 628 Personentage gD, also 373.336 € beim 
Std.satz gem. AGebV bzw. 217.750 € beim Std.satz gem. StBA von 2017). 
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Die Aufwandsermittlung für die Vollzugsbehörde ist nachfolgend tabellarisch dargestellt. Für eine bessere Übersicht sind in den Ziffern 1-4 die 
Fallzahlen des BMEL in kursiv beibehalten.  

 
Laufende 
Nummer 

Vorgabe19 Adressat Einzelaufwand 
Jährlich/ einma-
lig 

Fallzahl Aufwand Berechnung 
Anzahl PT 
Std.satz gem. AGebV / 
Std.satz gem. StBA von 2017, Leitfa-
den 

EU-Umset-
zung 

1.  Festlegung 
von Nachhal-
tigkeitskriterien 
für feste Bio-
masse (Anla-
gen > 20 MW) 
 
 

Unternehmen 
(forstwirt-
schaftliche Be-
triebe sowie 
die gesamte 
Lieferkette bis 
zur finalen 
energetischen 
Verwendung) 

 462 Holzheizkraft-
werke (plus sonstige 
Wirtschaftsteilnehmer 
der Lieferkette) 

 RL (EU) 
2018/2001 
Artikel 29 Ab-
satz 6 und 7 

2.  Festlegung 
von Nachhal-
tigkeitskriterien 
für gasförmige 
Biomasse (An-
lagen > 2 MW) 
 

Unternehmen 
(landwirt-
schaftliche Be-
triebe sowie 
die gesamte 
Lieferkette bis 
zur finalen 
energetischen 
Verwendung) 

 1.720 – 2.045 Anla-
gen (Biogasanlagen 
mit Vor-Ort-Verstro-
mung und Biomethan-
BHKW) 
(plus sonstige Wirt-
schaftsteilnehmer der 
Lieferkette) 

 RL (EU) 
2018/2001 
Artikel 29 Ab-
satz 2-5 

                                                
 
19 Eine Vorgabe ist unmittelbar, wenn sie bei einem Normadressaten (Staatsangehörige, Wirtschaft, Verwaltung) zu einer Änderung der Kosten, des Zeitaufwandes oder zu 

beidem führt. 
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3.  Dokumentation 
nachhaltiger 
Vorketten 

Netzbetreiben-
den 

 Alle betroffenen Ver-
teilnetzbetreibenden 

  

4.  Führung von 
Massebilanz-
systemen 

Alle Wirt-
schaftsteilneh-
mer; ausge-
nommen forst- 
und landwirt-
schaftliche 
Produzenten 

 Alle Teilnehmer der 
Chain of Custody 

  

5.  Anerkennung 
von deutschen 
Zertifizierungs-
systemen ent-
fallen 

Vollzugsbe-
hörde BLE 

Negativer Auf-
wand, da Auf-
gabe entfällt 

Im Jahr 2010 gab es 
nur 2 Fälle, in denen 
DE-Systeme aner-
kannt wurden, seither 
keine mehr. Es entfällt 
auch keine Überwa-
chung, da diese stets 
gleichzeitig mit der 
bestehen bleibenden 
Überwachung der 
Zertifizierungsstellen 
erfolgt. Eingesparter 
Aufwand ist daher 
gleich Null 
 

  

6.  Allgemeine 
Nutzerbetreu-
ung (Passwort 
vergessen, 
neue Nutzer, 
Sperren von 
ausgeschiede-
nen Nutzern 
etc.), fällt an 
unabhängig 
von einer Zerti-
fizierung 

BLE als Daten-
bankbetrei-
bende 

Wiederkehrend 
jährlich 

Bearbeitungszeit: 23 
Min. gD pro Fall pro 
Jahr 
 
Fallzahl gesamt: 2362 
zertifizierte SSt + 
2362 Anlagenbetrei-
bende = 4724 Fälle 
Zum Vergleich: Fall-
zahl zugangsberech-
tigter Wirtschaftsbetei-
ligter Stand Jan. 

4.724 Fälle x 23 Min.gD : 60 = 1.810 
Std. gD (entspricht 226 PT) 
 
1.810 x 74,41 € (Std.satz gem. 
AGebV) = 85.812,10 €  
 
1.810 x 43,40 € gD (Std.satz gem. 
StBA von 2017)  = 78.554 € 
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 2021: 2.220 ohne Lie-
ferkette; 3.850 (incl. 
Lieferkette nach der 
letzten SSt) 

7.  Zugangsver-
waltung Netz-
betreibende 

BLE als Daten-
bankbetrei-
bende 

Einmaliger Auf-
wand 

Entfällt, da bereits alle 
Netzbetreibende er-
fasst sind in Nabisy 

  

8.  Zugangsver-
waltung, Ein-
richten von An-
lagenbetrei-
benden-Kon-
ten und Erst-
zugänge ver-
geben, wobei 
die Anlagenbe-
treibenden 
nicht zertifizie-
rungspflichtig 
sind 

BLE als Daten-
bankbetrei-
bende 

Einmaliger Auf-
wand 

Erfahrungsgemäß 
Zeitbedarf pro Fall: 30 
Minuten gD 
Fallzahl gemäß 
Schätzung BMEL 462 
Anlagenbetreibende 
feste Biomasse + ca. 
1900 Anlagenbetrei-
bende gasförmige = 
2.362 Fälle 

30 Minuten gD x 2.362 Fälle / 60 = 
1.181 Std. 
(entspricht 148 PT) 
 
1.181 Std. x 74,41 € gD (Std.satz 
gem. AGebV) = 87.878,21 € 
 
30 Minuten gD x 2.362 Fälle / 60 = 
1.181 Std. 
1.181 Std. x 43,40 € gD (Std.satz 
gem. StBA von 2017) = 51.255,40 € 
 

 

9.  Zugangsver-
waltung, Ein-
richten von 
SSt-Konten 
und Erstzu-
gänge verge-
ben 

BLE als Daten-
bankbetrei-
bende 

Einmaliger Auf-
wand 

Erfahrungsgemäß 
Zeitbedarf pro Fall: 69 
Minuten gD 
Fallzahl gemäß 
Schätzung BMEL 462 
SSt feste Biomasse + 
ca. 1900 SSt gasför-
mige = 2.362 Fälle 

69 Minuten gD x 2.362 Fälle / 60 = 
2.716,3 Std. 
(entspricht 340 PT) 
 
2.716,3 Std. x 74,41 € gD (Std.satz 
gem. AGebV) = 202.119,88 € 
 
69 Minuten gD x 2.362 Fälle / 60 = 
2.716,3 Std. 
2.716,3 Std. x 43,40 € gD (Std.satz 
gem. StBA von 2017) = 117.887,42 € 
 

 

10.  Allg. Nutzerbe-
treuung mit 
Fragen zur 
Funktions-
weise von 

BLE als Daten-
bankbetrei-
bende 

Wiederkehrend  Bearbeitungszeit 
durchschnittlich 30 
Min. gD pro Wirt-
schaftsteilnehmer pro 
Jahr 

30 Min gD x 4720 Fälle /60 = 2.360 
Std gD (entspricht 295 PT) 
 
2360 x 74,41 € (Std.satz gem. AGebV) 
= 175.607,60 €  
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Nabisy. Hier-
unter sind nur 
allgemeine 
Fragen ge-
fasst, ohne 
Fragen zu der 
Zugangsver-
waltung / den 
Zertifikaten  

Fallzahl: 4720 (2362 
zertifizierte SSt + 
2362 Anlagenbetrei-
bende) 

 
2360 x 43,40 € gD (Std.satz gem. 
StBA von 2017)  = 102.424 € 

11.  Verwaltung der 
Zertifikate und 
Berechtigungs-
voraussetzun-
gen für die Da-
tenbanknut-
zung 
 

BLE als Daten-
bankbetrei-
bende 

wiederkehrend Erfahrungsgemäß 
Zeitbedarf pro Fall: 5 
Minuten gD 
Fallzahl: 2.362 zertifi-
zierte Wirtschaftsteil-
nehmer 

5 Minuten gD x 2.362 Fälle / 60 = 196 
Std. (entspricht 24 PT) 
 
196 Std. x 74,41 € gD (Std.satz gem. 
AGebV) = 14.646 € 
 
5 Minuten gD x 2.362 Fälle / 60 = Std. 
196 Std. x 43,40 € gD (Std.satz gem. 
StBA 2017) = 8.506,40  € 
 
 

 

12.  Anpassung der 
Nabisy-Daten-
bank, weit- 
und tiefgrei-
fende Ände-
rungen 

BLE als Daten-
bankbetrei-
bende 

Einmaliger IT-An-
passungsauf-
wand 

 1 Projekt ca. 140 Per-
sonentage (Erfah-
rungswert für ver-
gleichbar große und 
tiefe Eingriffe in 
Nabisy) 

140 PT x 8 Std. x 74,41 € gD (Std.satz 
gem. AGebV) = 83.338,2 € 
 
140 PT x 8 Std. x 43,40 € gD (Std.satz 
gem. StBA von 2017) = 48.608 € 

 

13.  Überwachung 
der Zertifizie-
rungsstellen, 
Auswertung 
der Auditbe-
richte nach Be-
gleitungen, 
Klärungen und 
Anhörungen 
 

BLE als Voll-
zugsbehörde 

Wiederkehrend 
jährlich 

Fallzahl zusätzlich 
zertifizierter Schnitt-
stellen gemäß BMEL 
Schätzung: 2.362 SSt 
Grundgesamtheit, da-
von 5 % Stichprobe = 
118 
Durchschnittlicher Be-
arbeitungsaufwand 
gD: 9,75 Std. 

118 x 9,75 Std. = 1150,5 Std. 
(entspricht 144 PT) 
 
1150,5 Std. x 74,41 € gD (Std.satz 
AGebV) = 85.608,70 € 
 
118 x 9,75 Std. x 43,40 € gD (Std.satz 
StBA 2017) = 49.931,70 € 
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14.  Nachweisver-
waltung bei 
fehlerhaften 
Eingaben; Kor-
rektur bzw. 
Stornierungs-
verfahren be-
arbeiten ge-
mäß § 20 

 

BLE Wiederkehrend 
jährlich 

Erwartete Fallzahl ab-
hängig von Fallzahl 
künftiger letzter 
Schnittstellen, da nur 
diese den Fehler im 
Nachhaltigkeitsnach-
weis verursachen 
können:   
erwartete Fallzahl ca. 
200 
Pro Fall 3 Std. Bear-
beitungszeit gD 

200 x 3 Std. = 600 Std. (entspricht 75 
PT) 
600 Std. x 74,41 € gD (Std. satz 
AGebV) = 44.646 € 
 
 
200 x 3 Std. x 43,40 € gD (Std. satz 
StBA 2017) = 26.040 € 
 

 

15.  Neu einge-
führte Durch-
führung von 
OWi-Verfahren 
(zusätzlich zu 
dem bisheri-
gen Korrektur-
verfahren ge-
mäß § 20 „Un-
wirksamkeit 
wg. Fehlerhaf-
ter Angaben 
im Nachweis“  

BLE als Voll-
zugsbehörde; 
letzte Schnitt-
stellen können 
die Ordungs-
widrigkeitentat-
bestände be-
gehen   

Wiederkehrend 
pro Jahr 

Erwartete Fallzahl ab-
hängig von Fallzahl 
künftiger letzter 
Schnittstellen, da nur 
diese den Fehler im 
Nachhaltigkeitsnach-
weis verursachen 
können:  ca. ½ Menge 
der aktiven letzten 
Schnittstellen pro 
Jahr:  
Derzeit ca. 140 Fälle; 
Pro Fall 12,5 Std. Be-
arbeitungszeit: 4 Std. 
mD + 8,5 Std. gD 

4 Std mD 59,42 € (Std.satz gem. 
AGebV) + 8,5 Std. x 74,41 € gD 
(Std.satz gem. AGebV) = 870,16 € pro 
Fall 
140 Fälle x 12,5 Std. = 1.750 Std. (ent-
spricht 219 PT) 
140 Fälle = 121.823,1 € 
 
 
4 Std mD 31,70 € (Std.satz gem. 
StBA von 2017) + 8,5 Std. x 43,40 € 
gD (Std.satz gem. StBA von 2017) = 
495,70 € pro Fall 
140 Fälle x 12,5 Std. = 1.750 Std. (ent-
spricht 219 PT) 
140 Fälle = 69.398 € 
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cc) Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

 

b) Erfüllungsaufwand zur Biokraft-Nachhaltigkeitsverordnung 

 

aa) Erfüllungsaufwand der Wirtschaft 

 

bb) Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

 

cc) Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

 

 

5. Weitere Kosten 

[…] 

6. Weitere Regelungsfolgen 

Keine. Insbesondere hat die Mantelverordnung keine geschlechterspezifischen Auswirkun-
gen. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Eine befristete Geltung der Verordnung kommt mit Blick auf ihre Zielsetzung nicht in Be-
tracht. Die Evaluierung der Nachhaltigkeitsverordnungen ist in § 45 Biokraft-NachV und in 
§ 48 BioSt-NachV vorgesehen.  

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Verordnung über Anforderungen an eine nachhaltige Herstellung von 
Biomasse zur Stromerzeugung) 

Artikel 1 enthält eine Neufassung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung (BioSt-
NachV). 

Zu Teil 1 (Allgemeine Bestimmungen) 

Teil 1 enthält die allgemeinen Bestimmungen der BioSt-NachV. 
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Zu § 1 (Anwendungsbereich) 

§ 1 regelt den Anwendungsbereich der BioSt-NachV. In Umsetzung der Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie (EU) 2018/2001 wird der in der geltenden Verordnung auf flüssige Biomasse 
begrenzte Anwendungsbereich um feste Biomasse- Brennstoffe erweitert, die nach der Eu-
ropäischen Definition auch gasförmige Biobrennstoffe umfassen. Weiterhin werden in 1:1 
Umsetzung des Europäischen Rechts Anlagenschwellenwerte für feste und gasförmige Bi-
omasse-Brennstoffe festgelegt. Die Neufassung der Verordnung gilt für die nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz zur Erzeugung von Strom eingesetzten und zugleich in den 
Nummern 1 bis 3 aufgeführten Stoffen. Die Nummern 1-3 erfassen flüssige Biobrennstoffe, 
feste Biomasse-Brennstoffe, die in Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 
20 MW oder mehr verwendet werden sowie gasförmige Biomasse-Brennstoffe, die in Anla-
gen mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 2 MW oder mehr eingesetzt werden. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

§ 2 enthält die für die Anwendung der Verordnung maßgeblichen Begriffsbestimmungen in 
alphabethischer Reihenfolge. Die Vorschrift übernimmt im Wesentlichen die bisherigen Le-
galdefinitionen und ergänzt sie um die neu eingeführten Begriffsbestimmungen der Erneu-
erbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001. In Anlehnung an die Erweiterung des Anwen-
dungsbereichs um feste Biomasse-Brennstoffe wird bei verschiedenen Begriffsbestimmun-
gen der bisherige Regelungsbezug von „flüssiger Biomasse“ in „flüssige Biobrennstoffe und 
Biomasse-Brennstoffe“ geändert. Bisher in den spezifischen Abschnitten der geltenden 
BioSt-NachV definierte Begriffe werden zur besseren Lesbarkeit nach § 2 überführt. 

Die Begriffe „Biomasse-Brennstoffe“ (Nummer 6), „feste Biomasse-Brennstoffe“ (Nummer 
8), „flüssige Biobrennstoffe“ (Nummer 10), „forstwirtschaftliche Biomasse“ (Nummer 11), 
„gasförmige Biomasse-Brennstoffe“ (Nummer 12) und „landwirtschaftliche Biomasse“ 
(Nummer 19) werden im Sinne der Erneuerbare-Energien-Richtlinie 2018/2001 definiert.  

Die bisher geltenden Legaldefinitionen der BioSt-NachV für die Begriffe „Biomasse“ (Num-
mer 5), „Dauerkulturen“ (Nummer 7), „Feuchtgebiete“ (Nummer 9), „kontinuierlich bewal-
dete Flächen“ (Nummer 16) „Kulturflächen“ (Nummer 17), „naturschutzdienende Flächen“ 
(Nummer 24) „Reststoffe aus der Verarbeitung“ (Nummer 26 und „Reststoffe aus der Land-
wirtschaft, Aquakultur, Forst-und Fischwirtschaft“ (Nummer 27) werden in die Neufassung 
übernommen. 

Die Begriffe „Abfälle“ (Nummer 1) „Herstellung“ (Nummer 15), sowie die Definition für „letzte 
Schnittstelle“ (Nummer 20)   werden entsprechend der Vorgaben des Europäischen Rechts 
in der Neufassung der Verordnung auf flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe 
bezogen. 

Die Begriffsbestimmungen für „Bewaldete Fläche“ (Nummer 3) „Kulturpflanzen mit hohem 
Stärkegehalt“ (Nummer 18), „Grünland mit großer biologischer Vielfalt“ (Nummer 14) „Lig-
nozellulosehaltiges Material“ (Nummer 22) „Nahrungs-und Futtermittelpflanzen“ (Nummer 
23), „Walderneuerung“ (Nummer30) und „Zellulosehaltige Non-Food-Material“ (Nummer 
31) werden im Sinne der Europäischen Terminologie übernommen.    

Nummer 2 definiert die im Rahmen der Verordnung anerkannten Zertifizierungssysteme. 
Mit der Neufassung der Verordnung werden ausschließlich die Systeme in Bezug genom-
men, die von der Europäischen Kommission auf Grund des Artikels 30 Absatz 4 oder 6 
Richtlinie (EU) 2018/2001 jeweils anerkannt sind und auf der Transparenzplattform der Eu-
ropäischen Kommission als solche veröffentlicht sind. Die Möglichkeit der Anerkennung von 
nationalen Zertifizierungssystemen durch die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh-
rung (BLE) gemäß der BioSt-NachV g.F entfällt. 

Nummer 4 dient der Klarstellung, dass der Begriff „Bioabfälle“ im Sinne des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes zu verstehen ist. Die Notwendigkeit dieser Klarstellung ergibt sich aus den 
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Verweisen der Neufassung der Verordnung auf die Anhänge der Erneuerbare-Energien-
Richtlinie (EU) 2018/2001. Letztere nehmen unter anderem auf den Begriff der Bioabfälle 
Bezug. Nummer 2 definiert die im Rahmen der Verordnung anerkannten Zertifizierungssys-
teme. 

Nummer 13 präzisiert die Definition für „Gewinnungsgebiet“, um bei Bedarf zum Nachweis 
der Einhaltung relevanten Nachhaltigkeitskriterien die Wirtschaftseinheit abbilden zu kön-
nen, sofern sich nicht bereits auf Grundlage geographisch definierter Gebiete aussagekräf-
tige Aussagen ableiten lassen.  

Nummer 25 verzichtet für die Definition von Reststoffen auf eine abschließende Auflistung. 
Hier wird vielmehr auf Reststoffe aus der Verarbeitung nach Nummer 26 und Reststoffe 
aus der Landwirtschaft, Aquakultur, Forst- oder Fischwirtschaft nach Nummer 27 verwie-
sen. Nummern 26 und 27 enthalten jeweils eine abstrakte Definition der Begriffe, die mit 
einer im Bundesanzeiger veröffentlichten Positivliste verknüpft wird. Letztere kann flexibel 
angepasst werden.  

Die Definition für „Schnittstellen“ (Nummer 28) werden entsprechend der Vorgaben des Eu-
ropäischen Rechts in der Neufassung der Verordnung auf flüssige Biobrennstoffe und Bio-
masse-Brennstoffe bezogen und durch eine nicht abschließende Auflistung von möglichen 
Schnittstellen wie Biogasanlagen und weitere Betriebe, die Biomasse verarbeiten präzisiert. 
Dadurch erfolgt auch eine deutlichere Abgrenzung zur „letzten“ Schnittstelle.  

Nummer 29 nimmt für die Definition „Tatsächlicher Wert“ auf die Anhänge der Erneuerbare-
Energien-Richtlinie 2018/2001 Bezug, da die Neufassung keine Anhänge vorsieht.  

Die Nummer 32 ergänzt die Begriffsbestimmung „Zertifikate“ und umfasst nach künftigem 
Recht neben Schnittstellen auch Lieferanten, die damit zertifizierungspflichtig werden. Die 
Verfahrensschritte Herstellung, Transport und Vertrieb werden um den der Lagerung erwei-
tert. Damit wird eine Zertifizierungspflicht aller Beteiligten über die gesamte Herstellungs-
und Lieferkette hinweg sichergestellt. Diese Erweiterung wird in Nummer 32 bei der Defini-
tion des Begriffs „Zertifizierungsstelle“ übernommen. 

Nummer 25 verzichtet für die Definition von Reststoffen auf eine abschließende Auflistung. 
Hier wird vielmehr auf Reststoffe aus der Verarbeitung nach Nummer 26 und Reststoffe 
aus der Landwirtschaft, Aquakultur, Forst- oder Fischwirtschaft nach Nummer 27 verwie-
sen. Nummern 26 und 27 enthalten jeweils eine abstrakte Definition der Begriffe, die mit 
einer im Bundesanzeiger veröffentlichten Positivliste verknüpft wird. Letztere kann flexibel 
angepasst werden.  

 

Zu Teil 2 (Nachhaltigkeitsanforderungen) 

Teil 2 regelt die Nachhaltigkeitsanforderungen und Vorgaben für die Treibhausgasminde-
rung an die Vergütung für Strom aus flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen 
nach den Bestimmungen des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes. In Umsetzung der Vorga-
ben der Europäischen Union (EU-Vorgaben) wird nach der Herkunft der Biomasse zwi-
schen landwirtschaftlicher und forstwirtschaftlicher Biomasse unterschieden. Infolgedessen 
entfallen § 4 „Schutz von Flächen mit hohem Naturschutzwert“, § 5 „Schutz von Flächen 
mit hohem Kohlenstoffbestand“, § 6 „Schutz von Torfmoor“ und § 7 „Nachhaltige landwirt-
schaftlich Bewirtschaftung“ der geltenden BioSt-NachV. Die materiellen Anforderungen der 
bestehenden Regelungen werden in die neu gefassten § 4 und § 5 der Verordnung inte-
griert.   
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Zu § 3 (Anforderungen für die Vergütung) 

§ 3 definiert die Voraussetzungen an einen Zahlungsanspruch für Strom aus flüssigen Bio-
brennstoffen und Biomasse-Brennstoffen nach den für die jeweilige Biomasseanlage anzu-
wendenden Förderbestimmungen des Erneuerbaren Energien-Gesetz.  

Nach Absatz 1 Nummern 1 und 2 besteht der Anspruch nur, wenn die Nachhaltigkeitsan-
forderungen entsprechend der Herkunft der Biomasse sowie die Vorgaben an die Treib-
hausgasminderung erfüllt werden. Gegenüber dem geltenden Recht wird in der Neufassung 
Absatz 1 entsprechend der Erweiterung des Anwendungsbereichs der Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie (EU) 2018/2001 auf flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe be-
zogen und nach Herkunft der Biomasse unterschieden. Als weitere Zahlungsvoraussetzung 
ist nach Nummer 3 eine Registrierung der Anlage im Marktstammregister erforderlich. Da-
mit wird die bisherige Pflicht zur Registrierung im Anlagenregister abgelöst. Dies entspricht 
der Ablösung der Anlagenregisterverordnung durch die Marktstammregisterverordnung. 

Da feste und gasförmige Biomasse-Brennstoffe bisher nicht zertifizierungspflichtig waren, 
wird in Absatz 1 Satz 2 eine Ausnahmevorschrift eingeführt, wonach unter bestimmten Um-
ständen auch dann ein Anspruch auf Zahlung nach den Bestimmungen für Strom aus Bio-
masse des Erneuerbare-Energien-Gesetzes für feste und gasförmige Biomasse-Brenn-
stoffe besteht, wenn kein Nachweis über die Erfüllung der Anforderungen von §§ 4 bis 6 
vorliegt. Diese Umstände liegen vor, soweit und solange der Nachweis über die Erfüllung 
der Anforderungen nach §§ 4 bis 6 ausschließlich aufgrund mangelnder Verfügbarkeit an-
erkannter Zertifizierungssysteme für die Zertifizierung fester und gasförmiger Biomas-
seströme nicht erbracht werden kann. Die Ausnahmeregelung wird bis zum 30. Juni 2022 
befristet, da davon auszugehen ist, dass bis zu diesem Zeitpunkt Zertifizierungssysteme 
vorhanden sein werden.  

Absatz 2 räumt der zuständigen Behörde gestützt auf § 90 Nummer 4 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes die Möglichkeit ein, mittels Bekanntmachung im Bundesanzeiger im 
Einvernehmen mit dem Bundesumweltministerium gegebenenfalls erforderliche Konkreti-
sierungen der Anforderungen nach §§ 4 bis 6 festzulegen. Dies ermöglicht beispielsweise 
Präzisierungen in Durchführungsrechtsakten oder Mitteilungen der Europäischen Kommis-
sion national zeitnah umsetzen zu können, ohne eine Änderung der Verordnung vornehmen 
zu müssen. Dies dient einer effizienten Umsetzung von EU – Vorgaben, gibt den Wirt-
schaftsbeteiligten Rechtssicherheit bei Anwendung der Verordnung und trägt gleichzeitig 
zur Bürokratieerleichterung bei.  

Absatz 3 entspricht wortgleich dem § 3 Absatz 3 BioSt-NachV g.F. Entsprechend der EU-
Vorgaben wird klargestellt, dass die Verpflichtungen an die Nachhaltigkeitsanforderungen 
und Treibhausgasminderung sowohl für die in der Union produzierten als auch für impor-
tierte flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe gelten.  

In Umsetzung der Regelung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 werden 
in Absatz 4, flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe, die aus Abfall oder Rest-
stoffen hergestellt sind, von der Anforderung zur Einhaltung der Nachhaltigkeitskriterien 
entbunden, es sei denn, sie stammen aus der Land-, Forst- oder Fischwirtschaft oder aus 
Aquakulturen. Die Regelung entspricht im Wesentlichen dem § 3 Absatz 4 BioSt-NachV 
g.F.  wobei der Anwendungsbereich entsprechend der EU-Vorgaben erweitert wird und da-
mit flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe erfasst werden.   

In Absatz 5 wird entsprechend dem Europäischen -Recht klargestellt, dass die Anforderun-
gen an die Einhaltung der Treibhausgasminderung keine Anwendung auf erzeugten Strom, 
der aus festen Siedlungsabfällen hergestellten flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-
Brennstoffe, hat. 
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Zu § 4 (Anforderungen an landwirtschaftliche Biomasse) 

§ 4 setzt die Vorgaben der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Einhaltung 
der Nachhaltigkeitskriterien für landwirtschaftliche Biomasse zur Herstellung flüssiger Bio-
brennstoffe und Biomasse-Brennstoffe 1:1 um.  

Absatz 1 statuiert den Schutz von Flächen mit einem hohen Wert für die biologische Vielfalt 
beim Anbau von Biomasse aus der Landwirtschaft zur Herstellung von flüssigen Biobrenn-
stoffen und Biomasse-Brennstoffen. Damit soll sichergestellt werden, dass zur Herstellung 
von flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen genutzte landwirtschaftliche Bi-
omasse nicht zur Zerstörung von Flächen von besonderer Bedeutung für die biologische 
Vielfalt führt.   

Absatz 2 weist bewaldete Flächen nach § 2 Nummer 3, Naturschutzzwecken dienende Flä-
chen nach § 2 Nummer 24 und Grünland mit hoher biologischer Vielfalt nach § 2 Nummer 
14 als geschützte Flächen gemäß Absatz 1 aus. 

Absatz 3 statuiert den Schutz von Flächen mit hohem Kohlenstoffbestand beim Anbau von 
landwirtschaftlicher Biomasse zur Herstellung von flüssigen Biobrennstoffen und Bio-
masse-Brennstoffen. Geschützt werden Feuchtgebiete nach § 2 Nummer 9 und kontinuier-
lich bewaldete Gebiete nach § 2 Nummer 16. Die Vorschrift zielt darauf ab, zu gewährleis-
ten, dass landwirtschaftliche Biomasse zur Herstellung von flüssigen Biobrennstoffen und 
Biomasse-Brennstoffen nicht von Flächen stammt, bei denen der durch die Nutzung resul-
tierende Kohlenstoffverlust nicht innerhalb einer vertretbaren Zeitspanne ausgeglichen wer-
den kann. 

Absatz 4 sieht den Schutz von Torfmooren beim Anbau landwirtschaftlicher Biomasse zur 
Herstellung flüssiger Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe vor. Zweck der Regelung 
ist, sicher zu stellen, dass landwirtschaftliche Biomasse, die der Herstellung flüssiger Bio-
brennstoffe und Biomasse-Brennstoffe dient, nicht aus Torfmooren stammt, da diese be-
deutenden Kohlenstoffspeicher darstellen. Satz 2 erlaubt eine Kultivierung auf bereits ent-
wässerten Torfmoorböden, solange keine weitere Entwässerung stattfindet. 

Entsprechend der Regelung in Artikel 29 (2) der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 
2018/2001 ist nach Absatz 5 für Biomasse aus Abfällen und Reststoffe der Landwirtschaft, 
die zur Herstellung flüssiger Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe verwendet wird, die 
Einhaltung der Überwachungs- und Bewirtschaftungspläne nachzuweisen.  Dies dient der 
Vermeidung einer Beeinträchtigung der Bodenqualität und des Kohlenstoffbestandes. Ent-
sprechende Informationen sind gemäß der Anforderung an den Nachhaltigkeitsnachweis 
bereit zu stellen. 

Absatz 6 definiert den Referenzzeitpunkt für die Beurteilung der Anforderungen an den 
Schutz der natürlichen Lebensräume nach § 4 Absatz 2 bis 4. 

Absatz 7 sieht für Naturschutzzwecken dienenden Flächen eine Ausnahmeregelung von 
Absatz 1 vor. Danach kann landwirtschliche Biomasse aus diesen Gebieten genutzt wer-
den, wenn Anbau und Ernte der Biomasse den jeweiligen Naturschutzzwecken nachweis-
lich nicht zuwiderläuft.  

Zu § 5 (Anforderungen an forstwirtschaftliche Biomasse) 

§ 5 setzt die Vorgaben der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001) zur Einhaltung 
der Nachhaltigkeitskriterien bei forstwirtschaftlicher Biomasse für die Herstellung flüssiger 
Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe 1:1 um.  

Absatz 1 bestimmt in Satz 1 die Pflicht zur Einhaltung erntebezogener nationaler und sub-
nationaler Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates in dem die forstwirtschaftliche Biomasse 
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angebaut worden ist und fordert in Satz 2 die Sicherstellung deren Einhaltung durch ent-
sprechende Überwachungs- und Durchsetzungssysteme. Es werden fünf Kriterien, anhand 
derer die Anforderungen zu prüfen sind, definiert: Legale Erntetätigkeit (Nummer 1), nach-
haltige Walderneuerung auf den Ernteflächen (Nummer 2), Schutzgebiete (Nummer 3), Be-
achtung des Erhalts der Bodenqualität und der biologischen Vielfalt (Nummer 4), Nicht-
Gefährdung des langfristigen Bestehens des Waldes (Nummer 5). 

Sofern die Einhaltung der genannten Kriterien nicht nachgewiesen werden, kann, wird in 
Umsetzung der EU-Vorgaben in Absatz 2, die Möglichkeit eingeräumt, Nachweise zur Ein-
haltung der benannten Nachhaltigkeitskriterien auf Ebene des forstwirtschaftlichen Gewin-
nungsgebietes anzuerkennen.  

Absatz 3 benennt in 1:1 Umsetzung der EU-Vorgaben, die Belege mit denen die Erfüllung 
der Anforderungen für Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft 
(LULUFCF) bei forstwirtschaftlicher Biomasse zur Herstellung flüssiger Biobrennstoffe und 
Biomasse-Brennstoffe bestätigt werden kann. Dies gilt, sofern das Herkunftsland oder die 
Ursprungsorganisation der regionalen Wirtschaftsintegration aus dem die forstwirtschaftli-
che Biomasse stammt im Rahmen des Pariser Abkommens Emissionen im LULUFCF Sek-
tor berücksichtigt. 

Sofern entsprechende Belege nicht zur Verfügung stehen, wird nach Absatz 4 in Umset-
zung der EU-Vorgaben, die Möglichkeit eingeräumt, über Bewirtschaftungssysteme auf 
Ebene des fortwirtschaftlichen Gewinnungsgebiets sicher zu stellen, dass die Niveaus der 
Kohlenstoffbestände und -senken in den Wäldern der Erntegebiete gleichbleiben oder lang-
fristig verbessert werden. 

Zu § 6 (Treibhausgasminderung) 

§ 6 regelt die Vorgaben für die Treibhausgasminderung an die Vergütung für Strom aus 
flüssigen Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffen nach den Bestimmungen des Erneu-
erbaren-Energien-Gesetz. 

Absatz 1 benennt in 1:1 Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 
die mindestens zu erzielende Treibhausgasminderung bei der Verwendung von flüssigen 
Biobrennstoffen und Biomasse-Brennstoffe in Abhängigkeit von der Inbetriebnahme der 
Anlagen. Dabei ist bei flüssigen Biobrennstoffen die letzte Schnittstelle ausschlaggebend 
und bei Biomasse-Brennstoffen die Anlage zur Elektrizitätserzeugung.  

Die Berechnungen der Treibhausgasminderung werden in Absatz 2 geregelt. Im Wesentli-
chen wird der Wortlaut des Artikels 31 (1) der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 
2018/2001 übernommen. Gegenüber der geltenden BioSt-NachV wird auf die einschlägi-
gen Anhänge der Richtlinie verwiesen und auf Anhänge in der Verordnung verzichtet. Dies 
dient der Rechtsvereinfachung und soll für die Anwendenden eine Vollzugserleichterung 
bewirken. 

Zu Teil 3 (Nachweis) 

Teil 3 der BioSt-NachV definiert die Anforderungen an die Nachweise über die Erfüllung der 
Anforderungen an die Vergütung. 

Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Bestimmungen) 

Abschnitt 1 regelt die allgemeinen Bestimmungen für Nachweise zur Erfüllung der Anforde-
rungen an die Vergütung und deren Übermittlung. 
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Zu § 7 (Nachweis über die Erfüllung der Anforderungen für die Vergütung) 

§ 7 fasst die Anforderungen an den Nachweis über die Erfüllung der Erfordernisse der Ver-
ordnung zusammen.  

In Absatz 1 wird im Wesentlichen der Wortlaut des § 11 Absatz 1 und 2 BioSt-NachV g.F. 
übernommen und die Verweise entsprechend der Neufassung der Verordnung aktualisiert. 
Einzelne Begriffe werden in gendergerechte Sprache überführt. Nummer 1 legt den elekt-
ronischen Nachweis als Form der Übermittlung des Nachhaltigkeitsnachweises fest. Damit 
wird die bisherige Praxis nachgezeichnet. Die Datenbank Nabisy stellt den Netzbetreiben-
den ein dafür speziell eingerichtetes Konto zur Verfügung. Die elektronische Übermittlung 
stellt eine erhebliche Verwaltungsvereinfachung für die Wirtschaftsakteure und die zustän-
dige Behörde dar. In Nummer 2 wird der Verweis auf die Marktstammdatenregisterverord-
nung aktualisiert und die Bezüge zum Anlagenregister gestrichen, das in Folge der Umset-
zung der Marktstammdatenregisterverordnung aufgehoben wurde (siehe Anmerkungen zur 
Ablösung der Registrierungsvorgabe für Anlagen in § 3 Absatz 1 Nummer 3). 

Absatz 2 übernimmt im Wesentlichen den Wortlaut des § 11 Absatz 1 und 2 BioSt-NachV 
g.F. Die Vorgaben werden auf flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe bezogen. 

Zu § 8 (Weitere Nachweise) 

§ 8 bestimmt, dass keine weiteren Nachweise für die Erfüllung der Anforderungen nach § 
3 Absatz 1 gestellt werden können und entspricht § 12 BioSt-NachV g.F.  

Zu § 9 (Übermittlung der Nachweise an die zuständige Behörde) 

§ 9 entspricht im Wesentlichem § 13 BioSt-NachV g.F. Die Verweise auf das Erneuerbaren 
Energien-Gesetz sowie innerhalb der Verordnung werden aktualisiert. In Anlehnung an die 
in § 7 eingeführte Pflicht zur elektronischen Übermittlung der Nachhaltigkeitsnachweise 
wird präzisiert, dass die Kopien an die zuständige Behörde entsprechend den Vorgaben 
des § 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes ebenfalls elektronisch.  müssen, um Inkon-
sistenzen zwischen § 7 und 9 zu vermeiden 

Zu Abschnitt 2 (Nachhaltigkeitsnachweise) 

In Abschnitt 2 werden die Anforderungen an die Anerkennung von Nachweisen, die Vorga-
ben für ihre Ausstellung geregelt und definiert, wann Nachweise unwirksam sind.  

Zu § 10 (Anerkannte Nachweise) 

§ 10 benennt die anerkannten Nachweise und entspricht dem Wortlaut des § 14 BioSt-
NachV g.F.. Die Verweise werden entsprechend der Neufassung der BioSt-NachV aktuali-
siert.  

Zu § 11 (Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen) 

§ 11 regelt die Voraussetzungen für die Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen und 
definiert für welche aus Biomasse produzierte Bioenergien Schnittstellen Nachweise erstel-
len können.  

In Anpassung an die EU-Vorgaben der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 
wird in Absatz 1 im Vergleich zur geltenden Regelung der Anwendungsbereich flüssige 
Biobrennstoffe um Biomasse-Brennstoffe erweitert. 

Absatz 2 entspricht § 15 Absatz 2 BioSt-NachV g.F.  
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Der neu hinzugefügt Absatz 3 regelt die Verantwortlichkeit der jeweiligen Zertifizierungs-
stelle für die Kontrolle der Angaben der von der letzten Schnittstelle erstellten Nachweise 
und dient der Missbrauchsbekämpfung. 

Zu § 12 (Ausstellung auf Grund von Massenbilanzierungssystemen) 

§ 12 regelt die Vorgaben an ein Massenbilanzierungssystem, um die Herkunft der Bio-
masse lückenlos nachzuvollziehen.  

Absatz 1 verpflichtet zur Nutzung eines Massenbilanzierungssystems nach den Vorgaben 
der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 (auf allen Herstellungsstufen der Bio-
masse.  

Absatz 2 der Neufassung greift die Kriterien für ein Massenbilanzierungssystem im Sinne 
einer 1:1 Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 (auf, die von den 
Wirtschaftsteilnehmern einzuhalten sind. Massenbilanzierungssysteme haben nach Absatz 
2 Nummern 1 und 2 zu gewährleisten, dass Lieferungen von Rohstoffen oder Brennstoffen 
mit unterschiedlichen Nachhaltigkeitseigenschaften und Eigenschaften in Bezug auf Treib-
hausgaseinsparungen (Nummer 1) sowie Lieferungen von Rohstoffen unterschiedlicher 
Energiegehalte (Nummer 2) grundsätzlich gemischt werden können z. B. in einem Contai-
ner, einer Verarbeitungs- oder Logistikeinrichtung oder einer Übertragungs- und Vertei-
lungsinfrastruktur bzw. -stätte. Nach Absatz 2 Nummer 4 müssen dabei die Nachhaltigkeits-
eigenschaften der entnommenen Mengen in der Summe der dem Gemisch zugeführten 
Lieferungen in Art und Menge entsprechen. Es muss gewährleistet werden, dass diese Bi-
lanz innerhalb eines angemessenen Zeitraums erreicht wird. Nummer 5 setzt die Vorgaben 
von Artikel 30 Absatz 2 der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 um und regelt 
das Verhältnis der Rohstoffmasse zu dem beziehungsweise den Outputs und dem folglich 
anzuwendenden Umrechnungsfaktor innerhalb der Massenbilanz.   

Im Gegensatz zur derzeit geltenden Fassung soll die Auslegungshoheit ausschließlich bei 
der Europäischen Kommission liegen. Dies vermeidet bisher aufgetretene Auslegungsdi-
vergenzen und trägt der Bekanntmachung der Europäischen Kommission zur Berechnung 
und Prüfung von Treibhausgas Emissionen Rechnung (BK/abd/ener.c.1(2017)2122195 
Note on the conducting and verifying actual calculations of GHG emissions savings version 
2.0). Nach den dort formulierten Anforderungen der Europäischen Kommission an freiwil-
lige Systeme müssen alle Einzelemissionswerte über die gesamte Herstellungs- und Lie-
ferkette nachvollziehbar sein. Diese Vorgabe ist nicht mit den Regelungen des bestehenden 
Rechts zur Saldierung (§ 16 Absatz 2 BioSt-NachV g.F.) vereinbar. Entsprechend entfallen 
die diesbezüglichen bisherigen Regelungen der BioSt-NachV g.F. 

Absatz 3 ermöglicht weitergehende Anforderungen im Bundesanzeiger bekannt zu geben. 
Dadurch soll sichergestellt werden, dass Mitteilungen der Europäischen Kommission zu 
neuen Vorgaben für   Europäische Systeme künftig flexibel nationale Geltung erlangen kön-
nen.  

Absatz 4 stellt klar, dass es sich bei den Anforderungen nach den Absätzen 1 bis 3 um 
Mindestanforderungen handelt und weitergehende Vorschriften insbesondere Vermi-
schungsverbote von Zertifizierungssystemen vorgegeben werden können.  

Zu § 13 (Lieferung auf Grund von Massenbilanzsystemen) 

In Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001) finden die Vorgaben 
für die Erstellung eines Massenbilanzsystems auf flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-
Brennstoffe Anwendung. Im Übrigen entspricht § 13 dem § 17 BioSt-NachV g.F. Einzelne 
Begriffe werden in gendergerechte Sprache überführt. 
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Zu § 14 (Inhalt und Form der Nachhaltigkeitsnachweise) 

§ 14 regelt den Inhalt und die Form der Nachhaltigkeitsnachweise um die erforderliche Ein-
heitlichkeit der Nachhaltigkeitsnachweise sicherzustellen.  

Absatz 1 nennt die erforderlichen Inhalte von Nachhaltigkeitsnachweisen. Der Anwen-
dungsbereich wird entsprechend der EU-Vorgaben um Biomasse-Brennstoffe erweitert. Im 
Übrigen entspricht Absatz 1 dem geltenden § 18 Absatz 1 BioSt-NachV.  

In Folge der verpflichtenden Einführung eines elektronischen Nachweises in § 7, wird die 
Pflicht zur Vorlage eines schriftlichen Nachhaltigkeitsnachweises nach § 18 Absatz 2 BioSt-
NachV g.F. gestrichen und stattdessen das elektronische Verfahren vorgesehen, das über 
die Datenbank der zuständigen Behörde abgewickelt wird. 

Absatz 3 ist inhaltsgleich mit der geltenden Regelung in § 18 Absatz 3 BioSt-NachV. Ein 
Begriff wird in gendergerechte Sprache überführt. 

§ 18 Absatz 4 BioSt-NachV g.F. kann entfallen, da die in der Regelung geforderten Infor-
mation in den Nachhaltigkeitsnachweisen enthalten sind und nicht gesondert übermittelt 
werden müssen.   

Zu § 15 (Folgen fehlender oder nicht ausreichender Angaben) 

§ 15 löst § 21 BioSt-NachV g.F. (Weitere Folgen fehlender oder nicht ausreichender Anga-
ben) ab und bestimmt die Rechtsfolgen bei fehlerhaften Nachhaltigkeitsnachweisen, die 
keine Unwirksamkeit des Nachweises nach sich ziehen. Die Streichung des Begriffs „wei-
tere“ in der Bezeichnung des Paragraphen ergibt sich durch den Wegfall des § 19 BioSt-
NachV g.F., Eine nachträgliche Ergänzung fehlender Angaben im Nachhaltigkeitsnach-
weise war und ist in der staatlichen Datenbank nicht möglich, da nur vollständige Datens-
ätze gespeichert werden können.  

In §15 Absätze 1 und 2 werden die Regelungen des geltenden § 21 Absatz 1 und 2 BioSt-
NachV übernommen; wobei in Angleichung an die EU-Vorgaben der Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie (EU) 2018/2001 der Bezug der Nachhaltigkeitsnachweise auf die Herstel-
lung von flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffen erweitert wird.  Einzelne Be-
griffe werden in gendergerechte Sprache überführt. 

Zu § 16 (Anerkannte Nachhaltigkeitsnachweise auf Grund der Biokraftstoff-
Nachhaltigkeitsverordnung) 

§ 16 regelt die Anerkennung von Nachhaltigkeitsnachweisen, die nach der Biokraftstoff-
Nachhaltigkeitsverordnung ausgestellt werden. 

Absatz 1 übernimmt die Regelung des geltenden § 22 Absatz 1 BioSt-NachV über die An-
erkennung von Nachhaltigkeitsnachweisen der Biokraft-NachV.  

In Folge der geänderten Rechtlage durch die Aufhebung des § 50 Energiesteuergesetz 
(EnergieStG) entfällt § 22 Absatz 2 BioSt-NachV g.F. Mit der Aufhebung des § 50 Energie-
StG zum 1. Januar 2018 endete die energiesteuerrechtliche Förderung von Biokraftstoffen 
vollständig, wodurch die in § 22 Absatz 2 getroffenen Regelungen unwirksam wurden.  

Die in § 22 Absatz 3 der geltenden BioSt-NachV getroffenen erforderlichen Folgeregelun-
gen zur Anerkennung der Nachhaltigkeitsverweise der Biokraft-NachV werden in § 16 Ab-
satz 2 überführt. Die Verweise (§§ 20 und 21) werden entsprechend der Neufassung der 
BioSt-NachV aktualisiert.  
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Zu § 17 (Weitere anerkannte Nachhaltigkeitsnachweise) 

§ 17 regelt die Anerkennung von Nachhaltigkeitsnachweisen, die von einem anderen Mit-
gliedsstaat ausgestellt wurden. 

Unter Anpassung der Bezüge zur Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 über-
nimmt § 17 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 den Wortlaut des § 23 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 
BioSt-NachV g.F., der die Anerkennung von Nachhaltigkeitsnachweisen anderer Mitglied-
staaten regelt. 

Die Absätze 2 und 3 des geltenden § 23 BioSt-NachV entfallen, da die Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie (EU) 2018/2001 II) keine entsprechenden Regelungen mehr vorsieht. Damit 
entfällt die Anerkennung von Nachhaltigkeitsnachweisen auf Grundlage bilateraler oder 
multilateraler Verträgen mit der Europäischen Union.  

Absatz 2 übernimmt die inhaltlichen Regelungen des geltenden § 23 Absatz 4 BioSt-NachV 
und verweist damit auf die einzuhaltenden Verpflichtungen bei fehlenden oder nicht ausrei-
chenden Angaben in den Nachhaltigkeitsnachweisen (entsprechend der Neunummerierung 
nunmehr § 15). 

Zu § 18 (Nachhaltigkeits-Teilnachweise) 

§ 18 regelt die Ausstellung von Nachhaltigkeits-Teilnachweisen, wenn für flüssige Biobrenn-
stoffe und Biomasse-Brennstoffe bereits ein Nachhaltigkeitsnachweis ausgestellt worden 
ist.  

Der neugefasste § 18 entspricht den materiellen Regelungen des § 24 Absätze 1 und 2 
BioSt-NachV g.F. über die Ausstellung von Nachhaltigkeits-Teilnachweisen für Teilmengen 
von flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe durch die zuständige Behörde. Der 
Antrag der Inhaberin oder des Inhabers des Nachhaltigkeitsnachweises auf Nachhaltig-
keitsnachweise für Teilmengen ist elektronisch zu stellen.  

In Folge der Aufhebung der in § 16 Absatz 2 BioSt-NachV g.F. aufgeführten Möglichkeit zur 
Saldierung unterschiedlicher Treibhausgaswerte entfallen die Regelungen des § 24 Absatz 
3 BioSt-NachV g.F. Absatz 3 übernimmt die Bestimmungen für die Ausstellung der Nach-
haltigkeits-Teilnachweise des § 24 Absatz 4 BioSt-NachV g.F. mit aktualisierten Verweisen.  

Zu § 19 (Unwirksamkeit von Nachhaltigkeitsnachweisen und Teilnachweisen) 

§ 19 bestimmt in welchen Fällen Nachhaltigkeitsnachweise beziehungsweise daraus resul-
tierende Nachhaltigkeits-Teilnachweise unwirksam sind. Die Bezeichnung des Paragra-
phen wurde im Vergleich zu § 20 der geltenden BioSt-NachV um Nachhaltigkeits-Teilnach-
weise ergänzt. Dies dient der Klarstellung, dass auch Nachweise über Teilmengen von flüs-
sigen Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffen als unwirksam erklärt werden können, 
wobei der inhaltliche Fehler stets nur im Urnachweis durch die letzte Schnittstelle verur-
sacht worden sein kann. Dementsprechend muss in der Verwaltungspraxis stets der Ur-
nachweis durch die zuständige Behörde gesperrt werden, damit der Fehler durch Ausstel-
lung eines neuen Urnachweises behoben werden kann.  

Absatz 1 Nummer 1 bestimmt, dass die Nichteinhaltung der Vorgaben über die Anforderun-
gen an Nachhaltigkeitsnachweisen oder Nachhaltigkeits-Teilnachweisen die Unwirksamkeit 
des Nachweises nach sich zieht. Absatz 1 Nummer 2 normiert die Unwirksamkeit der Nach-
weise, wenn sie gefälscht oder auf Grundlage unrichtiger Angaben erstellt wurden. § 19 
Absatz 1 Nummern 1 und 2 entsprechen den Regelungen des § 20 Absatz 1 Nummern 1 
und 2 der geltenden BioSt-NachV.  

§ 20 Absatz 1 Nummern 3 bis 5 BioSt-NachV g.F. werden in der Neufassung nicht über-
nommen und entfallen. Aufgrund der erforderlichen Zertifizierung von letzten Schnittstellen 
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und Lieferanten ist bereits der Zugang zur Datenbank an ein gültiges Zertifikat geknüpft. 
Folglich können die aufgehobenen Unwirksamkeitsgründe nicht eintreten. Dies trägt auch 
zur Verschlankung der Verordnung bei.  

§ 19 Absatz 2 bestimmt die Rechtsfolgen für unwirksame Nachhaltigkeitsnachweise und     
Nachhaltigkeits-Teilnachweise aufgrund von Fälschungen oder unrichtigen Angaben nach 
Absatz 1 Nummer 2 entsprechend des geltenden § 20 Absatz 2 BioSt-NachV. Einzelne 
Begriffe wurden in gendergerechte Sprache überführt. 

 

Zu Abschnitt 3 (Zertifikate für Schnittstellen) 

Abschnitt 3 regelt die Anforderungen an die Ausstellung von Zertifikaten an Schnittstellen 
durch anerkannte Zertifizierungsstellen.  

Zu § 20 (Anerkannte Zertifikate) 

§ 20 definiert welche Zertifikate als Voraussetzung für die Möglichkeit der Erteilung von 
Nachhaltigkeitsnachweisen anerkannt werden und entspricht dem Wortlaut des § 25 der 
geltenden BioSt-NachV. Er. Die Verweise auf die einschlägigen Paragraphen wurden der 
Nummerierung der Neufassung angepasst. 

Zu § 21 (Ausstellung von Zertifikaten) 

§ 21 regelt die Voraussetzungen für die Ausstellung von Zertifikaten und entspricht den 
geltenden Bestimmungen des § 26 BioSt-NachV. Die Verweise wurden der Nummerierung 
der Neufassung angepasst.  

In Absatz 1 Nummer 2 wird zwecks Präzisierung der Begriff „Schnittstelle“ durch „letzte 
Schnittstelle“ ersetzt. Damit wird klargestellt, dass sich die Buchstaben a bis c auf Schnitt-
stellen beziehen, nach denen keine weitere Aufbereitung zu einem Zwischen- bzw. End-
produkt (Konversion) stattfindet. Die Anforderungen des Absatzes 1 Nummer 4 Buchstabe 
d beziehen sich in Umsetzung des EU-Rechts auf flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-
Brennstoffe. Weiterhin wird in Absatz 1 Nr. 2 das Wort „unverzüglich“ gestrichen. Das stellt 
eine Verwaltungserleichterung zugunsten der letzten Schnittstellen und der Zertifizierungs-
stellen dar und zeichnet die Verwaltungspraxis nach. Die ohnehin elektronisch ausgestell-
ten Nachhaltigkeitsnachweise müssen nun nicht mehr unverzüglich an die Zertifizierungs-
stellen übermittelt werden. Diese erhalten von der zuständigen Behörde auf Anforderung 
entsprechende Kontoauszüge.  

Die Absätze 2 bis 4 entsprechen dem Wortlaut § 26 Absätze 2 bis 4 der geltenden BioSt-
NachV. 

Zu § 22 (Inhalt der Zertifikate) 

§ 22 regelt die inhaltlichen Vorgaben an Zertifikate.  

In Nummer 1 werden die formalen Anforderungen an die Zertifikationsnummer und in Num-
mer 2 die erforderlichen Angaben zur Ausstellung der Zertifikate aufgeführt. Gegenüber 
dem Wortlaut des geltenden § 27 Nummer 2 BioSt-NachV fordert die Neufassung neben 
dem Datum der Ausstellung auch die Angabe über Laufzeitbeginn und –ende des Zertifi-
kats. Die Ergänzung dient der Rechtsklarheit da die alleinige Angabe des Ausstellungsda-
tums der Zertifikate keinen eindeutigen Rückschluss auf die Laufzeit zulässt. Die ver-
pflichtende Benennung des Zertifizierungssystems in dem das Zertifikat ausgestellt wurde 
ist in Nummer 3 geregelt und entspricht den Vorgaben des § 27 Nummer 3 BioSt-NachV. 
Die Nummern 4 bis 6 des § 22 beinhalten weitere Anforderungen an die Inhalte von Zertifi-
katen. Zertifikate für letzte Schnittstellen müssen nach Nummer 4 das Datum der ersten 
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Inbetriebnahme der Konversionsanlage benennen und Angaben zur jährlichen Herstel-
lungskapazität machen. Die Angaben erleichtern Plausibilitätskontrollen im Hinblick auf 
eine realistische Abschätzung der Mengen für die Nachhaltigkeitsnachweise ausgestellt 
werden und dienen der Vorbeugung von Missbrauch. Die Arbeit der Zertifizierungssysteme, 
Zertifizierungsstellen und auch der Überwachungsbehörden wird dadurch erleichtert. Num-
mer 5 macht die Aufführung der jeweiligen Geltungsbereiche entlang des Herstellungspro-
zesses bzw. der Lagerung und Lieferung in Zertifikaten verpflichtend. Die Präzisierung des 
Geltungsbereichs von Zertifikate dient der Klarstellung. Nach Nummer 6 ist zudem die Art 
der Treibhausgasberechnung im Zertifikat zu hinterlegen. Die Angabe, ob die Treibhaus-
gasberechnung individuell erfolgte oder mittels Teilstandardwerte, ermöglicht eine Überprü-
fung der Angaben im Hinblick auf Plausibilität. Insgesamt verbessern die neu eingefügten 
Verpflichtungen die Qualität der Zertifikate als Konformitätsbescheinigung über die Einhal-
tung der Vorgaben dieser Verordnung und vermindern dadurch die Missbrauchsmöglich-
keiten.  

Zu § 23 (Folgen fehlender Angaben) 

§ 23 bestimmt die Rechtsfolgen fehlender Angaben. Entsprechend der geltenden Rechtlage 
(§ 28 BioSt-NachV) führt nach § 23 das Fehlen einer der nach § 22 erforderlichen Angabe 
zur Unwirksamkeit des Zertifikats. 

Zu § 24 (Gültigkeit der Zertifikate) 

Als Folge der Änderung in § 22 Nummer 2 wird in § 24 die Gültigkeit der Zertifikate für einen 
Zeitraum von zwölf Monaten durch die Angabe des Laufzeitbeginns im Zertifikat präzisiert. 
Die Ergänzung dient der Klarstellung und Erleichterung im Vollzug. Nach Satz 2 behalten 
gemäß geltendem Recht erteilte Zertifikate nach Inkrafttreten dieser Verordnung 12 Monate 
Gültigkeit. Damit wird sichergestellt, dass auch bei Inkrafttreten der Neufassung nachhaltig 
hergestellte Biobrennstoffe zur Erzeugung von Strom am Markt angeboten werden können.  

Zu § 25 (Anerkannte Zertifikate auf Grund der Biokraftstoff-
Nachhaltigkeitsverordnung) 

In Beibehaltung der aktuellen Rechtslage (§ 30 BioSt-NachV g.F.) regelt § 25 die Anerken-
nung von Zertifikaten der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung für den Strombereich. 

Zu § 26 (Weitere anerkannte Zertifikate) 

§ 26 entspricht den Bestimmungen des § 31 BioSt-NachV g.F. und regelt die Anerkennung 
für Zertifikate, die von anderen Mitgliedsstaaten anerkannt werden. Der Verweis auf das 
EU Recht wird aktualisiert und auf die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/2001 bezogen. § 
31 Absatz 2 BioSt-NachV g.F. entfällt (s. Ausführungen zu § 17).  

Zu Abschnitt 4 (Zertifizierungsstellen) 

Abschnitt 4 definiert die Voraussetzungen und das Verfahren zur Anerkennung von Zertifi-
zierungsstellen und regelt den Widerruf der Anerkennung. Die Vorschriften entsprechen 
dem Abschnitt 5 der geltenden BioSt-NachV.  

Die Neunummerierung der Abschnitte ist eine Folgeänderung der Aufhebung des Ab-
schnitts 4 „Zertifizierungssysteme“ der BioSt-NachV g.F. Die Regelungen der geltenden §§ 
33 bis 41 entfallen damit ersatzlos. Die Legaldefinition der anerkannten Zertifizierungssys-
teme in § 32 BioSt-NachV g.F. wird im Rahmen der Neufassung in § 2 Nummer 2 überführt. 

Mit der Neufassung entfällt zukünftig die Möglichkeit der Anerkennung von nationalen Zer-
tifizierungssystemen durch die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE). Mit 
Inkrafttreten der Verordnung gelten ausschließlich von der Europäischen Kommission (EU-
Kommission) gebilligte Systeme (sogenannte Voluntary Schemes oder freiwillige Systeme) 
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als anerkannt. Derzeit gibt es 15 durch die EU-Kommission anerkannte freiwillige Systeme. 
Zwei davon haben bereits seit 2010 eine durch die BLE anerkannte deutsche System-Va-
riante. Die rückläufige Bedeutung der deutschen Systeme wird deutlich anhand der Anzahl 
ihrer Zertifizierungen im Vergleich zu freiwilligen Systemen. So standen 2019 71 deutsche 
Zertifikate (DE-Zertifikate) 3.395 Europäischen Zertifikaten (EU-Zertifikate) gegenüber.). 
Die genannten deutschen Systeme können ihren verbliebenen Systemteilnehmern einen 
adäquaten Ersatz anbieten, indem das DE-Zertifikat in ein EU-Zertifikat überführt wird. Die 
Anpassungen zielen auf europaweit harmonisierte Vorgaben für Zertifizierungssysteme. 
Zudem sind zusätzliche, nicht von der EU-Kommission anerkannte Zertifizierungssysteme 
in der Praxis nicht zielführend. Nach den Erfahrungen von deutschen Systemteilnehmern 
reicht ein DE-Zertifikat vielfach nicht aus, um am europäischem beziehungsweise interna-
tionalen Markt zu handeln. Nach den Vorgaben des Anerkennungsverfahrens der EU-Kom-
mission (siehe Ziffer 6.8 des assessment protocols, Fundstelle: https://ec.eu-
ropa.eu/energy/sites/ener/files/assessment_protocol_template_redii_final.pdf) dürfen Sys-
teme, die von der EU-Kommission anerkannt sind, ausschließlich andere durch die EU-
Kommission anerkannte Systeme anerkennen. Damit ist eine Anerkennung durch die EU-
Kommission letztlich zwingend, um auf dem Europäischen Markt agieren zu können. Des 
Weiteren wird den beiden bestehenden deutschen Zertifizierungssystemen (DE-Zertifizie-
rungssysteme) durch die Aufhebung des geltenden Abschnitts 4 der BioSt-NachV erspart, 
parallele Systemgrundlagen für ihre deutsche und europäische Variante zu pflegen, die sich 
möglicherweise auch widersprechen können. Es genügt künftig die europäische Variante 
zu pflegen. In der Vergangenheit konnten vielfach Auflagen der EU-Kommission an die eu-
ropäischen Systeme bei den beiden national anerkannten Systemen nicht nachgezeichnet 
werden, da der nationalen Behörde hierzu die rechtlichen Grundlagen fehlten. Insgesamt 
hat sich in der Praxis gezeigt, dass zusätzliche nationale Systeme zu Mehraufwand der 
Wirtschaftsbeteiligten führen. Die Aufhebung der entsprechenden Vorschriften trägt zum 
Bürokratieabbau bei. Für die zuständige Behörde entfällt die Notwendigkeit, Auslegungs-
fragen zu der europäischen Richtlinie mittelbar klären zu müssen. 

Zu Unterabschnitt 1 (Anerkennung von Zertifizierungsstellen) 

Unterabschnitt 1 regelt die Anforderungen an Zertifizierungsstellen sowie die formellen Vo-
raussetzungen des Anerkennungsverfahrens. Darüber hinaus werden das Erlöschen und 
der Widerruf der Anerkennung von Zertifizierungsstellen geregelt.  

Zu § 27 (Anerkannte Zertifizierungsstellen) 

§ 27 normiert, welche Zertifizierungsstellen zur Ausstellung von Zertifikaten an Schnittstel-
len und zur Überwachung der Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen durch zertifi-
zierte Schnittstellen befugt sind. Die Regelungen entsprechen dem Wortlaut des § 42 der 
geltenden BioSt-NachV, soweit nicht Verweise aufgrund der Neunummerierung der Neu-
fassung anzupassen waren.  

Zu § 28 (Anerkennung von Zertifizierungsstellen) 

§ 28 bestimmt die Voraussetzungen für die Anerkennung einer Zertifizierungsstelle.  

Absatz 1 regelt die Anforderungen, die Zertifizierungsstellen für eine Anerkennung erfüllen 
müssen. Dies umfasst neben den formalen Angaben nach Nummer 1 unter anderem Nach-
weise der Fachkunde und Qualifikation im Hinblick auf die Durchführung der ihnen übertra-
genen Aufgaben (Nummer 2). Absatz 1 Nummern 1 und 2 entsprechen dem Wortlaut des 
§ 43 Absatz 1 Nummern 1 und 2 BioSt-NachV g.F. Nummer 3 ergänzt im Verhältnis zur 
geltenden Fassung die Verpflichtung zur Einhaltung internationaler Normen um die DIN EN 
ISO 17021 Ausgabe November 2015. Diese DIN-Norm wird von den europäischen Zertifi-
zierungssystemen bereits vorgeschrieben. Die Aufnahme der DIN–Norm zeichnet die be-
stehende Praxis nach. Nummer 4 übernimmt die Regelungen der Nummer 1 Buchstabe e 
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der Anlage 4 (Inhaltliche Anforderungen an Zertifizierungssysteme) der geltenden Verord-
nung. Sie bestimmt, dass sich die anerkannten Zertifizierungsstellen schriftlich dazu ver-
pflichten müssen, die Anforderungen eines anerkannten Zertifizierungssystems gemäß der 
Verordnung zu erfüllen, Kontrollen und Maßnahmen der zuständigen Behörde zu dulden 
und entsprechende Betretungsmöglichkeiten zu gewähren auch wenn diese nicht im räum-
lichen Geltungsbereich der Verordnung liegen. Im Übrigen entfallen jedoch die Bestimmun-
gen der geltenden Anlage 4 BioSt-NachV, da infolge der Aufhebung der Anerkennung von 
DE-Zertifizierungssystemen (siehe Erläuterungen zu Abschnitt 4) kein Bedarf besteht in-
haltliche Anforderungen an Zertifizierungssysteme zu regeln. § 43 Absatz 1 Nummer 5 
BioSt-NachV g.F. ist hingegen wortgleich in Nummer 5 übernommen worden. Danach ist 
eine zustellungsfähige Anschrift innerhalb der Europäischen Union oder einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erforderlich.   

Absatz 2 verpflichtet Zertifizierungsstellen zur Vorlage von Dokumenten, die die Erfüllung 
der Anforderungen nach Absatz 1 belegen. In Folge der Aufhebung des Abschnitts 4 BioSt-
NachV g.F. werden die Vorgaben des § 33 Absatz 3 Satz 2 BioSt-NachV g.F. statt des 
Verweises unmittelbar übernommen. Danach kann die zuständige Behörde Prüfungen von 
Zertifizierungsstellen vor Ort in anderen Staaten nur durchführen, wenn der jeweilige Staat 
diesen zustimmt. 

Die Absätze 3 und 4 übernehmen unverändert den Wortlaut des § 43 Absatz 3 BioSt-NachV 
g.F., wonach eine Anerkennung von Zertifizierungsstellen nachträglich mit Auflagen verse-
hen werden kann und des § 43 Absatz 4 BioSt-NachV g.F., nach dem eine Kombination 
der Anerkennung mit der Anerkennung der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung ermög-
licht wird.  

Absatz 5 bestimmt auf welche Bereiche die Anerkennung von Zertifizierungsstellen be-
schränkt werden kann. Eine Anerkennung kann entsprechend der geltenden Regelung le-
diglich auf eine bestimmte Biomasse oder auf einzelne Länder und Staaten beschränkt 
werden. Absatz 5 ermöglicht zudem auch die Beschränkung auf einzelne Geltungsbereiche 
der Herstellungs- und Lieferkette. Damit wird eine bisher bestehende Regelungslücke ge-
schlossen. Zudem trägt dies zur Verbesserung der Qualitätssicherung des Nachweissys-
tems bei.  

Zu § 29 (Verfahren zur Anerkennung von Zertifizierungsstellen) 

§ 29 regelt das Verfahren zur Anerkennung einer Zertifizierungsstelle.  

Absatz 1 legt fest, dass das Verfahren zur Anerkennung von Zertifizierungsstellen nach den 
Vorschriften des VwVfG abgewickelt wird. Diese Regelung entspricht inhaltlich dem Ver-
weis des § 44 BioSt-NachV g.F. auf das Verfahren zur Anerkennung von Zertifizierungs-
systemen nach § 34 Absatz 2 und 3 BioSt-NachV g.F.  

Absatz 2 sieht eine Anerkennungsfiktion für den Fall vor, dass die zuständige Behörde nicht 
innerhalb von sechs Monaten entscheidet. Dies dient der Vereinfachung und Beschleuni-
gung des Verfahrens.  

Absatz 3 bezieht sich auf die Bekanntmachung im Bundesanzeiger und entspricht § 44 Satz 
2 BioSt-NachV g.F. 

Zu § 30 (Inhalt der Anerkennung) 

§ 30 regelt die erforderlichen Inhalte der Anerkennung einer Zertifizierungsstelle und über-
nimmt die geltenden Regelungen des § 45 der BioSt-NachV. 
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Zu § 31 (Erlöschen der Anerkennung) 

§ 31 regelt das Erlöschen der Anerkennung einer Zertifizierungsstelle und übernimmt die 
geltenden Regelungen des § 46 der BioSt-NachV. 

Zu § 32 (Widerruf der Anerkennung) 

§ 32 enthält Regelungen zum Widerruf der Anerkennung einer Zertifizierungsstelle und 
übernimmt die geltenden Regelungen des § 47 der BioSt-NachV. Die Verweise werden der 
neuen Nummerierung der Neufassung angepasst. 

Zu Unterabschnitt 2 (Aufgaben von Zertifizierungsstellen) 

Anerkannte Zertifizierungsstellen stellen die Erfüllung der Nachhaltigkeitskriterien sicher. 
Unterabschnitt 2 regelt die Aufgaben der Zertifizierungsstellen. 

Zu § 33 (Führen von Verzeichnissen) 

§ 33 verpflichtet Zertifizierungsstellen zum Führen eines Verzeichnisses und entspricht § 
48 BioSt-NachV g.F. Die Verweise sind der neuen Nummerierung der Neufassung ange-
passt. 

Zu § 34 (Kontrolle der Schnittstellen und Lieferanten) 

§ 34 regelt die Kontrolle der Schnittstellen und Lieferanten durch die Zertifizierungsstellen 
und übernimmt die Regelungen des § 49 BioSt-NachV g.F. Die Verweise der neuen Num-
merierung werden der Neufassung angepasst. 

Zu § 35 (Kontrolle des Anbaus) 

§ 35 benennt die Kontrolle des Anbaus als Aufgabe der Zertifizierungsstellen und entspricht 
§ 50 Sätze 1 und 2 BioSt-NachV g.F. Die Verweise werden entsprechend der Neunumme-
rierung der Neufassung der Verordnung angepasst. In Umsetzung der Vorgaben der EU-
Kommission über die von den EU-Systemen durchzuführenden Stichproben wird Satz 3 
neu gefasst (siehe Communication from the Commission on voluntary schemes and default 
values in the EU biofuels and bioliquids sustainability Scheme M2010/C 160/01; 2.2.2. 
Adequate standard of independent auditing). Als Mindestgröße der durchzuführenden 
Stichproben wird die Quadratwurzel der Betriebe zugrunde gelegt.  

Zu § 36 (Kontrolle der Entstehungsbetriebe) 

§ 36 führt die Kontrolle von Entstehungsbetrieben von Abfall- und Reststoffen als Aufgabe 
der Zertifizierungsstellen neu ein und schließt damit eine bisherige Regelunglücke. Die Vor-
schrift verpflichtet die Zertifizierungsstellen der ersten Schnittstelle, Kontrollen analog den 
Vorgaben des § 35 durchzuführen.   

Die Bestimmungen zur Kontrolle des Anbaus bei nachhaltiger landwirtschaftlicher Bewirt-
schaftung des § 51 der geltenden BioSt-NachV werden nicht in die Neufassung übernom-
men, da die entsprechenden europäischen Vorgaben in der Erneuerbare-Energien-Richtli-
nie (EU) 2018/2001 weggefallen sind.  

Zu § 37 (Mitteilungen und Berichte über Kontrollen) 

§ 37 entspricht § 52 der BioSt-NachV g.F.  
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Zu § 38 (Weitere Berichte und Mitteilungen) 

§ 38 regelt welche Dokumente die Zertifizierungsstellen zwecks Überwachung dieser Ver-
ordnung an die zuständige Behörde zu übermitteln haben. In Nachzeichnung der bestehen-
den Praxis werden die Bestimmungen der geltenden BioSt-NachV angepasst. Danach ent-
fällt die Verpflichtung nach § 53 Absatz 1 BioSt-NachV g.F., Kopien der dort aufgeführten 
Dokumente an die zuständige Behörde zu übermitteln, da die entsprechenden Informatio-
nen in der elektronischen Datenbank verfügbar sind.  

Vorgelegt werden müssen nach Absatz 1 Nummer 1 die Auditberichte der Zertifizierungs-
stellen, was § 53 Absatz 2 Nummer 3 BioSt-NachV g.F. entspricht und nach Absatz 1 Num-
mer 2 die Zertifikate nach § 21 Absätze 1 und 2, was wiederum § 53 Absatz 1 Nummer 3 
BioSt-NachV g.F. entspricht. Als Folgeänderung zu § 22 Nummer 2 wird festgelegt, dass 
eine Übermittlung der Dokumente spätestens bis zum Laufzeitbeginn der Zertifikate zu er-
folgen hat.  

Absatz 2 Nummern 1 und 2 entsprechenden § 53 Absatz 2 Nummern 1 und 2 BioSt-NachV. 
Die Verweise werden der Nummerierung der Neufassung angepasst. Angesichts der Auf-
hebung des Abschnittes 4 der BioSt-NachV g.F. entfallen in Absatz 2 Nummer 3 im Ver-
gleich zu § 53 Absatz 2 Nummer 3 BioSt-NachV g.F. die Verweise auf das Anerkennungs-
verfahren für DE-Zertifizierungssysteme. Aufgenommen wird hingegen die Verpflichtung, 
Probleme bei der Einhaltung von Systemvorgaben in dem Erfahrungsbericht an die zustän-
dige Behörde zu melden. Damit wird die Voraussetzung zur Kontrolle der Arbeitsweise der 
Zertifizierungsstellen nach Artikel 30 Absatz 9 Unterabsatz 2 Satz 3 der Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie (EU) 2018/2001) geschaffen. 

Zu § 39 (Aufbewahrung, Umgang mit Informationen) 

§ 39 regelt den Umgang mit den von den Zertifizierungsstellen zur Verfügung gestellten 
Daten und übernimmt die geltenden Regelungen des § 54 BioSt-NachV. Die Verweise sind 
der Nummerierung der Neufassung angepasst. 

Zu Unterabschnitt 3 (Überwachung von Zertifizierungsstellen) 

Unterabschnitt 3 regelt die Überwachung von Zertifizierungsstellen.  

Zu § 40 (Kontrollen und Maßnahmen) 

Nach § 40 ist die zuständige Behörde Überwachungsbehörde. Absatz 1 wird infolge des 
Wegfalls von DE-Zertifizierungssystemen im Vergleich zu § 55 Absatz 1 BioSt-NachV g.F. 
im Verweis angepasst.  

Die Absätze 2 und 3 entsprechen § 55 Absatz 1a und 2 BioSt-NachV g.F. wobei in Absatz 
3 zur Umsetzung von Artikel 30 Absatz 9 der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 
2018/2001 klarstellend ergänzt wurde, dass die zuständige Behörde das EU-System über 
festgestellte Mängel der Tätigkeit der Zertifizierungsstelle informiert. Die Verweise wurden 
der neuen Nummerierung der Paragraphen angepasst. Einzelne Begriffe wurden in gen-
dergerechte Sprache überführt. 

Zu Unterabschnitt 4 (Weitere anerkannte Zertifizierungsstellen) 

Unterabschnitt 4 stellt den inhaltlichen Gleichlauf mit der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsver-
ordnung und dem Recht der Europäischen Union her. 

Zu § 41 (Anerkannte Zertifizierungsstellen auf Grund der Biokraftstoff-
Nachhaltigkeitsverordnung) 

§ 41 entspricht dem geltenden § 56 der BioSt-NachV.  
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Zu § 42 (Weitere anerkannte Zertifizierungsstellen) 

§ 42 definiert weitere im Rahmen der Verordnung anerkannte Zertifizierungsstellen.  

Mit Absatz 1 Sätzen 1 und 2 werden die geltenden Bestimmungen des § 57 Absatz 1 Sätze 
1 und 2 BioSt-NachV übernommen. § 57 Absatz 1 Satz 3 BioSt-NachV g.F. wird hingegen 
nicht aufgegriffen, da die europarechtliche Grundlage für diese Regelung (Artikel 18 Absatz 
4 Unterabsatz 1 Satz 2 der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2009/28/EG (RED I)) sich 
in der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 nicht wiederfindet (siehe Begrün-
dung zu § 17). Als Folgeänderung wird in Absatz 2 kein Bezug zu bilateralen und multilate-
ralen Verträgen hergestellt.  

Zu Abschnitt 5 (Weitere Bestimmungen zum Nachweis) 

Abschnitt 5 eröffnet die Möglichkeit der vorläufigen Anerkennung von Zertifizierungsstellen.  

Zu § 43 (Nachweis durch vorläufige Anerkennungen) 

§ 43 ermöglicht eine Nachweisführung aufgrund einer vorläufigen Anerkennung für eine 
Übergangszeit und ist im Wesentlichen inhaltsgleich mit dem geltenden § 60 BioSt-NachV.  
Bezüge zu den Zertifizierungssystemen werden als Folgeänderung zum Wegfall der DE-
Zertifizierungssysteme in den Absätzen 1 und 4 gestrichen (siehe Begründung zu Abschnitt 
4).  

Zu Teil 4 (Zentrales Informationsregister) 

Teil 4 regelt die Aufgabenzuweisung an die zuständige Behörde zur Führung eines zentra-
len Registers über Zertifizierungssysteme, Zertifizierungsstellen, Nachweise, Bescheini-
gung und Berichte im Zusammenhang nach dieser Verordnung.  

Zu § 44 (Informationsregister) 

Zur Erfüllung der Aufgaben im Rahmen der Verordnung ist die zuständige Behörde ver-
pflichtet ein Informationsregister zu führen.  

Satz 1 ist inhaltsgleich mit dem bisherigen § 66 der BioSt-NachV. Neu eingeführt wird in 
Satz 2 die Möglichkeit, Bestimmungen zur Online Datenbankanwendung im Bundesanzei-
ger bekannt zu geben.  Damit ist eine Informationsverbesserung im Umgang mit Konten zur 
Nachweisverwaltung intendiert.    

Zu § 45 (Datenabgleich) 

§ 45 regelt den Abgleich der verfügbaren Daten zur Verhinderung von Missbrauch. Die 
Regelungen des geltenden § 67 BioSt-NachV werden dabei mit Ausnahme von Absatz 1 
Nummer 1 a übernommen. Die Ausnahme beruht auf der Ablösung des Anlagenregisters 
durch das Markstammregister (siehe Begründung zu § 3 Absatz 1 Nr. 3). Die Verweise sind 
entsprechend der Neufassung aktualisiert.  

Zu § 46 (Maßnahmen der zuständigen Behörde) 

§ 68 der geltenden BioSt-NachV, nach dem die zuständige Behörde bestimmte Verdachts-
fälle an den Netzbetreibenden melden muss, wird unter Anpassung eines Verweises in § 
46 übernommen.  
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Zu Teil 5 (Datenerhebung und -verarbeitung, Berichtspflichten, behördliches 
Verfahren) 

Teil 5 regelt die Datenerhebung und -verarbeitung, Berichtspflichten sowie das behördliche 
Verfahren vor der zuständigen Behörde. 

Zu § 47 (Auskunftsrecht der zuständigen Behörde) 

§ 47 ermächtigt die zuständige Behörde zur Einholung weiterer Informationen und ent-
spricht im Wesentlichen § 70 BioSt-NachV g.F.  

Das Auskunftsrecht der zuständigen Behörde wird in Satz 1 auf Lieferanten erweitert. Damit 
wird der Begriffsbestimmung von Zertifikaten (§ 2 Nummer 32) Rechnung getragen, wonach 
auch Lieferanten zertifizierungspflichtig sind.  

Zu § 48 (Berichtspflicht der zuständigen Behörde) 

§ 48 entspricht § 71 BioSt-NachV g.F. und verpflichtet die zuständige Behörde zu jährlichen 
Evaluierungsberichten. Der erste Bericht nach der Neufassung der Verordnung ist bis 
31.12. 2022 vorzunehmen. 

Zu § 49 (Datenübermittlung) 

§ 49 übernimmt die geltenden Regelungen des § 73 BioSt-NachV mit kleineren formalen 
Anpassungen. Diese betreffen die Aktualisierung der Ministeriumsbezeichnung in Absatz 1 
Nummer 1 Buchstabe d, die Aufhebung der Verweise auf das Anlagenregister (siehe Be-
gründung zu § 3 Absatz 1 Nr. 3) und die Anpassung einzelner Verweise in Absatz 2.  

Zu § 50 (Zuständigkeit) 

§ 50 bestimmt die zuständigen Behörden. 

Absatz 1 weist die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) als zuständige 
Behörde im Sinne der Verordnung aus. Da die BLE stets zuständige Behörde sein soll, 
bedarf es der in § 74 Absatz 1 BioSt-NachV g.F. angeführten Aufzählung nicht. Zudem dient 
der Wegfall der Auflistung der Verschlankung der Verordnung. Absatz 2 entspricht § 74 
Absatz 2 der geltenden BioSt-NachV.  

Zu § 51 (Verfahren vor der zuständigen Behörde) 

§ 51 regelt das Verfahren vor der zuständigen Behörde und ist identisch mit dem geltenden 
§ 75 BioSt-NachV.  

Zu § 52 (Muster und Vordrucke) 

§ 52 schreibt für bestimmte Dokumente die Verwendung von Mustern und Vordrucken vor 
und ist identisch mit § 76 BioSt-NachV g.F. Die Verweise wurden der neuen Nummerierung 
der Neufassung angepasst. 

Zu § 53 (Außenverkehr) 

§ 53 regelt den Außenverkehr und übernimmt unter Aktualisierung einer Ministeriumsbe-
zeichnung den Wortlaut des § 77 BioSt-NachV g.F.  
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Zu Teil 6 (Bußgeldvorschriften) 

Teil 6 wird neu eingefügt und führt erstmalig Bußgeldtatbestände im Zusammenhang mit 
der BioSt-NachV ein. Mit der Aufnahme von Bußgeldbestimmungen auf Basis der Ermäch-
tigungsgrundlage des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes wird eine bestehende Regelungs-
lücke in der geltenden BioSt-NachV geschlossen und Ahndungsmöglichkeiten geschaffen 
für das Fälschen von Nachhaltigkeitsnachweisen oder vorsätzliche oder fahrlässige unrich-
tigen Angaben. Die in § 20 BioSt-NachV g.F. und auch in § 19 der Neufassung angeordnete 
Rechtsfolge der Unwirksamkeit von Falschangaben enthaltenden Nachhaltigkeitsnachwei-
sen und Teilnachweise dient auch dem Umweltschutz. Sie soll sicherstellen, dass aus-
schließlich flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe vergütet werden, die die 
Nachhaltigkeitskriterien und Vorgaben der Treibhausgaseinsparung einhalten. Der inländi-
sche Vollzug sowie die in den letzten Jahren bekannt gewordenen Betrugsfälle aus dem 
europäischen Ausland zeigen, dass die in § 20 Absatz 1 Nummer 2 der geltenden BioSt-
NachV vorgesehene Folge der Unwirksamkeit nicht ausreichend ist, um sicherzustellen, 
dass Angaben mit der erforderlichen Sorgfalt gemacht werden und um vorsätzlichen 
Falschangaben der Marktakteure in der gesamten Handelskette entgegenzuwirken. Vor 
diesem Hintergrund besteht der Bedarf die durch § 86 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a 
des Erneuerbaren Energien Gesetzes in der Fassung vom 21.12.2020 bestehende Mög-
lichkeit der Normierung von Ordnungswidrigkeiten im Zusammenhang mit der BioSt-NachV 
zu nutzen. 

Zu § 54 (Ordnungswidrigkeiten) 

Die Vorschrift regelt Handlungen, die im Vergleich zu den Umweltstraftaten nach §§ 324 ff. 
StGB einen geringen Unrechtsgehalt aufweisen und als sogenanntes Verwaltungsunrecht 
nur mit Bußgeld geahndet werden.  

Nach Absatz 1 handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig Nachhaltigkeits-
weise fälscht oder in Nachweisen unrichtige Angaben macht, die zur Unwirksamkeit des 
Nachweises führen. 

Absatz 2 stellt klar, dass die Bestimmungen des Absatzes 1 auch für Teilnachweise gelten.  

Die jeweilige Ordnungswidrigkeit kann nach § 86 Absatz 2 Erneuerbaren-Energie-Gesetz 
mit bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden. 

Zu Teil 7 (Übergangs- und Schlussbestimmungen) 

Teil 7 enthält die erforderlichen Übergangs- und Schlussbestimmungen. 

Zu § 55 (Übergangsbestimmung) 

Nach § 55 finden die Bestimmungen der Neufassung der Verordnung keine Anwendung 
auf die Erzeugung von Biomasse-Brennstoffen, die vor dem 1. Dezember 2021 zur Strom-
erzeugung eingesetzt wird. Damit wird den Wirtschaftsbeteiligten angesichts der für die 
Produktion von gasförmigen und festen Biomasse-Brennstoffen erforderlichen Zeit eine an-
gemessene Übergangszeit eingeräumt.   

Zu § 56 (Inkrafttreten) 

§ 56 regelt das Inkrafttreten der Verordnung.  

Zu Artikel 2 (Verordnung über Anforderungen an eine nachhaltige Herstellung von  
Biokraftstoffen) 

Artikel 2 enthält eine Neufassung der Biokraft-Nachhaltigkeitsverordnung (Biokraft-NachV). 
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Zu Teil 1 (Allgemeine Bestimmungen) 

Teil 1 enthält die allgemeinen Bestimmungen der Biokraft-NachV. 

Zu § 1 (Anwendungsbereich) 

§ 1 regelt den Anwendungsbereich der Biokraft-NachV und entspricht § 1 der geltenden 
Verordnung.  

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

§ 2 enthält die für die Anwendung der Verordnung maßgeblichen Begriffsbestimmungen in 
alphabethischer Reihenfolge. Die Vorschrift übernimmt im Wesentlichen die bisherigen De-
finitionen und ergänzt sie um die neu eingeführten Begriffsbestimmungen der Erneuerbare-
Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 sowie um die Definition der „Biomasse“. In Anlehnung 
an die Erweiterung des Anwendungsbereichs um feste Biomasse-Brennstoffe wird bei ver-
schiedenen Begriffsbestimmungen der bisherige Regelungsbezug von „flüssiger Biomasse“ 
in „flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe“ geändert. Bisher in den spezifischen 
Abschnitten der geltenden Biokraft-NachV definierte Begriffe werden zur besseren Lesbar-
keit nach § 2 überführt. 

Die Begriffe „Biomasse-Brennstoffe“ (Nummer 8, „feste Biomasse-Brennstoffe“ (Nummer 
10), „flüssige Biobrennstoffe“ (Nummer 12), „forstwirtschaftliche Biomasse“ (Nummer 13), 
„gasförmige Biomasse-Brennstoffe“ (Nummer 14) und „landwirtschaftliche Biomasse“ 
(Nummer 21) werden im Sinne der Erneuerbare-Energien-Richtlinie 2018/2001 definiert.  

Die bisher geltenden Definitionen der Biokraft-NachV für die Begriffe Biokraftstoffe (Num-
mer 5), Biokraftstoffquotenstelle (Nummer 6) „Feuchtgebiete“ (Nummer 11), „kontinuierlich 
bewaldete Flächen“ (Nummer 18) „Kulturflächen“ (Nummer 19), „letzte Schnittstelle“ (Num-
mer 22) „naturschutzdienende Flächen“ (Nummer 27) „Reststoffe aus der Verarbeitung“ 
(Nummer 29 und „Reststoffe aus der Landwirtschaft, Aquakultur, Forst-und Fischwirtschaft“ 
(Nummer 30) werden in die Neufassung übernommen. 

Die Begriffe „Abfälle“ (Nummer 1) sowie die Definition für „Herstellung“ (Nummer 17), „wer-
den entsprechend der Vorgaben des Europäischen Rechts in der Neufassung der Verord-
nung auf flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe bezogen. 

Die Begriffsbestimmungen für „Bewaldete Fläche“ (Nummer 3) „Kulturpflanzen mit hohem 
Stärkegehalt“ (Nummer 20), „Grünland mit großer biologischer Vielfalt“ (Nummer 16) „Lig-
nozellulosehaltiges Material“ (Nummer 24) „Nahrungs-und Futtermittelpflanzen“ (Nummer 
26), „Walderneuerung“ (Nummer 33) und „Zellulosehaltige Non-Food-Material“ (Nummer 
34) werden im Sinne der Europäischen Terminologie übernommen.  

Die Begriffe „Abfälle“ (Nummer 1) und „Dauerkulturen“ (Nummer 9) wurden textlich an die 
Definition in der BioSt-NachV angepasst ohne das sich dadurch inhaltliche Änderungen 
ergeben. 

Nummer 2 definiert die im Rahmen der Verordnung anerkannten Zertifizierungssysteme. 
Mit der Neufassung der Verordnung werden ausschließlich die Systeme in Bezug genom-
men, die von der Europäischen Kommission auf Grund des Artikels 30 Absatz 4 oder 6 
Richtlinie (EU) 2018/2001 jeweils anerkannt sind und auf der Transparenzplattform der Eu-
ropäischen Kommission als solche veröffentlicht sind. Die Möglichkeit der Anerkennung von 
nationalen Zertifizierungssystemen durch die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh-
rung (BLE) gemäß der Biokraft-NachV g.F. entfällt. 

Nummer 4 dient der Klarstellung, dass der Begriff „Bioabfälle“ im Sinne des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes zu verstehen ist. Die Notwendigkeit dieser Klarstellung ergibt sich aus den 
Verweisen der Neufassung der Verordnung auf die Anhänge der Erneuerbare-Energien-
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Richtlinie (EU) 2018/2001. Letztere nehmen unter anderem auf den Begriff der Bioabfälle 
Bezug.  

Nummer 15 präzisiert die Definition für „Gewinnungsgebiet“, um bei Bedarf zum Nachweis 
der Einhaltung relevanten Nachhaltigkeitskriterien die Wirtschaftseinheit abbilden zu kön-
nen, sofern sich nicht bereits auf Grundlage geographisch definierter Gebiete aussagekräf-
tige Aussagen ableiten lassen.  

Nummer 28 verzichtet für die Definition von Reststoffen auf eine abschließende Auflistung. 
Hier wird vielmehr auf Reststoffe aus der Verarbeitung nach Nummer 29 und Reststoffe 
aus der Landwirtschaft, Aquakultur, Forst- oder Fischwirtschaft nach Nummer 30 verwie-
sen. Nummern 28 und 29 enthalten jeweils eine abstrakte Definition der Begriffe, die mit 
einer im Bundesanzeiger veröffentlichten Positivliste verknüpft wird. Letztere kann flexibel 
angepasst werden.  

Die Definition für „Schnittstellen“ (Nummer 31) werden entsprechend der Vorgaben des Eu-
ropäischen Rechts in der Neufassung der Verordnung auf flüssige Biobrennstoffe und Bio-
masse-Brennstoffe bezogen und durch eine nicht abschließende Auflistung von möglichen 
Schnittstellen wie Biogasanlagen und weitere Betriebe, die Biomasse verarbeiten, präzi-
siert. Dadurch erfolgt auch eine deutlichere Abgrenzung zur „letzten“ Schnittstelle.  

Nummer 32 nimmt für die Definition „Tatsächlicher Wert“ auf die Anhänge der Erneuerbare-
Energien-Richtlinie 2018/2001 Bezug, da die Neufassung keine Anhänge vorsieht.  

Die Nummer 35 ergänzt die Begriffsbestimmung „Zertifikate“ und umfasst nach künftigem 
Recht neben Schnittstellen auch Lieferanten, die damit zertifizierungspflichtig werden. Die 
Verfahrensschritte Herstellung, Transport und Vertrieb werden um den der Lagerung erwei-
tert. Damit wird eine Zertifizierungspflicht aller Beteiligten über die gesamte Herstellungs-
und Lieferkette hinweg sichergestellt. Diese Erweiterung wird in Nummer 36 bei der Defini-
tion des Begriffs „Zertifizierungsstelle“ übernommen. 

Zu Teil 2 (Nachhaltigkeitsanforderungen) 

Teil 2 regelt die Voraussetzung für die Anerkennung von Biokraftstoffen nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz und definiert die einzuhaltenden Nachhaltigkeitsanforderungen 
und Vorgaben für die Treibhausgasminderung. In Umsetzung der Vorgaben der Europäi-
schen Union (EU-Vorgaben) wird nach der Herkunft der Biomasse zwischen landwirtschaft-
licher und forstwirtschaftlicher Biomasse unterschieden. Infolgedessen entfallen § 4 
„Schutz von Flächen mit hohem Naturschutzwert“, § 5 „Schutz von Flächen mit hohem Koh-
lenstoffbestand“, § 6 „Schutz von Torfmoor“ und § 7 „Nachhaltige landwirtschaftlich Bewirt-
schaftung“ der geltenden Biokraft-NachV. Die materiellen Anforderungen der bestehenden 
Regelungen werden in die neu gefassten § 4 und § 5 der Verordnung integriert. 

Zu § 3 (Anerkennung von Biokraftstoffen) 

§ 3 definiert die Voraussetzungen für die Anrechnung von Biokraftstoffen auf die Erfüllung 
der Verpflichtungen nach § 37a Absatz 1 und 2 in Verbindung mit 37 a Absatz 4 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes.  

Nach Absatz 1 Nummern 1 und 2 gelten diese als erfüllt, wenn die Nachhaltigkeitsanforde-
rungen entsprechend der Herkunft der Biomasse sowie die Vorgaben an die Treibhausgas-
minderung erfüllt werden.  

Absatz 2 räumt der zuständigen Behörde die Möglichkeit ein, die erforderlichen Konkreti-
sierungen der Anforderungen nach §§ 4 bis 6 festzulegen. Dies ermöglicht beispielsweise 
Präzisierungen in Durchführungsrechtsakten oder Mitteilungen der Europäischen Kommis-
sion national zeitnah umsetzen zu können, ohne eine Änderung der Verordnung vornehmen 
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zu müssen. Dies dient einer effizienten Umsetzung von EU – Vorgaben, gibt den Wirt-
schaftsbeteiligten Rechtssicherheit bei Anwendung der Verordnung und trägt gleichzeitig 
zur Bürokratieerleichterung bei.  

Absatz 3 entspricht dem § 3 Absatz 3 Biokraft-NachV g.F. Entsprechend der EU-Vorgaben 
wird klargestellt, dass die Verpflichtungen an die Nachhaltigkeitsanforderungen und Treib-
hausgasminderung sowohl für die in der Union produzierten als auch für importierte Biok-
raftstoffe gelten.  

In Umsetzung der Regelung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 werden 
in Absatz 4, Biokraftstoffe, die aus Abfall oder Reststoffen hergestellt sind, von der Anfor-
derung zur Einhaltung der Nachhaltigkeitskriterien entbunden, es sei denn, sie stammen 
aus der Land-, Forst- oder Fischwirtschaft oder aus Aquakulturen. Die Regelung entspricht 
im Wesentlichen dem § 3 Absatz 4 Biokraft-NachV g.F. 

Zu § 4 (Anforderungen an landwirtschaftliche Biomasse) 

§ 4 setzt die Vorgaben der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Einhaltung 
der Nachhaltigkeitskriterien für landwirtschaftliche Biomasse zur Herstellung von Biokraft-
stoffen 1:1 um.  

Absatz 1 statuiert den Schutz von Flächen mit einem hohen Wert für die biologische Vielfalt 
beim Anbau von Biomasse aus der Landwirtschaft zur Herstellung von Biokraftstoffen. Da-
mit soll sichergestellt werden, dass zur Herstellung von Biokraftstoffen genutzte landwirt-
schaftliche Biomasse nicht zur Zerstörung von Flächen von besonderer Bedeutung für die 
biologische Vielfalt führt. 

Absatz 2 weist bewaldete Flächen nach § 2 Nummer 3, Naturschutzzwecken dienende Flä-
chen nach § 2 Nummer 27 und Grünland mit hoher biologischer Vielfalt nach § 2 Nummer 
16 als geschützte Flächen gemäß Absatz 1 aus. 

Absatz 3 statuiert den Schutz von Flächen mit hohem Kohlenstoffbestand beim Anbau von 
landwirtschaftlicher Biomasse zur Herstellung von Biokraftstoffen. Geschützt werden 
Feuchtgebiete nach § 2 Nummer 11 und kontinuierlich bewaldete Gebiete nach § 2 Num-
mer 18. Die Vorschrift zielt darauf ab, zu gewährleisten, dass landwirtschaftliche Biomasse 
zur Herstellung von Biokraftstoffen nicht von Flächen stammt, bei denen der durch die Nut-
zung resultierende Kohlenstoffverlust nicht innerhalb einer vertretbaren Zeitspanne ausge-
glichen werden kann. 

Absatz 4 sieht den Schutz von Torfmooren beim Anbau landwirtschaftlicher Biomasse zur 
Herstellung von Biokraftstoffen vor. Zweck der Regelung ist, sicher zu stellen, dass land-
wirtschaftliche Biomasse, die der Herstellung von Biokraftstoffen dient, nicht aus Torfmoo-
ren stammt, da diese bedeutenden Kohlenstoffspeicher darstellen. Satz 2 erlaubt eine Kul-
tivierung auf bereits entwässerten Torfmoorböden, solange keine weitere Entwässerung 
stattfindet. 

Entsprechend der Regelung in Artikel 29 (2) der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 
2018/2001 ist nach Absatz 5 für Biomasse aus Abfällen und Reststoffe der Landwirtschaft, 
die zur Herstellung von Biokraftstoffen verwendet wird, die Einhaltung der Überwachungs- 
und Bewirtschaftungspläne nachzuweisen.  Dies dient der Vermeidung einer Beeinträchti-
gung der Bodenqualität und des Kohlenstoffbestandes. Entsprechende Informationen sind 
gemäß der Anforderung an den Nachhaltigkeitsnachweis bereit zu stellen. 

Absatz 6 definiert den Referenzzeitpunkt für die Beurteilung der Anforderungen an den 
Schutz der natürlichen Lebensräume nach § 4 Absatz 2 und 4. 
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Absatz 7 sieht für Naturschutzzwecken dienenden Flächen eine Ausnahmeregelung von 
Absatz 1 vor.  Danach kann landwirtschliche Biomasse aus diesen Gebieten genutzt wer-
den, wenn Anbau und Ernte der Biomasse den jeweiligen Naturschutzzwecken nachweis-
lich nicht zuwiderläuft.  

Zu § 5 (Anforderungen an forstwirtschaftliche Biomasse) 

§ 5 setzt die Vorgaben der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001) zur Einhaltung 
der Nachhaltigkeitskriterien bei forstwirtschaftlicher Biomasse für die Herstellung von Biok-
raftstoffen 1:1 um.  

Absatz 1 bestimmt in Satz 1 die Pflicht zur Einhaltung erntebezogener nationaler und sub-
nationaler Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates in dem die forstwirtschaftliche Biomasse 
angebaut worden ist und fordert in Satz 2 die Sicherstellung deren Einhaltung durch ent-
sprechende Überwachungs- und Durchsetzungssysteme. Es werden fünf Kriterien, anhand 
derer die Anforderungen zu prüfen sind, definiert: Legale Erntetätigkeit (Nummer 1), nach-
haltige Walderneuerung auf den Ernteflächen (Nummer 2), Schutzgebiete (Nummer 3), Be-
achtung des Erhalts der Bodenqualität und der biologischen Vielfalt (Nummer 4), Nicht-
Gefährdung des langfristigen Bestehens des Waldes (Nummer 5). 

Sofern die Einhaltung der genannten Kriterien nicht nachgewiesen werden, kann, wird in 
Umsetzung der EU-Vorgaben in Absatz 2, die Möglichkeit eingeräumt, Nachweise zur Ein-
haltung der benannten Nachhaltigkeitskriterien auf Ebene des forstwirtschaftlichen Gewin-
nungsgebietes anzuerkennen.  

Absatz 3 benennt in 1:1 Umsetzung der EU-Vorgaben, die Belege mit denen die Erfüllung 
der Anforderungen für Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft 
(LULUFCF) bei forstwirtschaftlicher Biomasse zur Herstellung von Biokraftstoffen bestätigt 
werden kann. Dies gilt, sofern das Herkunftsland oder die Ursprungsorganisation der regi-
onalen Wirtschaftsintegration aus dem die forstwirtschaftliche Biomasse stammt im Rah-
men des Pariser Abkommens Emissionen im LULUFCF Sektor berücksichtigt. 

Sofern entsprechende Belege nicht zur Verfügung stehen, wird nach Absatz 4 in Umset-
zung der EU-Vorgaben, die Möglichkeit eingeräumt, über Bewirtschaftungssysteme auf 
Ebene des fortwirtschaftlichen Gewinnungsgebiets sicher zu stellen, dass die Niveaus der 
Kohlenstoffbestände und -senken in den Wäldern der Erntegebiete gleichbleiben oder lang-
fristig verbessert werden. 

Zu § 6 (Treibhausgasminderung) 

§ 6 regelt die Vorgaben zur Treibhausgasminderung bei Biokraftstoffen. 

Absatz 1 benennt in 1:1 Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 
die mindestens zu erzielende Treibhausgasminderung bei der Verwendung von Biokraft-
stoffen. Dabei ist die letzte Schnittstelle ausschlaggebend.  

Die Berechnungen der Treibhausgasminderung werden in Absatz 2 geregelt. Im Wesentli-
chen wird der Wortlaut des Artikels 31 (1) der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 
2018/2001 übernommen. Gegenüber der geltenden Biokraft-NachV wird auf die einschlä-
gigen Anhänge der Richtlinie verwiesen und auf Anhänge in der Verordnung verzichtet. 
Dies dient der Rechtsvereinfachung und soll für die Anwendenden eine Vollzugserleichte-
rung bewirken. 

Zu Teil 3 (Nachweis) 

Teil 3 der Biokraft-NachV definiert die Anforderungen an die Nachweise über die Erfüllung 
der Anforderungen an die Vergütung. 
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Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Bestimmungen) 

Abschnitt 1 regelt die allgemeinen Bestimmungen für Nachweise zur Erfüllung der Anforde-
rungen an die Anerkennung von Biokraftstoffen und deren Übermittlung. 

Zu § 7 (Nachweis über die Erfüllung der Anforderungen) 

§ 7 fasst die Anforderungen an den Nachweis über die Erfüllung der Erfordernisse der Ver-
ordnung zusammen. Dabei wird der Wortlaut des § 11 Biokraft-NachV g.F. übernommen 
und die Verweise entsprechend der Neufassung der Verordnung aktualisiert.  

Zu Abschnitt 2 (Nachhaltigkeitsnachweise) 

In Abschnitt 2 werden die Anforderungen an die Anerkennung von Nachweisen, die Vorga-
ben für ihre Ausstellung geregelt und definiert, wann Nachweise unwirksam sind.  

Zu § 8 (Anerkannte Nachweise) 

§ 8 benennt die anerkannten Nachweise und entspricht dem Wortlaut des § 14 Biokraft-
NachV g.F. Die Verweise werden entsprechend der Neufassung der Biokraft-NachV aktu-
alisiert.  

Zu § 9 (Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen) 

§ 9 regelt die Voraussetzungen für die Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen und de-
finiert für welche aus Biomasse produzierte Bioenergien Schnittstellen Nachweise erstellen 
können.  

Absätze 1 und 2 entsprechen dem geltenden § 15 Biokraft-NachV.  

Der neu hinzugefügte Absatz 3 regelt die Verantwortlichkeit der jeweiligen Zertifizierungs-
stelle für die Kontrolle der Angaben der von der letzten Schnittstelle erstellten Nachweise 
und dient der Missbrauchsbekämpfung. 

Zu § 10 (Ausstellung auf Grund von Massebilanzierungssystemen) 

§ 10 regelt die Vorgaben an ein Massenbilanzierungssystem, um die Herkunft der Bio-
masse lückenlos nachzuvollziehen.  

Absatz 1 verpflichtet zur Nutzung eines Massenbilanzierungssystems nach den Vorgaben 
der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001. Dies gilt für alle   Herstellungsstufen 
der Biomasse.  

Absatz 2 greift die Kriterien für ein Massenbilanzierungssystem im Sinne einer 1:1 Umset-
zung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 auf, die von den Wirtschaftsteil-
nehmern einzuhalten sind. Massenbilanzierungssysteme haben nach Absatz 2 Nummern 
1 und 2 zu gewährleisten, dass Lieferungen von Rohstoffen oder Brennstoffen mit unter-
schiedlichen Nachhaltigkeitseigenschaften und Eigenschaften in Bezug auf Treibhausga-
seinsparungen (Nummer 1) sowie Lieferungen von Rohstoffen unterschiedlicher Energie-
gehalte (Nummer 2) grundsätzlich gemischt werden können z. B. in einem Container, einer 
Verarbeitungs- oder Logistikeinrichtung oder einer Übertragungs- und Verteilungsinfra-
struktur bzw. -stätte. Nach Absatz 2 Nummer 4 müssen dabei die Nachhaltigkeitseigen-
schaften der entnommenen Mengen in der Summe der dem Gemisch zugeführten Liefe-
rungen in Art und Menge entsprechen. Es muss gewährleistet werden, dass diese Bilanz 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums erreicht wird. Nummer 5 setzt die Vorgaben von 
Artikel 30 Absatz 2 der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 um und regelt das 
Verhältnis der Rohstoffmasse zu dem beziehungsweise den Outputs und dem folglich an-
zuwendenden Umrechnungsfaktor innerhalb der Massenbilanz.   
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Im Gegensatz zur derzeit geltenden Fassung soll die Auslegungshoheit ausschließlich bei 
der Europäischen Kommission liegen. Dies vermeidet bisher aufgetretene Auslegungsdi-
vergenzen und trägt der Bekanntmachung der Europäischen Kommission zur Berechnung 
und Prüfung von Treibhausgas Emissionen Rechnung (BK/abd/ener.c.1(2017)2122195 
Note on the conducting and verifying actual calculations of GHG emissions savings version 
2.0). Nach den dort formulierten Anforderungen der Europäischen Kommission an freiwil-
lige Systeme müssen alle Einzelemissionswerte über die gesamte Herstellungs- und Lie-
ferkette nachvollziehbar sein. Diese Vorgabe ist nicht mit den Regelungen des bestehenden 
Rechts zur Saldierung (§ 16 Absatz 2 Biokraft-NachV g.F.) vereinbar. Entsprechend entfal-
len die diesbezüglichen bisherigen Regelungen der Biokraft-NachV g.F. 

Absatz 3 ermöglicht weitergehende Anforderungen im Bundesanzeiger bekannt zu geben. 
Dadurch soll sichergestellt werden, dass Mitteilungen der Europäischen Kommission zu 
neuen Vorgaben für   Europäische Systeme künftig flexibel nationale Geltung erlangen kön-
nen.  

Absatz 4 stellt klar, dass es sich bei den Anforderungen nach den Absätzen 1 bis 3 um 
Mindestanforderungen handelt und weitergehende Vorschriften insbesondere Vermi-
schungsverbote von Zertifizierungssystemen vorgegeben werden können.  

Zu § 11 (Lieferung auf Grund von Massenbilanzsystemen) 

Im Übrigen entspricht § 11 mit Ausnahme von Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b und von 
Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b § 17 Biokraft-NachV g.F.  

In Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b und Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b wird das Wort 
Biokraftstoff in der geltenden Fassung der Biokraft-NachV durch das Wort Biomasse er-
setzt. Damit wird klargestellt, dass die Massenbilanzsysteme Biomasse zur Erzeugung von 
Biokraftstoffen umfassen.  

Zu § 12 (Inhalt und Form der Nachhaltigkeitsnachweise) 

§ 12 regelt den Inhalt und die Form der Nachhaltigkeitsnachweise um die erforderliche Ein-
heitlichkeit der Nachhaltigkeitsnachweise sicherzustellen.  

Absatz 1 nennt die erforderlichen Inhalte von Nachhaltigkeitsnachweisen und entspricht § 
18 Absatz 1 Biokraft-NachV g.F., wobei zwei Angaben ergänzt wurden. Diese betreffen die 
Angabe „abfallbasierter Biokraftstoff“ in Nummer 13 und die Angabe „Biokraftstoff mit ho-
hem iLUC-Risiko“ in Nummer 14. Die Änderungen sind eine Folge der Vorgaben der Ver-
ordnung zur Festlegung weiterer Bestimmungen zur Treibhausgasminderung bei Kraftstof-
fen 38.BImSchV20)) zuletzt geändert xxxx).  

In Absatz 2 wird die bisherige Pflicht zur Vorlage eines schriftlichen Nachhaltigkeitsnach-
weises durch ein elektronisches Verfahren ersetzt, das über die Datenbank der zuständigen 
Behörde abgewickelt wird.  

Absatz 3 ist inhaltsgleich mit der geltenden Regelung in § 18 Absatz 3 Biokraft-NachV.  

§ 18 Absatz 4 Biokraft-NachV g.F. kann entfallen, da die in der Regelung geforderten Infor-
mation in den Nachhaltigkeitsnachweisen enthalten sind und nicht gesondert übermittelt 
werden müssen.   

                                                 
 
20) Verweis bezieht sich auf aktuellen Entwurf der Verordnung 
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Zu § 13 (Folgen fehlender oder nicht ausreichender Angaben) 

§ 13 löst § 21 Biokraft-NachV g.F. (Weitere Folgen fehlender oder nicht ausreichender An-
gaben) ab und bestimmt die Rechtsfolgen bei fehlerhaften Nachhaltigkeitsnachweisen, die 
keine Unwirksamkeit des Nachweises nach sich ziehen. Die Streichung des Begriffs „wei-
tere“ in der Bezeichnung des Paragraphen ergibt sich durch den Wegfall des § 19 Biokraft 
-NachV g.F., Eine nachträgliche Ergänzung fehlender Angaben im Nachhaltigkeitsnach-
weise war und ist in der staatlichen Datenbank nicht möglich, da nur vollständige Datens-
ätze gespeichert werden können.  

In §13 Absätze 1 und 2 werden die Regelungen des geltenden § 21 Absatz 1 und 2 Biokraft-
NachV übernommen.  

Zu § 14 (Anerkannte Nachhaltigkeitsnachweise auf Grund der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung) 

§ 14 regelt die Anerkennung von Nachhaltigkeitsnachweisen, die nach der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung ausgestellt werden und entspricht § 22 Biokraft-NachV g.F. In 
Anlehnung an die Erweiterung des Anwendungsbereichs der Erneuerbare-Energien-Richt-
linie (EU) 2018/2001 wurde abweichend lediglich auf flüssige Biobrennstoffe und Biomasse-
Brennstoffe statt auf flüssige Biomasse abgestellt. 

Zu § 15 (Weitere anerkannte Nachhaltigkeitsnachweise) 

§ 15 regelt die Anerkennung von Nachhaltigkeitsnachweisen, die von einem anderen Mit-
gliedsstaat ausgestellt wurden. 

Unter Anpassung der Bezüge zur Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 über-
nimmt § 15 Absatz 1 den Wortlaut des § 23 Absatz 1 Biokraft-NachV g.F., der die Anerken-
nung von Nachhaltigkeitsnachweisen anderer Mitgliedstaaten regelt. 

Die Absätze 2 und 3 des geltenden § 23 Biokraft-NachV entfallen, da die Erneuerbare-
Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 keine entsprechenden Regelungen mehr vorsieht. Da-
mit entfällt die Anerkennung von Nachhaltigkeitsnachweisen auf Grundlage bilateraler oder 
multilateraler Verträgen mit der Europäischen Union.  

Absatz 2 übernimmt die inhaltlichen Regelungen des geltenden § 23 Absatz 4 Biokraft-
NachV und verweist damit auf die einzuhaltenden Verpflichtungen bei fehlenden oder nicht 
ausreichenden Angaben in den Nachhaltigkeitsnachweisen (entsprechend der Neunumme-
rierung nunmehr § 13). 

Zu § 16 (Nachhaltigkeits-Teilnachweise) 

§ 16 regelt die Ausstellung von Nachhaltigkeits-Teilnachweisen, wenn für Teilmengen von 
Biokraftstoffen bereits ein Nachhaltigkeitsnachweis ausgestellt worden ist.  

Der neugefasste § 16 entspricht den materiellen Regelungen des § 24 Absätze 1 und 2 
Biokraft-NachV g.F. über die Ausstellung von Nachhaltigkeits-Teilnachweisen für Teilmen-
gen von Biokraftstoffen durch die zuständige Behörde. Der Antrag der Inhaberin oder des 
Inhabers des Nachhaltigkeitsnachweises auf Nachhaltigkeitsnachweise für Teilmengen ist 
elektronisch zu stellen.  

In Folge der Aufhebung der in § 16 Absatz 2 Biokraft-NachV g.F. aufgeführten Möglichkeit 
zur Saldierung unterschiedlicher Treibhausgaswerte entfallen die Regelungen des § 24 Ab-
satz 3 Biokraft-NachV g.F. Absatz 3 übernimmt die Bestimmungen für die Ausstellung der 
Nachhaltigkeits-Teilnachweise des § 24 Absatz 4 Biokraft-NachV g.F. mit aktualisierten 
Verweisen. Zu § 17 (Unwirksamkeit von Nachhaltigkeitsnachweisen und Teilnachweisen) 
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Zu § 17 (Unwirksamkeit von Nachhaltigkeitsnachweisen und Teilnachweisen) 

§ 17 bestimmt in welchen Fällen Nachhaltigkeitsnachweise beziehungsweise Nachhaltig-
keits-Teilnachweise unwirksam sind. Die Bezeichnung des Paragraphen wurde im Ver-
gleich zu § 20 der geltenden Biokraft-NachV um Nachhaltigkeits-Teilnachweise ergänzt. 
Dies dient der Klarstellung, dass auch Nachweise über Teilmengen von Biokraftstoffen als 
unwirksam erklärt werden können.  

Absatz 1 Nummer 1 bestimmt, dass die Nichteinhaltung der Vorgaben über die Anforderun-
gen an Nachhaltigkeitsnachweisen oder Nachhaltigkeits-Teilnachweisen die Unwirksamkeit 
des Nachweises nach sich zieht. Absatz 1 Nummer 2 normiert die Unwirksamkeit der Nach-
weise, wenn sie gefälscht oder auf Grundlage unrichtiger Angaben erstellt wurden. § 17 
Absatz 1 Nummern 1 und 2 entsprechen den Regelungen des § 20 Absatz 1 Nummern 1 
und 2 der geltenden Biokraft-NachV.  

§ 20 Absatz 1 Nummern 3 bis 5 Biokraft-NachV g.F. werden in der Neufassung nicht über-
nommen. Aufgrund der erforderlichen Zertifizierung von letzten Schnittstellen und Lieferan-
ten ist bereits der Zugang zur Datenbank an ein gültiges Zertifikat geknüpft. Folglich können 
die aufgehobenen Unwirksamkeitsgründe nicht eintreten. Dies trägt auch zur Verschlan-
kung der Verordnung bei. 

§ 17 Absatz 2 bestimmt die Rechtsfolgen für unwirksame Nachhaltigkeitsnachweise und     
Nachhaltigkeits-Teilnachweise aufgrund von Fälschungen oder unrichtigen Angaben. In-
haltlich entspricht die Regelung § 20 Absatz 2 Biokraft-NachV. Sie wurde jedoch sprachlich 
an die Formulierung in der BioSt-NachV angepasst.  

Zu Abschnitt 3 (Zertifikate für Schnittstellen) 

Abschnitt 3 regelt die Anforderungen an die Ausstellung von Zertifikaten an Schnittstellen 
durch anerkannte Zertifizierungsstellen.  

Zu § 18 (Anerkannte Zertifikate) 

§ 18 definiert welche Zertifikate als Voraussetzung für die Möglichkeit der Erteilung von 
Nachhaltigkeitsnachweisen anerkannt werden und entspricht dem Wortlaut des § 25 der 
geltenden Biokraft-NachV.  Die Verweise wurden der Nummerierung der Neufassung an-
gepasst. 

Zu § 19 (Ausstellung von Zertifikaten) 

§ 19 regelt die Voraussetzungen für die Ausstellung von Zertifikaten und entspricht den 
geltenden Bestimmungen des § 26 Biokraft-NachV. Die Verweise wurden der Nummerie-
rung der Neufassung angepasst.  

In Absatz 1 Nummer 2 wird zwecks Präzisierung der Begriff „Schnittstelle“ durch „letzte 
Schnittstelle“ ersetzt. Damit wird klargestellt, dass sich die Buchstaben a bis c auf Schnitt-
stellen beziehen, nach denen keine weitere Aufbereitung zu einem Zwischen- bzw. End-
produkt (Konversion) stattfindet. Die Formulierungen der Anforderung des Absatzes 1 Num-
mer 4 Buchstabe d wurde sprachlich angepasst und übernimmt die materiellen Anforderung 
des § 26 Absatzes 1 Nummer 4 Buchstabe d der geltenden Biokraft-NachV. Weiterhin wird 
in Absatz 1 Nr. 2 das Wort „unverzüglich“ gestrichen. Das stellt eine Verwaltungserleichte-
rung zugunsten der letzten Schnittstellen und der Zertifizierungsstellen dar und zeichnet die 
Verwaltungspraxis nach. Die ohnehin elektronisch ausgestellten Nachhaltigkeitsnachweise 
müssen nun nicht mehr unverzüglich an die Zertifizierungsstellen übermittelt werden. Diese 
erhalten von der zuständigen Behörde auf Anforderung entsprechende Kontoauszüge.  
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Die Absätze 2 bis 4 entsprechen dem Wortlaut des § 26 Absätze 2 bis 4 der geltenden 
Biokraft-NachV. 

Zu § 20 (Inhalt der Zertifikate) 

§ 20 regelt die inhaltlichen Vorgaben an Zertifikate.  

In Nummer 1 werden die formalen Anforderungen an die Zertifikationsnummer und in Num-
mer 2 die erforderlichen Angaben zur Ausstellung der Zertifikate aufgeführt. Gegenüber 
dem Wortlaut des geltenden § 27 Nummer 2 Biokraft-NachV fordert die Neufassung neben 
dem Datum der Ausstellung auch die Angabe über Laufzeitbeginn und –ende des Zertifi-
kats. Die Ergänzung dient der Rechtsklarheit da die alleinige Angabe des Ausstellungsda-
tums der Zertifikate keinen eindeutigen Rückschluss auf die Laufzeit zulässt.  

Die verpflichtende Benennung des Zertifizierungssystems in dem das Zertifikat ausgestellt 
wurde ist in Nummer 3 geregelt und entspricht den Vorgaben des § 27 Nummer 3 Biokraft-
NachV.  

Die Nummern 4 bis 6 des § 20 beinhalten weitere Anforderungen an die Inhalte von Zertifi-
katen. Zertifikate für letzte Schnittstellen müssen nach Nummer 4 das Datum der ersten 
Inbetriebnahme der Konversionsanlage benennen und Angaben zur jährlichen Herstel-
lungskapazität machen. Die Angaben erleichtern Plausibilitätskontrollen im Hinblick auf 
eine realistische Abschätzung der Mengen für die Nachhaltigkeitsnachweise ausgestellt 
werden und dienen der Vorbeugung von Missbrauch. Die Arbeit der Zertifizierungssysteme, 
Zertifizierungsstellen und auch der Überwachungsbehörden wird dadurch erleichtert. Num-
mer 5 macht die Aufführung der jeweiligen Geltungsbereiche entlang des Herstellungspro-
zesses bzw. der Lagerung und Lieferung in Zertifikaten verpflichtend. Die Präzisierung des 
Geltungsbereichs von Zertifikate dient der Klarstellung. Nach Nummer 6 ist zudem die Art 
der Treibhausgasberechnung im Zertifikat zu hinterlegen. Die Angabe, ob die Treibhaus-
gasberechnung individuell erfolgte oder mittels Teilstandardwerte, ermöglicht eine Überprü-
fung der Angaben im Hinblick auf Plausibilität. Insgesamt verbessern die neu eingefügten 
Verpflichtungen die Qualität der Zertifikate als Konformitätsbescheinigung über die Einhal-
tung der Vorgaben dieser Verordnung und vermindern dadurch die Missbrauchsmöglich-
keiten.  

Zu § 21 (Folgen fehlender Angaben) 

§ 21 bestimmt die Rechtsfolgen fehlender Angaben. Entsprechend der geltenden Rechtlage 
(§ 28 Biokraft-NachV) führt nach § 21 das Fehlen einer der nach § 20 erforderlichen Angabe 
zur Unwirksamkeit des Zertifikats. 

Zu § 22 (Gültigkeit der Zertifikate) 

Als Folge der Änderung in § 20 Nummer 2 wird in § 22 die Gültigkeit der Zertifikate für einen 
Zeitraum von zwölf Monaten durch die Angabe des Laufzeitbeginns im Zertifikat präzisiert. 
Die Ergänzung dient der Klarstellung und Erleichterung im Vollzug. Nach Satz 2 behalten 
gemäß geltendem Recht erteilte Zertifikate nach Inkrafttreten dieser Verordnung 12 Monate 
Gültigkeit. Damit wird sichergestellt, dass auch bei Inkrafttreten der Neufassung nachhaltig 
hergestellte Biokraftstoffe am Markt angeboten werden können.  

Zu § 23 (Anerkannte Zertifikate auf Grund der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung) 

In Beibehaltung der aktuellen Rechtslage (§ 30 Biokraft-NachV g.F.) regelt § 23 die Aner-
kennung von Zertifikaten der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung für den Biokraft-
stoffbereich. 
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Zu § 24 (Weitere anerkannte Zertifikate) 

§ 24 entspricht den Bestimmungen des § 31 Biokraft-NachV g.F. und regelt die Anerken-
nung für Zertifikate, die von anderen Mitgliedsstaaten anerkannt werden. Der Verweis auf 
das EU-Recht wird aktualisiert und auf die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/2001 bezo-
gen. § 31 Absatz 2 Biokraft-NachV g.F. entfällt (s. Ausführungen zu § 15).  

Zu Abschnitt 4 (Zertifizierungsstellen) 

Abschnitt 4 definiert die Voraussetzungen und das Verfahren zur Anerkennung von Zertifi-
zierungsstellen und regelt den Widerruf der Anerkennung. Die Vorschriften entsprechen 
dem Abschnitt 5 der geltenden Biokraft-NachV.  

Die Neunummerierung der Abschnitte ist eine Folgeänderung der Aufhebung des Ab-
schnitts 4 „Zertifizierungssysteme“ der Biokraft-NachV g.F. Die Regelungen der geltenden 
§§ 32 bis 41 Biokraft-NachV entfallen damit ersatzlos. Die Definition der anerkannten Zer-
tifizierungssysteme in § 32 Biokraft-NachV g.F. wird im Rahmen der Neufassung in § 2 
Nummer 2 überführt. 

Mit der Neufassung entfällt zukünftig die Möglichkeit der Anerkennung von nationalen Zer-
tifizierungssystemen durch die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE). Mit 
Inkrafttreten der Verordnung gelten ausschließlich von der Europäischen Kommission (EU-
Kommission) gebilligte Systeme (sogenannte Voluntary Schemes oder freiwillige Systeme) 
als anerkannt. Derzeit gibt es 15 durch die EU-Kommission anerkannte freiwillige Systeme. 
Zwei davon haben bereits seit 2010 eine durch die BLE anerkannte deutsche System-Va-
riante. Die rückläufige Bedeutung der deutschen Systeme wird deutlich anhand der Anzahl 
ihrer Zertifizierungen im Vergleich zu freiwilligen Systemen. So standen 2019 71 deutsche 
Zertifikate (DE-Zertifikate) 3.395 Europäischen Zertifikaten (EU-Zertifikate) gegenüber. Die 
genannten deutschen Systeme können ihren verbliebenen Systemteilnehmern einen adä-
quaten Ersatz anbieten, indem das DE-Zertifikat in ein EU-Zertifikat überführt wird. Die An-
passungen zielen auf europaweit harmonisierte Vorgaben für Zertifizierungssysteme. Zu-
dem sind zusätzliche, nicht von der EU-Kommission anerkannte Zertifizierungssysteme in 
der Praxis nicht zielführend. Nach den Erfahrungen von deutschen Systemteilnehmern 
reicht ein DE-Zertifikat vielfach nicht aus, um am europäischem beziehungsweise interna-
tionalen Markt zu handeln. Nach den Vorgaben des Anerkennungsverfahrens der EU-Kom-
mission (siehe Ziffer 6.8 des assessment protocols, Fundstelle: https://ec.eu-
ropa.eu/energy/sites/ener/files/assessment_protocol_template_redii_final.pdf) dürfen Sys-
teme, die von der EU-Kommission anerkannt sind, ausschließlich andere durch die EU-
Kommission anerkannte Systeme anerkennen. Damit ist eine Anerkennung durch die EU-
Kommission letztlich zwingend, um auf dem Europäischen Markt agieren zu können. Des 
Weiteren wird den beiden bestehenden deutschen Zertifizierungssystemen (DE-Zertifizie-
rungssysteme) durch die Aufhebung des geltenden Abschnitts 4 der Biokraft-NachV er-
spart, parallele Systemgrundlagen für ihre deutsche und europäische Variante zu pflegen, 
die sich möglicherweise auch widersprechen können. Es genügt künftig die europäische 
Variante zu pflegen. In der Vergangenheit konnten vielfach Auflagen der EU-Kommission 
an die europäischen Systeme bei den beiden national anerkannten Systemen nicht nach-
gezeichnet werden, da der nationalen Behörde hierzu die rechtlichen Grundlagen fehlten. 
Insgesamt hat sich in der Praxis gezeigt, dass zusätzliche nationale Systeme zu Mehrauf-
wand der Wirtschaftsbeteiligten führen. Die Aufhebung der entsprechenden Vorschriften 
trägt zum Bürokratieabbau bei. Für die zuständige Behörde entfällt die Notwendigkeit, Aus-
legungsfragen zu der europäischen Richtlinie mittelbar klären zu müssen. 

Zu Unterabschnitt 1 (Anerkennung von Zertifizierungsstellen) 

Unterabschnitt 1 regelt die Anforderungen an Zertifizierungsstellen sowie die formellen Vo-
raussetzungen des Anerkennungsverfahrens. Darüber hinaus werden das Erlöschen und 
der Widerruf der Anerkennung von Zertifizierungsstellen geregelt.  



 - 117 - Bearbeitungsstand: 30.03.2021  11:26 Uhr 

Zu § 25 (Anerkannte Zertifizierungsstellen) 

§ 25 normiert, welche Zertifizierungsstellen zur Ausstellung von Zertifikaten an Schnittstel-
len und zur Überwachung der Ausstellung von Nachhaltigkeitsnachweisen durch zertifi-
zierte Schnittstellen befugt sind. Die Regelungen entsprechen dem Wortlaut des § 42 der 
geltenden BioKraft-NachV, soweit nicht Verweise aufgrund der Neunummerierung der Neu-
fassung anzupassen waren.  

Zu § 26 (Anerkennung von Zertifizierungsstellen) 

§ 26 bestimmt die Voraussetzungen für die Anerkennung einer Zertifizierungsstelle.  

Absatz 1 regelt die Anforderungen, die Zertifizierungsstellen für eine Anerkennung erfüllen 
müssen. Dies umfasst neben den formalen Angaben nach Nummer 1 unter anderem Nach-
weise der Fachkunde und Qualifikation im Hinblick auf die Durchführung der ihnen übertra-
genen Aufgaben (Nummer 2). Absatz 1 Nummern 1 und 2 entsprechen dem Wortlaut des 
§ 43 Absatz 1 Nummern 1 und 2 BioKraft-NachV g.F. Nummer 3 ergänzt im Verhältnis zur 
geltenden Fassung die Verpflichtung zur Einhaltung internationaler Normen um die DIN EN 
ISO 17021 Ausgabe November 2015. Diese DIN-Norm wird von den europäischen Zertifi-
zierungssystemen bereits vorgeschrieben. Die Aufnahme der DIN–Norm zeichnet die be-
stehende Praxis nach. Nummer 4 übernimmt die Regelungen der Nummer 1 Buchstabe e 
der Anlage 3 (Inhaltliche Anforderungen an Zertifizierungssysteme) der geltenden Verord-
nung und passt sie sprachlich der BioSt-NachV an. Sie bestimmt, dass sich die anerkannten 
Zertifizierungsstellen schriftlich dazu verpflichten müssen, die Anforderungen eines aner-
kannten Zertifizierungssystems gemäß der Verordnung zu erfüllen, Kontrollen und Maß-
nahmen zu dulden und entsprechende Betretungsmöglichkeiten zu gewähren. Im Übrigen 
entfallen jedoch die Bestimmungen der geltenden Anlage 3 Biokraft-NachV, da infolge der 
Aufhebung der Anerkennung von DE-Zertifizierungssystemen (siehe Erläuterungen zu Ab-
schnitt 4) kein Bedarf besteht inhaltliche Anforderungen an Zertifizierungssysteme zu re-
geln. § 43 Absatz 1 Nummer 5 Biokraft-NachV g.F. ist hingegen wortgleich in Nummer 5 
übernommen worden. Danach ist eine zustellungsfähige Anschrift innerhalb der Europäi-
schen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum erforderlich.  

Absatz 2 verpflichtet Zertifizierungsstellen zur Vorlage von Dokumenten, die die Erfüllung 
der Anforderungen nach Absatz 1 belegen. In Folge der Aufhebung des Abschnitts 4 Biok-
raft-NachV g.F. werden die Vorgaben des § 33 Absatz 3 Satz 2 Biokraft-NachV g.F. statt 
des Verweises unmittelbar übernommen. Danach kann die zuständige Behörde Prüfungen 
von Zertifizierungsstellen vor Ort in anderen Staaten nur durchführen, wenn der jeweilige 
Staat diesen zustimmt. 

Die Absätze 3 und 4 übernehmen unverändert den Wortlaut des § 43 Absätze 3 und 4 
Biokraft-NachV g.F., wonach eine Anerkennung von Zertifizierungsstellen nachträglich mit 
Auflagen versehen werden kann und des § 43 Absatz 4 Biokraft-NachV g.F., nach dem eine 
Kombination der Anerkennung mit der Anerkennung der -Biomassestrom-Nachhaltigkeits-
verordnung ermöglicht wird.  

Absatz 5 bestimmt auf welche Bereiche die Anerkennung von Zertifizierungsstellen be-
schränkt werden kann. Eine Anerkennung kann entsprechend der geltenden Regelung le-
diglich auf eine bestimmte Biomasse und Biokraftstoff oder auf einzelne Länder und Staaten 
beschränkt werden. Absatz 5 ermöglicht zudem auch die Beschränkung auf einzelne Gel-
tungsbereiche der Herstellungs- und Lieferkette. Damit wird eine bisher bestehende Rege-
lungslücke geschlossen. Zudem trägt dies zur Verbesserung der Qualitätssicherung des 
Nachweissystems bei.  

Zu § 27 (Verfahren zur Anerkennung von Zertifizierungsstellen) 

§ 27 regelt das Verfahren zur Anerkennung einer Zertifizierungsstelle.  
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Absatz 1 legt fest, dass das Verfahren zur Anerkennung von Zertifizierungsstellen nach den 
Vorschriften des VwVfG abgewickelt wird. Diese Regelung entspricht inhaltlich dem Ver-
weis des § 44 Biokraft-NachV g.F. auf das Verfahren zur Anerkennung von Zertifizierungs-
systemen nach § 34 Absatz 2 und 3 Biokraft-NachV g.F.  

Absatz 2 sieht eine Anerkennungsfiktion für den Fall vor, dass die zuständige Behörde nicht 
innerhalb von sechs Monaten entscheidet. Dies dient der Vereinfachung und Beschleuni-
gung des Verfahrens.  

Absatz 3 bezieht sich auf die Bekanntmachung im Bundesanzeiger und entspricht § 44 Satz 
2 Biokraft-NachV g.F. 

Zu § 28 (Inhalt der Anerkennung) 

§ 28 regelt die erforderlichen Inhalte der Anerkennung einer Zertifizierungsstelle und über-
nimmt die geltenden Regelungen des § 45 der Biokraft-NachV. 

Zu § 29 (Erlöschen der Anerkennung) 

§ 29 regelt das Erlöschen der Anerkennung einer Zertifizierungsstelle und übernimmt die 
geltenden Regelungen des § 46 der Biokraft-NachV. 

Zu § 30 (Widerruf der Anerkennung) 

§ 30 enthält Regelungen zum Widerruf der Anerkennung einer Zertifizierungsstelle und 
übernimmt die geltenden Regelungen des § 47 der Biokraft-NachV. Die Verweise werden 
der neuen Nummerierung der Neufassung angepasst. 

Zu Unterabschnitt 2 (Aufgaben von Zertifizierungsstellen) 

Anerkannte Zertifizierungsstellen stellen die Erfüllung der Nachhaltigkeitskriterien sicher. 
Unterabschnitt 2 regelt die Aufgaben der Zertifizierungsstellen. 

Zu § 31 (Führen von Verzeichnissen) 

§ 31 verpflichtet Zertifizierungsstellen zum Führen eines Verzeichnisses und entspricht § 
48 Biokraft-NachV g.F. Die Verweise sind der neuen Nummerierung der Neufassung ange-
passt. 

Zu § 32 (Kontrolle der Schnittstellen und Lieferanten) 

§ 32 regelt die Kontrolle der Schnittstellen und Lieferanten durch die Zertifizierungsstellen 
und übernimmt die Regelungen des § 49 Biokraft-NachV g.F. Die Verweise der neuen Num-
merierung werden der Neufassung angepasst.  

In Anpassung an die Regelungen der BioSt-NachV wird in Absatz 2 den Beschäftigten von 
Zertifizierungsstellen die Befugnis eingeräumt, während der Geschäfts- oder Betriebszeit 
die Grundstücke, Geschäfts-, Betriebs- und Lagerräume sowie Transportmittel zu betreten, 
soweit dies für die Kontrolle nach Absatz 1 erforderlich ist. Diese Befugnis bezieht sich auf 
alle Orte im Geltungsbereich dieser Verordnung, an denen die Schnittstelle und Lieferanten 
im Zusammenhang mit der Herstellung oder Lieferung von Biomasse oder Biokraftstoffen, 
für die ein Nachhaltigkeitsnachweis nach dieser Verordnung ausgestellt wird, Tätigkeiten 
ausübt.  

Absatz 3 verpflichtet die Schnittstellen im Geltungsbereich dieser Verordnung die Kontrol-
len nach Absatz 1 und 2 zu dulden. Die Regelungen dienen der Klarstellung der Kontroll-
möglichkeiten der Zertifizierungsstellen. 
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Zu § 33 (Kontrolle des Anbaus) 

§ 33 benennt die Kontrolle des Anbaus als Aufgabe der Zertifizierungsstellen und entspricht 
§ 50 Sätze 1 und 2 Biokraft-NachV g.F. Die Verweise werden entsprechend der Neunum-
merierung der Neufassung der Verordnung angepasst. In Umsetzung der Vorgaben der 
EU-Kommission über die von den EU-Systemen durchzuführenden Stichproben wird Satz 
3 neu gefasst (siehe Communication from the Commission on voluntary schemes and 
default values in the EU biofuels and bioliquids sustainability Scheme M2010/C 160/01; 
2.2.2. Adequate standard of independent auditing). Als Mindestgröße der durchzuführen-
den Stichproben wird die Quadratwurzel der Betriebe zugrunde gelegt. In Satz 4 werden 
die Befugnisse der Zertifizierungsstelle zur Kontrolle nach § 32 Absatz 2 und 3 in Anlehnung 
an die Vorgaben der BioSt-NachV aufgenommen. 

Zu § 34 (Kontrolle der Entstehungsbetriebe) 

§ 34 führt die Kontrolle von Entstehungsbetrieben von Abfall- und Reststoffen als Aufgabe 
der Zertifizierungsstellen neu ein und schließt damit eine bisherige Regelunglücke. Die Vor-
schrift verpflichtet die Zertifizierungsstellen der ersten Schnittstelle, Kontrollen analog den 
Vorgaben des § 32 durchzuführen.   

Die Bestimmungen zur Kontrolle des Anbaus bei nachhaltiger landwirtschaftlicher Bewirt-
schaftung des § 51 der geltenden Biokraft-NachV werden nicht in die Neufassung über-
nommen, da die entsprechenden europäischen Vorgaben in der Erneuerbare-Energien-
Richtlinie (EU) 2018/2001 weggefallen sind.  

Zu § 35 (Mitteilungen und Berichte über Kontrollen) 

§ 35 entspricht § 52 der Biokraft-NachV g.F.  

Zu § 36 (Weitere Berichte und Mitteilungen) 

§ 36 regelt welche Dokumente die Zertifizierungsstellen zwecks Überwachung dieser Ver-
ordnung an die zuständige Behörde zu übermitteln haben. In Nachzeichnung der bestehen-
den Praxis werden die Bestimmungen der geltenden Biokraft-NachV angepasst. Danach 
entfällt die Verpflichtung nach § 53 Absatz 1 Biokraft-NachV g.F., Kopien der dort aufge-
führten Dokumente an die zuständige Behörde zu übermitteln, da die entsprechenden In-
formationen in der elektronischen Datenbank verfügbar sind.  

Vorgelegt werden müssen nach Absatz 1 Nummer 1 die Auditberichte der Zertifizierungs-
stellen, was § 53 Absatz 2 Nummer 3 Biokraft-NachV g.F. entspricht und nach Absatz 1 
Nummer 2 die Zertifikate nach § 19 Absätze 1 und 2, was wiederum § 53 Absatz 1 Nummer 
3 Biokraft-NachV g.F. entspricht. Als Folgeänderung zu § 20 Nummer 2 wird festgelegt, 
dass eine Übermittlung der Dokumente spätestens bis zum Laufzeitbeginn der Zertifikate 
zu erfolgen hat.  

Absatz 2 Nummern 1 und 2 entsprechenden § 53 Absatz 2 Nummern 1 und 2 Biokraft-
NachV. Die Verweise werden der Nummerierung der Neufassung angepasst. Angesichts 
der Aufhebung des Abschnittes 4 der Biokraft-NachV g.F. entfallen in Absatz 2 Nummer 3 
im Vergleich zu § 53 Absatz 2 Nummer 3 Biokraft-NachV g.F. die Verweise auf das Aner-
kennungsverfahren für DE-Zertifizierungssysteme. Aufgenommen wird hingegen die Ver-
pflichtung, Probleme bei der Einhaltung von Systemvorgaben in dem Erfahrungsbericht an 
die zuständige Behörde zu melden. Damit wird die Voraussetzung zur Kontrolle der Arbeits-
weise der Zertifizierungsstellen nach Artikel 30 Absatz 9 Unterabsatz 2 Satz 3 der Erneu-
erbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001) geschaffen. 



 - 120 - Bearbeitungsstand: 30.03.2021  11:26 Uhr 

Zu § 37 (Aufbewahrung, Umgang mit Informationen) 

§ 37 regelt den Umgang mit den von den Zertifizierungsstellen zur Verfügung gestellten 
Daten und übernimmt die geltenden Regelungen des § 54 Biokraft-NachV. Die Verweise 
sind der Nummerierung der Neufassung angepasst. 

Zu Unterabschnitt 3 (Überwachung von Zertifizierungsstellen) 

Unterabschnitt 3 regelt die Überwachung von Zertifizierungsstellen.  

Zu § 38 (Kontrollen und Maßnahmen) 

Nach § 38 ist die zuständige Behörde Überwachungsbehörde. Absatz 1 wird infolge des 
Wegfalls von DE-Zertifizierungssystemen im Vergleich zu § 55 Absatz 1 Biokraft-NachV 
g.F. im Verweis angepasst.  

In den Absätze 2 und 3 werden die Kontrollbefugnisse der zuständigen Behörde benannt.  
Nach Absatz 2 sind die Beschäftigten sowie die Beauftragten der zuständigen Behörde 
befugt, während der Geschäfts- oder Betriebszeit Grundstücke, Geschäfts-, Betriebs- und 
Lagerräume sowie Transportmittel zu betreten, soweit dies für die Überwachung nach Ab-
satz 1 erforderlich ist.  

Nach Absatz 3, der im Wesentlichen Absatz 2 des geltenden § 55 Biokraft-NachV ent-
spricht, kann die zuständige Behörde gegenüber Zertifizierungsstellen die Anordnungen 
treffen, die notwendig sind, um festgestellte Mängel zu beseitigen und künftige Mängel zu 
verhüten. Insbesondere kann sie anordnen, dass die Beschäftigten einer Zertifizierungs-
stelle wegen fehlender Unabhängigkeit, Fachkunde oder Zuverlässigkeit nicht mehr kon-
trollieren darf, ob die Anforderungen nach dieser Verordnung erfüllt werden. Die neu auf-
genommenen Regelungen der Absätze 2 und 3 entsprechen den Vorgaben der BioStT-
NachV, dienen der Klarstellung der Kontrollbefugnisse der zuständigen Behörden und ei-
nem gleichlautenden Wortlaut der Regelungen der beiden Nachhaltigkeitsverordnungen. In  
Absatz 3 wird in  Umsetzung von Artikel 30 Absatz 9 der Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
(EU) 2018/2001 klarstellend ergänzt, dass die zuständige Behörde das EU-System über 
festgestellte Mängel der Tätigkeit der Zertifizierungsstelle informiert Die Verweise der 
neuen Nummerierung der Paragraphen wurden übernommen und einzelne Begrifflichkeiten 
der gendergerechteren Sprache angepasst. 

Zu Unterabschnitt 4 (Weitere anerkannte Zertifizierungsstellen) 

Unterabschnitt 4 stellt den inhaltlichen Gleichlauf mit der Biomassestrom-Nachhaltigkeits-
verordnung und dem Recht der Europäischen Union her. 

Zu § 39 (Anerkannte Zertifizierungsstellen auf Grund der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung) 

§ 39 entspricht dem geltenden § 56 der Biokraft-NachV.  

Zu § 40 (Weitere anerkannte Zertifizierungsstellen) 

§ 40 definiert weitere im Rahmen der Verordnung anerkannte Zertifizierungsstellen.  

Mit Absatz 1 Nummern 1 und 2 werden die geltenden Bestimmungen des § 57 Absatz 1 
Nummern 1 und 2 Biokraft-NachV übernommen. § 57 Absatz 1 Nummer 3 Biokraft-NachV 
g.F. wird hingegen nicht aufgegriffen, da die europarechtliche Grundlage für diese Rege-
lung (Artikel 18 Absatz 4 Unterabsatz 1 Satz 2 der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 
2009/28/EG sich in der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 nicht wiederfindet 
(siehe Begründung zu § 15). Als Folgeänderung wird in Absatz 2 kein Bezug zu bilateralen 
und multilateralen Verträgen hergestellt.  
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Zu Abschnitt 5 (Weitere Bestimmungen zum Nachweis) 

Abschnitt 5 eröffnet die Möglichkeit der vorläufigen Anerkennung von Zertifizierungsstellen.  

Zu § 41 (Nachweis durch vorläufige Anerkennungen) 

§ 41 ermöglicht eine Nachweisführung aufgrund einer vorläufigen Anerkennung für eine 
Übergangszeit und ist im Wesentlichen inhaltsgleich mit dem geltenden § 59 Biokraft-
NachV. Bezüge zu den Zertifizierungssystemen werden als Folgeänderung zum Wegfall 
der DE-Zertifizierungssysteme in den Absätzen 1 und 4 gestrichen (siehe Begründung zu 
Abschnitt 4).  

Zu Teil 4 (Zentrales Informationsregister) 

Teil 4 regelt die Aufgabenzuweisung an die zuständige Behörde zur Führung eines zentra-
len Registers über Zertifizierungssysteme, Zertifizierungsstellen, Nachweise, Bescheini-
gung und Berichte im Zusammenhang nach dieser Verordnung.  

Zu § 42 (Informationsregister) 

Zur Erfüllung der Aufgaben im Rahmen der Verordnung ist die zuständige Behörde ver-
pflichtet ein Informationsregister zu führen.  

Satz 1 ist inhaltsgleich mit dem bisherigen § 60 der Biokraft-NachV. Neu eingeführt wird in 
Satz 2 die Möglichkeit, Bestimmungen zur Online Datenbankanwendung im Bundesanzei-
ger bekannt zu geben.  Damit ist eine Informationsverbesserung im Umgang mit Konten zur 
Nachweisverwaltung intendiert.   

Absatz 2 entspricht § 60 Absatz 2 Biokraft-NachV g.F. 

Zu § 43 (Datenabgleich) 

§ 43 regelt den Abgleich der verfügbaren Daten zur Verhinderung von Missbrauch. Die 
Regelungen wurden sprachlich angepasst und entsprechen § 61 Biokraft-NachV gF. Die 
Verweise sind entsprechend der Neufassung aktualisiert.  

Zu Teil 5 (Datenerhebung und -verarbeitung, Berichtspflichten, behördliches 
Verfahren) 

Teil 5 regelt die Datenerhebung und -verarbeitung, Berichtspflichten sowie das behördliche 
Verfahren vor der zuständigen Behörde. 

Zu § 44 (Auskunftsrecht der zuständigen Behörde) 

§ 44 ermächtigt die zuständige Behörde zur Einholung weiterer Informationen und ent-
spricht im Wesentlichen § 62 Biokraft-NachV g.F.  

Zu § 45 (Berichtspflicht der zuständigen Behörde) 

§ 45 entspricht § 63 Biokraft-NachtV g.F. und verpflichtet die zuständige Behörde zu jährli-
chen Evaluierungsberichten. Der erste Bericht nach der Neufassung der Verordnung ist bis 
31.12. 2022 vorzunehmen. 

§ 64 Biokraft-NachV g.F. (Berichtspflicht des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit) entfällt, da es keine Entsprechung der Regelung in der Erneuer-
baren Energien Richtlinie (EU) 2018/2001 gibt. Der Artikel 22 der Richtlinie 2009/28/EG ist 
entfallen.  
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Zu § 46 (Datenübermittlung) 

§ 46 übernimmt die geltenden Regelungen des § 65 Biokraft-NachV mit kleineren formalen 
Anpassungen.  

Zu § 47 (Zuständigkeit) 

§ 47 bestimmt die zuständigen Behörden. 

Absatz 1 weist die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) als zuständige 
Behörde im Sinne der Verordnung aus. Da die BLE stets zuständige Behörde sein soll, 
bedarf es der in § 66 Absatz 1 Biokraft-NachV g.F. angeführten Aufzählung nicht. Zudem 
dient der Wegfall der Auflistung der Verschlankung der Verordnung. Absatz 2 entspricht § 
66 Absatz 2 der geltenden Biokraft-NachV.  

Zu § 48 (Verfahren vor der zuständigen Behörde) 

§ 48 regelt das Verfahren vor der zuständigen Behörde und ist identisch mit dem geltenden 
§ 67 BioSt-NachV.  

Zu § 49 (Muster und Vordrucke) 

§ 49 schreibt für bestimmte Dokumente die Verwendung von Mustern und Vordrucken vor 
und ist entspricht den inhaltliche Regelungen des § 68 Biokraft-NachV g.F. Der Text wurde 
in Anlehnung an die BioSt-NachV angepasst und auf ein elektronisches Übermittlungsver-
fahren abgestellt. Die Verweise wurden der neuen Nummerierung der Neufassung ange-
passt. 

Zu § 50 (Außenverkehr) 

§ 50 regelt den Außenverkehr und übernimmt den Wortlaut des § 69 Biokraft-NachV g.F.  

Zu Teil 6 (Bußgeldvorschriften) 

Teil 6 wird neu eingefügt und führt erstmalig Bußgeldtatbestände im Zusammenhang mit 
der Biokraft-NachV ein. Mit der Aufnahme von Bußgeldbestimmungen auf Basis der Er-
mächtigungsgrundlage des Bundes-Immissionsschutzgesetzes wird eine bestehende Re-
gelungslücke in der geltenden Biokraft-NachV geschlossen und Ahndungsmöglichkeiten 
geschaffen für das Fälschen von Nachhaltigkeitsnachweisen oder vorsätzliche oder fahr-
lässige unrichtigen Angaben. Die in § 20 Biokraft-NachV g.F. und auch in § 17 der Neufas-
sung angeordnete Rechtsfolge der Unwirksamkeit von Falschangaben enthaltenden Nach-
haltigkeitsnachweisen und Teilnachweise dient auch dem Umweltschutz. Sie soll sicher-
stellen, dass ausschließlich Biokraftstoffe auf die Erfüllung der Verpflichtungen nach § 37a 
Absatz 1 und Satz 2 in Verbindung mit 37a Absatz 4 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes Absatz 4 anerkannt werden, die die Nachhaltigkeitskriterien und Vorgaben der Treib-
hausgaseinsparung einhalten. Der inländische Vollzug sowie die in den letzten Jahren be-
kannt gewordenen Betrugsfälle aus dem europäischen Ausland zeigen, dass die in § 20 
Absatz 1 Nummer 2 der geltenden Biokraft-NachV vorgesehene Folge der Unwirksamkeit 
nicht ausreichend ist, um sicherzustellen, dass Angaben mit der erforderlichen Sorgfalt ge-
macht werden und um vorsätzlichen Falschangaben der Marktakteure in der gesamten 
Handelskette entgegenzuwirken. Vor diesem Hintergrund besteht der Bedarf die durch § 
62 Absatz 1 Nummer 7 Bundes-Immissionsschutzgesetz21)) bestehende Möglichkeit der 

                                                 
 
21) Verweis bezieht sich auf aktuellen Entwurf des Gesetzes 
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Normierung von Ordnungswidrigkeiten im Zusammenhang mit der Biokraft-NachV zu nut-
zen. 

Zu § 51 (Ordnungswidrigkeiten) 

Die Vorschrift regelt Handlungen, die im Vergleich zu den Umweltstraftaten nach §§ 324 ff. 
StGB einen geringen Unrechtsgehalt aufweisen und als sogenanntes Verwaltungsunrecht 
nur mit Bußgeld geahndet werden.  

Nach Absatz 1 handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig Nachhaltigkeits-
weise fälscht oder in Nachweisen unrichtige Angaben macht, die zur Unwirksamkeit des 
Nachweises führen. 

Absatz 2 stellt klar, dass die Bestimmungen des Absatzes 1 auch für Teilnachweise gelten.  

Die jeweilige Ordnungswidrigkeit kann nach § 62 Absatz 1 Nummer 7 Bundes-Immissions-
schutzgesetz22)) mit bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden. 

Zu Teil 7 (Schlussbestimmungen) 

Teil 7 enthält die erforderliche Schlussbestimmung. 

Zu § 52 (Inkrafttreten) 

§ 52 regelt das Inkrafttreten der Verordnung.  

Zu Artikel 3 (Änderung der Verordnung über Gebühren für Amtshandlungen der 
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung nach der Biomassestrom-
Nachhaltigkeitsverordnung und der Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung 
(Biomassestrom- sowie Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsgebührenverordnung - 
BioNachGebV)) 

Bei den Änderungen handelt es sich um Folgeänderungen zu den Artikeln 1 und 2.  

Zu Nummer 1  

In § 1 Absatz 1 Nummern 1 und 2 sowie Absatz 2 Nummer 2 werden die Verweise auf die 
BioSt-NachV und die Biokraft-NachV aktualisiert. Absatz 2 Nummer 1 sowie Absatz 3 wer-
den aufgehoben, da nach den Neuerlassen der BioSt-NachV und der Biokraft-NachV die 
Regelungen zu den nationalen Zertifizierungssystemen entfallen. Absatz 4 wird damit zu 
Absatz 3. 

Zu Nummer 2 

In Anlage 1 wird Nummer 1 aufgrund des Wegfalls von Regelungen zu nationalen Zertifi-
zierungssystemen (s. zu Nummer 1) aufgehoben. Im Übrigen werden Verweise auf die 
BioSt-NachV und die Biokraft-NachV aktualisiert und die Nummerierung angepasst.  

Zu Artikel 4 (Änderung der Achtunddreißigste Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung zur Festlegung weiterer 
Bestimmungen zur Treibhausgasminderung bei Kraftstoffen - 38. BImSchV)) 

Bei den Änderungen handelt es sich um Folgeänderungen zu Artikel 2. 

                                                 
 
22) Verweis bezieht sich auf aktuellen Entwurf des Gesetzes 
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Zu Nummer 1 

Die Verweise in § 4 Absatz 3 auf die Biokraft-NachV werden an die Neufassung angepasst.  

Zu Nummer 2 

Die Verweise in § 15 Absatz 1 auf die Biokraft-NachV werden an die Neufassung ange-
passt.  

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Die Neuerlasse erfordern eine Aufhebung der geltenden Nachhaltigkeitsverordnungen. 
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